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J. Vom alten zum neuen Kurs. 


Fuͤrſt Bismarck hat in juͤngeren Jahren haͤufig von 
der Zeit geſprochen, da er ſich unter die Kanonen von 
Schoͤnhauſen zuruͤckziehen werde. Schon unter den 
Diplomaten des Bundestags in Frankfurt a. M., 
deren zerfahrenes nichtiges Treiben ihn bald beluſtigte, 
bald zuruͤckſtieß, trat haͤufig der Wunſch vor ſeine Seele, 
in Ruhe und Beſchaulichkeit ſeinen Kohl zu bauen. 
So ſchrieb er von Frankfurt aus an ſeine Schweſter: 
„Nach 30 Jahren wird es mir gleichguͤltig ſein, ob ich 
jetzt Diplomat oder Landjunker ſpiele, und bisher hat 
die Ausſicht auf friſchen, ehrlichen Kampf, ohne durch 
irgendeine amtliche Feſſel geniert zu ſein, gewiſſermaßen 
in politiſchen Schwimmhoſen, faſt ebenſoviel Reiz fuͤt 
mich, als die Ausſicht auf ein fortgeſetztes Regime von 
Truͤffeln, Depeſchen und Großkreuzen. Nach neune iſt 
alles vorbei, ſagt der Schauſpieler ...“ Selbſt bis in 
die naͤchtlichen Traͤume verfolgte ihn zuweilen der Ge⸗ 
danke an einen gluͤcklichen Landaufenthalt, „ganz deutlich, 
bis ins Kleinſte, wie ein großes Bild, mit allen Farben, 
ſogar mit gruͤnen Baͤumen, Sonnenſchein auf allen 
Staͤmmen, blauer Himmel daruͤber. Ich ſehe jeden 
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einzelnen Baum. Ich bemühte mich es los zu werden; 
aber es kam immer wieder und quaͤlte mich, und als 
ich's zuletzt aus dem Geſichte verlor, kam anderes — 
Akten, Noten, Depeſchen, bis ich endlich gegen Morgen 
einſchlief.“ 

Ein andermal, auf dem Borsche in Peters⸗ 
burg, ergriff den Kraft⸗ und Tatmenſchen Hamletſtim⸗ 
mung: „Wie Gott will, es iſt hier alles doch nur eine 
Zeitfrage, Voͤlker und Menſchen, Torheit und Weisheit, 
Krieg und Frieden, ſie kommen wie Waſſerwogen, nur 
das Meer bleibt. Es iſt ja nichts auf dieſer Erde als 
Heuchelei und Gaukelſpiel.“ Noch in ſpaͤteren Tagen ſoll 
die Fuͤrſtin Bismarck einmal zu Lothar Bucher geſagt 
haben: „Glauben Sie mir, eine Wruke intereſſiert ihn 
mehr als Ihre ganze Politik.“ 

Aber die Sehnſucht nach der laͤndlichen Idylle hat 
ſich niemals erfuͤllt, auch dann nicht, als ihn, den von 
allem amtlichen Wirken Entruͤckten, die Wipfel des 
Sachſenwaldes in ihren Schatten einnahmen. Ein 
anderes Ideal war ſtaͤrker in ihm. Er hat es bezeichnet 
mit den Worten: „Wenn ich einem Teufel verſchrieben 
bin, ſo iſt's ein teutoniſcher.“ Die Trennung von dem 
Werke, das er fortzufuͤhren noch die Kraft in ſich fuͤhlte, 
war wider ſeinen Willen und unvorhergeſehen erfolgt, 
in Formen, die ihn verwundeten. Die teutoniſche Recken⸗ 
natur ſetzte ſich mit aller Wucht zur Wehr, ſchonungslos, 
wie er alle ſeine politiſchen Kaͤmpfe gefuͤhrt hatte. 
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Noch vor feiner Überſiedelung von Berlin nach 
Friedrichsruh griff er in den Tagesſtreit uͤber die Gruͤnde 
ſeines Ruͤcktritts ein. Zunaͤchſt wollte er es nicht gelten 
laſſen, daß ſein Ausſcheiden aus dem Dienſt mit Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten in der Arbeiterfrage zuſammen⸗ 
hinge. Solche haͤtten ſich vielmehr auf ſtaatsrechtlichem 
Gebiete ergeben und die Grenzen der miniſteriellen 
Verantwortlichkeit nach Lage der Verfaſſung ſowie die 
Beziehungen des Miniſterpraͤſidenten zu ſeinen Kollegen 
zum Gegenſtande gehabt. (Norddeutſche Allgemeine 
Zeitung vom 20. Maͤrz 1890.) Gemeint war das Ver; 
langen des Fuͤrſten, daß kein unmittelbarer Verkehr 
der Staatsſekretaͤre und auf Grund einer alten Kabinetts⸗ 
order von 1852 ſelbſt nicht der der preußiſchen Miniſter 
mit dem Landesherrn ohne Kontrolle und Mitwirkung 
des Reichskanzlers und Miniſterpraͤſidenten ſtattzufinden 
habe. Mit der Erklaͤrung der Norddeutſchen Allgemeinen 
Zeitung war der Fuͤrſt inſofern im Rechte, als in ſeinem 
Entlaſſungsgeſuch vom 18. Maͤrz 1890 ausführlich aus⸗ 
einandergeſetzt war, warum er ſich außerſtande fuͤhlte, 
dem wiederholten kaiſerlichen Befehl nachzukommen, 
laut deſſen er die Aufhebung der vor kurzem von ihm 
ſelbſt in Erinnerung gebrachten Order von 1852 herbei⸗ 
fuͤhren und gegenzeichnen ſollte. 

In dieſen „ſtaatsrechtlichen Differenzen“ waͤhrend 
der letzten Wochen vor ſeinem Abgang wollte Fuͤrſt 
Bismarck die volle Klarheit uͤber die unabweisliche Not⸗ 
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wendigkeit feines Ruͤcktritts erlangt haben. Aber fie 
waren nicht Grund der Entlaſſung, ſondern eben nur 
Folgeerſcheinung anderer ſtaͤrkerer Gegenfäge. Der Fuͤrſt 
hat denn auch bald den Zwieſpalt, der zwiſchen ihm und 
dem Kaiſer uͤber die Erweiterung des Arbeiterſchutzes 
zur Bekaͤmpfung der Sozialdemokratie beſtand, ſelbſt 
ſtark hervorgehoben. Der Kaiſer, als der beſſere Menſch 
von ihnen beiden, der doch nicht uͤber die Erfahrungen 
eines Siebzigers verfuͤge, habe ſich fuͤr den Frieden 
entſchieden, er, der Fuͤrſt, habe kaͤmpfen wollen, je eher, 
deſto lieber. (Unterredung mit Dr. Reichardt, Dresdener 
Nachrichten vom 18. Juli 1890.) „Der Kaiſer neigt ſich 
bei ſeinem guten Herzen dahin, daß man den Sozialiſten 
mit milden Maßregeln, mit Guͤte beikommen ſoll. Ich 
bin vollkommen entgegengeſetzter Meinung. Bei ſolcher 
Meinungsverſchiedenheit konnte ich nicht lange harren... 
Ich bin der Anſicht, daß in naher Zukunft die ſoziale 
Frage Deutſchland zu einem blutigen Kataklysmus 
fuͤhren muß. Beſonders verdrießlich iſt es, daß je ſpaͤter 
die unvermeidlichen Repreſſivmaßregeln getroffen wer⸗ 
den, um ſo blutiger die Loͤſung ſein wird.“ (Bericht 
der Nowoja Wremja vom 27. Juni 1890.) 

Hier klafft wirklich ein tiefer Zwieſpalt: Der Kaiſer 
wollte verſoͤhnen, der Kanzler niederkaͤmpfen. Die erſten 
deutlichen Riſſe waren in der Kronratsſitzung vom 
24. Januar 1890 hervorgetreten. Fuͤr den naͤchſten Tag, 

den 25. Januar, ſtand die dritte Leſung des Entwurfs 
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wegen Anderung und dauernder Geltung des Sozialiſten⸗ 
geſetzes und darauf der Schluß des Reichstags bevor. 
Es war noch der 1887 gewählte Kartellreichstag. Die 
konſervativ⸗nationalliberale Mehrheit war fuͤr die Vor⸗ 
lage zu haben. Streitig innerhalb dieſer Mehrheit war 
nur der Paragraph, der die Befugnis enthielt, ſozialiſtiſche 
Agitatoren aus beſtimmten Bezirken auszuweiſen. Die 
Nationalliberalen beſtanden auf Streichung des Para; 
graphen, die Konſervativen wollten ſich dem nur fuͤ⸗ 
gen, wenn der Kanzler ihnen gegenuͤber vor der Ab⸗ 
ſtimmung ſein Einverſtaͤndnis mit der Streichung erklaͤrte. 
Fuͤrſt Bismarck hatte dem ihn deshalb in Friedrichsruh 
beſuchenden Fuͤhrer v. Helldorf eine ſolche Erklaͤrung nicht 
oder wenigſtens nicht deutlich genug abgegeben, ſo daß 
mit dem Scheitern der Vorlage gerechnet werden mußte. 
Indeſſen geht die Annahme fehl, daß die Haltung des 
Fuͤrſten Bismarck in der Frage des Sozialiſtengeſetzes 
den Ausgangspunkt fuͤr den ſchließlichen Bruch des Kaiſers 
mit dem Kanzler gebildet habe. Das entſcheidend Fort⸗ 
wirkende war vielmehr, daß der Kaiſer im Kronrate die 
Abſicht bekundete, den Reichstag in Perſon zu ſchließen 
und alsbald ein ſozialpolitiſches Manifeſt fuͤr die Ar⸗ 
beiter zu erlaſſen. 

Danach konnte Fuͤrſt Bismarck nicht mehr im Zweifel 
daruͤber ſein, daß er ſich einer Lage in Berlin gegenuͤber 
befand, an die er in Friedrichsruh nicht hatte glauben 
wollen, und es fiel das Wort: „Dann ſind mir ja meine 
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Wege gewieſen.“ Von da ab kam die Sozialiſtengeſetz⸗ 
frage im Kronrat und im weiteren Verlauf der Kriſis 
kaum mehr in Betracht und war die Fortbildung des 
poſitiven Arbeiterſchutzes zum ſachlichen Angelpunkt 
des Konflikts geworden. In ſpaͤteren Unterredungen mit 
Zeitungsberichterſtattern hat Fuͤrſt Bismarck ſtets nur 
von den Gegenſaͤtzen in der Beurteilung der ſozialen 
Frage in toto, niemals von entſcheidenden Differenzen 
wegen des Ausnahmegeſetzes in specie geſprochen. Es 
ſcheint ſogar die Angabe wohl verbuͤrgt zu ſein, daß nicht 
bloß private, ſondern auch amtliche Außerungen des 
Fuͤrſten aus dem Winter 1889 / 90 vorlagen, welche bes 
wieſen, daß er dem Verſuche, noͤtigenfalls, wenn es die 
Stimmung der Waͤhler nicht anders wollte, ohne ein 
Sozialiſtengeſetz zu regieren, keineswegs unbedingt ent⸗ 
gegen war und ihn ſelber mit haͤtte anſtellen helfen, ſei 
es auch nur, um einen klaren Beweis für die Not 
wendigkeit von Ausnahmemaßregeln wider die Sozial⸗ 
demokratie zu erlangen. 

Jedenfalls ſah er ein, daß der Zankapfel des So⸗ 
zialiſtengeſetzes nicht auf den Tiſch der mit dem Kanzler⸗ 
wechſel eingefuͤhrten Verſoͤhnungspolitik paßte. Beim 
erſatzloſen Ablauf des Sozialiſtengeſetzes im Oktober 
1890 beſchraͤnkte er ſich darauf, in den Hamburger 
Nachrichten ſeine Haltung im Kronrat vom 24. Januar 
rechtfertigen und wiederholen zu laſſen, daß er ein ab; 
gemildertes Sozialiſtengeſetz erſt dann angenommen 
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hätte, wenn ein endgültiger Beſchluß des Reichstags 
fuͤr den nationalliberalen Antrag zuſtande gekommen, 
der Reichstagsmehrheit alſo auch allein die Verant⸗ 
wortung zugefallen waͤre. 

War nun auch die Verſchiedenheit der Anſchauung, 
wie ſie im Kronrat vom 24. Januar in bezug auf die 
Sozialreform hervortrat, die fuͤr Ausgang der Kriſis 
wichtigſte, ſo war ſie doch nicht die erſte tiefe Verſtimmung 
zwiſchen dem jungen, ſich zu einer glaͤnzenden Zukunft 
berufen fuͤhlenden Kaiſer und dem alten Kanzler mit 
einer unvergleichlich großen Vergangenheit. Voran⸗ 
gegangen war ihr unter anderem der Zwiſt auf der 
Ruͤckfahrt nach der Verabſchiedung des Zaren im Ok⸗ 
tober 1889. Der Kaiſer lud den Fuͤrſten zu ſich in ſeinen 
Wagen ein und teilte ihm mit, daß er mit dem Zaren 
einen zweiten Beſuch in Petersburg waͤhrend der ruſſiſchen 
Manöver verabredet habe. Der Kanzler mißbilligte dieſen 
ohne ſeinen Rat unternommenen Schritt als zu weit 
entgegenkommend und zweifelhaft im Erfolg. Indeſſen 
ebenſo wie man nicht einzelne Symptome mit dem 
Weſen der Krankheit verwechſeln ſoll, ſo darf man auch 
die Bismarck-Kriſis nicht aus einzelnen Vorkommniſſen 
wie eben dieſer in Groll endigenden Fahrt oder dem 
vom Kaiſer getadelten Empfang Windthorſts oder den 
Differenzen uͤber die Kabinettsorder von 1852 erklaͤren 
wollen. Ein ſolches einzelnes Vorkommnis war auch 
der in dem Entlaſſungsgeſuch des Fuͤrſten erwaͤhnte 
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Vorwurf des Kaifers, daß ihm Berichte des Konſuls in 
Kiew über Anzeichen von ruſſiſchen Kriegs vorbereitungen 
nur luͤckenhaft vorgelegt worden ſeien. Zum Teil hatten 
ſich auch dieſe ſymptomatiſchen Erſcheinungen erſt im 
Maͤrz gezeigt, waͤhrend die erſte Anfrage an den General 
v. Caprivi, ob er bereit ſei, den Kanzlerpoſten zu uͤber⸗ 
nehmen, ſchon im Februar 1890 ergangen war. 

Am letzten Ende war die Trennung tief in den Cha⸗ 
rakteren, Machtanſpruͤchen, Altersunterſchieden und Er⸗ 
fahrungen begruͤndet, was auch Bismarck ſelbſt natuͤrlich 
nicht verkannt hat. „Der Kaiſer will zugleich Kaiſer und 
Kanzler ſein.“ In einem mit eigener Hand bald nach 
ſeiner Entlaſſung niedergeſchriebenen „Entwurf zu 
vertraulichen Außerungen uͤber die Motive meines 
Ruͤcktritts aus dem Dienſt“ ſollen am Schluſſe die 
perſoͤnlichen Umſtaͤnde als entſcheidend in den Vorder⸗ 
grund geruͤckt ſein !). 

Ich ſchrieb damals fuͤr mehrere deutſche Blaͤtter, die 
Schleſiſche Zeitung, den Hamburgiſchen Korreſpondenten, 
die Muͤnchener Allgemeine Zeitung, gleichlautende taͤg⸗ 
liche Berichte und lieferte an Stelle von Hugo Jakobi), 


) Leipziger Neueſte Nachrichten vom 4. November 1906. 

2) Hugo Jakobi verdiente ſich ſeine erſten Sporen bei der Nord⸗ 
deutſchen Allgemeinen Zeitung Ende der ſiebziger Jahre, war dann laͤngere 
Zeit in der elſaͤſſiſch⸗lothringiſchen Verwaltung unter Manteuffel und 
Hohenlohe in Preßangelegenheiten tätig. Nach feiner Münchener Zeit 
war er Chefredakteur der Berliner Neueſten Nachrichten. Er führte eine 
gewandte Feder, war in hoͤfiſcher und militäriſcher Geſchichte gut beſchlagen, 
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nachdemer die Leitung der Allgemeinen Zeitung in München 
übernommen hatte, monatlich eine Anzahl von Berliner 
Briefen für den Peſter Lloyd. Als politiſcher Tagesſchrift⸗ 
ſteller war ich nur einer von vielen. In den Reichstag ging 
ich nur an großen Tagen. Zur Zeit des alten Kurſes ber 
ſuchte ich hin und wieder Rudolf Lindau im Auswärtigen 
Amt, erſt unter dem neuen Kurs, als Herr v. Kiderlen⸗ 
Wächter neben Conſtantin Rößler‘) Preßangelegenheiten 
bearbeitete, war mein Verkehr in der Wilhelmſtraße 76 
reger geworden. 

Ausgiebige politiſche Anregungen erhielt ich in einem 
Kreiſe von Maͤnnern der verſchiedenſten Berufe, die ſich 
allabendlich ſpaͤt am runden Tiſch im Weihenſtephan 
verſammelten. Den ruhenden Pol in der Erſcheinungen 
Flucht bildete der Landrat des Kreiſes Teltow Stuben⸗ 
rauch, ein Mann von ſtarkem Willen, praktiſchem Blick, 
ſtrenger von bureaukratiſchen Feſſeln freier Sachlichkeit. 


ſtand in nahen Beziehungen zu Miniſtern (Miquel) und Parlamentariern 
(Kardorff) und war im Friedrichsruher Kreiſe gern geſehen, nahm auch 
an den Verhandlungen des Stuttgarter Verlegers Kröner mit dem Autor 
der „Gedanken und Erinnerungen“ teil. Er ſtarb 1906. 

1) Roͤßler war ein wuͤrdiger Greis mit einem Prophetenkopf, der 
ſchon zur Zeit der neuen Ara in Herrn v. Bismard;Schönhaufen den 
Mann der Vorſehung fuͤr Preußen und Deutſchland erblickt hatte. 
Vorher war er Profeſſor fuͤr Staatswiſſenſchaften an der Univerſitaͤt in 
Jena geweſen. Von 1877 bis 1892 leitete er das Koͤnigliche Literariſche 
Bureau des preußiſchen Staatsminiſteriums. Sein Feld war nicht die 
politiſche Tagespreſſe, ſondern die Zeitſchriftenliteratur, fuͤr die er manchen 
wertvollen Beitrag geliefert hat. 


Er war ſchon als Leutnant im erſten Garderegiment zu 
Fuß dem Prinzen Wilhelm gut bekannt und durch 
Verbindungen mit dem Hofe und in den oberen Re⸗ 
gionen uͤber vieles unterrichtet. Die Miniſterien waren 
unter anderen durch den Geheimrat v. d. Hagen, ſpaͤteren 
Miniſterialdirektor im Handelsminiſterium, die Kunſt 
durch Franz Schwechten, den Kirchenbauer, das Militaͤr 
durch den Hauptmann im Großen Generalſtabe, ſpaͤteren 
Eiſenbahnminiſter Budde an der Tafelrunde vertreten. 
Unter den gelegentlichen Gaͤſten war der Major v. Löwens 
feld, ſpaͤter Generaladjutant und Kommandierender des 
Gardekorps, und meine erſte perſoͤnliche Bekanntſchaft 
mit dem Reichskanzler a. D. v. Bethmann Hollweg 
ruͤhrt von einer Gaſtrolle her, die der damalige Landrat 
von Oberbarnim am runden Tiſche gab. 

Die politiſchen Unterhaltungen, die hier gefuͤhrt 
wurden, bewegten ſich alle auf dem Grunde einer 
warmen Verehrung fuͤr den Fuͤrſten Bismarck. Dieſe 
hatte wie in den 99 Tagen der Regierung des Kaiſers 
Friedrich auch nach dem Kanzlerwechſel im Maͤrz 1890 
Stich gehalten. Aber mit Stubenrauch gehoͤrte ich zu 
denen, die wußten oder erkannten, daß eine vollſtaͤndige 
Ausſöͤhnung des alten Kanzlers mit dem Kaiſer und 
ſeine Ruͤckkehr zu den amtlichen Geſchaͤften unmoͤglich 
war und daß alſo ohne ihn weiterregiert werden mußte. 
Daraus ergab ſich der Wunſch und die Forderung, den 
in der Nation entſtandenen tiefen Riß nicht zu erweitern 
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und bei der Überleitung des Staatsſchiffes in den neuen 
Kurs die perſoͤnlichen Gegenſaͤtze moͤglichſt zuruͤcktreten 
zu laſſen. Wer die Zeit miterlebt hat, wird wiſſen, wie 
ungemein ſchwer das war. Leidenſchaftliche Parteinahme 
in Reden und Artikeln, Mißverſtaͤndniſſe und Mißgriffe, 
Unwahrheiten, die geglaubt wurden, und Wahrheiten, 
die man nicht hoͤren wollte, Streitigkeiten um Vergan⸗ 
genes mehr noch als um das Werdende verwirrten den 
Lauf der oͤffentlichen Dinge. 

Beim Feſtmahl zur Einweihung des neuen Kreis⸗ 
hauſes Teltow in Berlin (18. Dezember 1891) traf nach 
der Rede des Kaiſers und Koͤnigs auf die Anſprache 
des Landrats die Nachricht ein, daß der Reichstag die 
Handelsvertraͤge mit Sſterreich-Ungarn, Italien und 
Belgien in dritter Leſung mit 243 gegen 48 Stimmen an⸗ 
genommen hatte. Darauf erhob ſich der Kaiſer noch einmal 
zu einer warmen Lobrede auf den Reichskanzler mit der 
Aufforderung zum Schluß, den General der Infanterie 
v. Caprivi, Graf v. Caprivi, hochleben zu laſſen. An 
der Stelle, wo von den Schwierigkeiten, die dem Reichs⸗ 
kanzler von den verſchiedenen Seiten gemacht wurden, 
die Rede war, befand ſich auch eine bittere Bemerkung, 
die auf den Fuͤrſten Bismarck bezogen werden konnte. 
Das Stenogramm wurde Stubenrauch vorgelegt. Er 
ging mit mir in ein Nebenzimmer zu einer kurzen Aus⸗ 
ſprache über die mutmaßliche Wirkung in der Offent⸗ 
lichkeit, die damit endigte, daß er ſagte: Dann tun wir 
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dem Kaiſer einen Dienſt, wenn wir die Bemerkung weg⸗ 
laſſen. Und er ſtrich ſie, bevor das Stenogramm zur 
Veroͤffentlichung an W. T. B. abging. 

So war ich denn auch in meiner Tagesſchriftſtellerei 
bemüht, die Bismarck⸗Fronde gegen den neuen Kurs 
moͤglichſt ausgleichend und mit menſchlichem Verſtaͤndnis 
fuͤr die Hauptperſonen und ihre Motive zu behandeln. 

Über den Kampf, den Bismarck nach feiner Ent⸗ 
laſſung in der Öffentlichkeit führte, ſchreibt ſein Biograph 
Max Lenz: „Er trat auch jetzt ſeinen Feinden gegenuͤber 
ſo, wie er es gewohnt war, ohne ſich zu ſchonen, mit voller 
Kraft und dem Stolze, den ein Leben unerhoͤrter Siege 
rechtfertigte, und er bewies der Welt, wie er es ſtets 
getan, daß neben der Liebe auch der Haß das Beduͤrfnis 
und eine Kraft ſeines Geiſtes war.“ In der Chronik 
jener Wochen und Monate und Jahre nach der Ent⸗ 
laſſung iſt es eines der truͤbſten Kapitel, daß der ge⸗ 
ſtuͤrzte Kanzler nicht nur wirkliche Gegner angriff, 
ſondern auch mit ungerechtem Verdacht vermeintliche 
verfolgte, darunter einen Mitarbeiter, der ihm ſo nahe 
geſtanden hatte, wie der Miniſter von Boͤtticher. Der 
Hauptvorwurf gegen Boͤtticher ging dahin, daß er ihn 
falſch uͤber die Abſichten des Kaiſers unterrichtet und nicht 
rechtzeitig nach Berlin gerufen habe. Es ſteht jedoch feſt, 
daß Herr von Boͤtticher in dieſer Beziehung nichts ver⸗ 
ſaͤumt und ſogar die Hilfe der Fuͤrſtin in Anſpruch ge⸗ 
nommen hatte, um den Fuͤrſten von der Entfremdung 
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des Kaiſers zu überzeugen und fein Eingreifen in Berlin 
herbeizufuͤhren. Allerdings beſtand eine fachliche Mei⸗ 
nungsverſchiedenheit zwiſchen dem Fuͤrſten Bismarck und 
Herrn von Boͤtticher. Sie betraf die vom Kaiſer und der 
Mehrheit des Reichstags gewuͤnſchte geſetzliche Einſchraͤn⸗ 
kung der Kinder⸗, Frauen⸗ und Sonntagsarbeit. Herr 
von Boͤtticher bemühte ſich vergeblich, den Kanzler für 
dieſe Wuͤnſche zu gewinnen, nicht allein um der Sache 
willen, ſondern auch, um es nicht zum Bruch zwiſchen 
Kaiſer und Kanzler kommen zu laſſen. In ſpaͤteren 
Jahren hat der Fuͤrſt den Vorwurf gegen Herrn von Boͤt⸗ 
ticher dahin eingeſchraͤnkt, daß er im Staats miniſterium 
und gegenuͤber dem Kaiſer den Standpunkt des Kanzlers 
nicht pflichtmaͤßig vertreten haͤtte. 

Eine Stelle eines Berliner Briefes an den Peſter 
Lloyd (7. Mai 1890), der ſich gegen das von manchen 
Blaͤttern unter der ſtehenden Spitzmarke: „Vom Kriegs⸗ 
ſchauplatz in Friedrichsruh“ ohne Verſtaͤndnis fuͤr das 
tragiſche Geſchickgroßer Maͤnner vollfuͤhrte Treiben richtete, 
mag zeigen, wie ſchwer es Fuͤrſt Bismarck dankbaren Be⸗ 
wunderern ſeiner Taten machte, die Ausbruͤche ſeines ge⸗ 
waltigen Grolls beifaͤllig aufzunehmen: „Nach den Ham⸗ 
burger Nachrichten ſoll dem Kaiſer fruͤher zu Ohren ge⸗ 
bracht worden ſein, daß Fuͤrſt Bismarck infolge von Mor⸗ 
phiumſucht an Gedankenverwirrung leide; des ferneren 
ſei ein Doppelfpiel getrieben worden, indem man ihm ge⸗ 
ſagt, der Kaiſer unterhandle bereits wegen der Nachfolge 
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und indem man andererfeits in dem Kaiſer den Glauben 
erweckt habe, Fuͤrſt Bismarck wolle unter allen Um⸗ 
ſtaͤnden gehen. Daß dieſer an ſolche Intrigen als Ur⸗ 
ſachen ſeines Sturzes glaubt, war laͤngſt kein Geheimnis 
mehr, wenn es auch von allen großen und angeſehenen Blaͤt⸗ 
tern ignoriert wurde. Allerdings beſtanden waͤhrend des 
vergangenen Winters Geruͤchte unbekannten Urſprungs, 
nach denen Fuͤrſt Bismarck in der letzten Zeit vergeßlich 
geworden ſei. Allein allgemein war man in unterrich⸗ 
teten Kreiſen auch der Meinung, daß in der Abnahme 
der Gedaͤchtniskraft das Alter ſeinen Tribut forderte, 
ein Mangel, der ſich erſetzen ließ, und um deſſentwillen 
kein Menſch an einen Verzicht auf die Dienſte des jeden⸗ 
falls im übrigen völlig ruͤſtigen und geiſtig nach wie vor 
uͤberragenden Staatsmannes denken konnte. Einer 
hierauf gebauten Intrige mußte jeder entſcheidende 
Erfolg verſagt bleiben. Die Überzeugung des Fuͤrſten 
Bismarck, daß einer ſeiner Kollegen ihm ſchwarz und 
dem Kaiſer weiß berichtet haͤtte, fuͤhrte zu einem leb⸗ 
haften Auftritte in Gegenwart Sr. Majeftät, bei dem 
ſich der Fuͤrſt eines anderen nicht uͤberfuͤhren ließ. Eine 
Aufklaͤrung uͤber dieſe intimeren Vorgaͤnge, wie ſie das 
Hamburger Blatt in Ausſicht ſtellt, wuͤrde unſeres Er⸗ 
achtens nur ſehr wenig an der geſchichtlichen Tatſache 
ändern koͤnnen, daß die Reibung zweier willensſtarker 
Naturen von verſchiedenem Alter und Temperament die 
entſcheidende Urſache der Kriſis war. Durch den er; 
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waͤhnten Kollegen war Fürft Bismarck ſchon im Januar 
durchaus recht berichtet worden. Fuͤrſt Bismarck hat 
vielleicht erſt von der Zeit ab feine bevorſtehende Ent; 
laſſung geglaubt, als alle Zeichen des Mißtrauens gegen 
den Mann, der zu der entſagungsvollen Vermittlerrolle 
berufen war, ins beſondere auch die Vollmachtsentziehung, 
dieſen nicht zum Ruͤcktritt bewogen und der Angegriffene 
einen Beweis der hoͤchſten Huld empfing‘). Der Gedanke, 
daß ſich der Kaiſer von ihm trennen werde, iſt dem 
Fuͤrſten Bismarck außerordentlich ſchwer geworden, und 
als er ihn nicht mehr abweiſen konnte, ſuchte er nach 
kuͤnſtlichen Gruͤnden, nach boͤswilligen Einfluͤſſen auf die 
Stimmung an allerhoͤchſter Stelle. Die kleinen Geiſter, 
die ſich jetzt an dieſen Irrungen weiden und den Geiſtes⸗ 
zuſtand des Fuͤrſten in Frage ſtellen, unterſchaͤtzen das 
berechtigte Selbſtbewußtſein eines Bismarck und wollen 
nicht daran denken, was er fuͤr Deutſchland ſeit Jahr⸗ 
zehnten geweſen iſt. Waͤhrend ſeiner glanzvollen Taten 
hat er ſo viel mit fremden Raͤnkeſpielen nach allen Regeln 
der Kunſt zu tun gehabt, daß es ſehr wohl begreiflich iſt 
und man noch nicht an Verfolgungswahn und dergleichen 
zu glauben braucht, wenn er ſich am Ende mehr fuͤr das 
Opfer einer Intrige haͤlt, als Verhaͤltniſſen unterlegen 
ſein will, in denen pſychologiſche Motive, ſtarke Eigen⸗ 


) Am 8. Maͤrz 1890 erhielt der Staatsſekretaͤr Miniſter von Boͤtticher 


den Schwarzen Adlerorden mit einem Schreiben, das ihn als Hauptſtuͤtze 
der Sozialreform bezeichnete. 
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willigkeiten, jugendlicher Drang und altersgraue Weis⸗ 
heit — kurz Imponderabilien die Hauptrolle ſpielten.“ 

Zu Weihnachten 1890 hatte Fuͤrſt Bismarck noch ein 
Zeichen dankbaren Gedenkens vom Kaiſer erhalten. 
Zum Geburtstag des Fuͤrſten, am r. April 1891, geſchah 
ein gleiches nicht. Dazwiſchen lagen die Enthuͤllung, daß 
der Miniſter von Boͤtticher fruͤher zur Deckung von Fa⸗ 
milienſchulden eine Dotation aus dem Welfenfonds er⸗ 
halten haͤtte, und die hoͤchſt peinlichen Eroͤrterungen, die 
ihr gefolgt waren. Nach Pruͤfung der naͤheren Umſtaͤnde 
hielt ſich der Kaiſer fuͤr verpflichtet, dem Miniſter ſeine 
Teilnahme und ſeinen Schutz gegen uͤbele Deutungen 
angedeihen zu laſſen. 

Die Sache, um die ſich die Eroͤrterungen in der Preſſe 
drehten, ſtammte aus dem Jahre 1886. Damals ſtand 
der Schwiegervater von Boͤttichers, Bankdirektor in einer 
Oſtſeeſtadt, vor dem finanziellen Zuſammenbruch. Auf 
die Mitteilung, die der Praͤſident der Reichsbank hier⸗ 
von dem Staatsſekretaͤr von Boͤtticher machte, lehnte 
dieſer jede Intervention zugunſten des Bankdirektors ab, 
ſteuerte aber aus ſeinem Vermoͤgen zu einer von ande⸗ 
ren Verwandten und Freunden veranſtalteten Samm⸗ 
lung zur Deckung der Schuldenlafftfeines Schwieger⸗ 
vaters bei. Herr von Boͤtticher meldete ſeine Bedraͤngnis 
dem Reichskanzler und erklaͤrte ſich bereit, von ſeinen 
Amtern zuruͤckzutreten. Fuͤrſt Bismarck wies jedoch den 
Ruͤcktrittsgedanken zuruͤck und fuͤhrte mit Genehmigung 
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des alten Kaiſers die Erſtattung der von den anderen 
Verwandten und Freunden des Bankdirektors her⸗ 
gegebenen Summe aus dem Welfenfonds herbei. Herr 
v. Boͤtticher ſelbſt erhielt keinen Erſatz fuͤr das von ihm 
beigeſteuerte Vermoͤgen. Die erſte Enthuͤllung dieſer 
Angelegenheit erſchien Anfang Maͤrz 1891 im Wiener 
Tagblatt, und zwar in gehaͤſſiger Form und mit dem 
Zuſatz, daß der von Familienſchulden befreite Staats⸗ 
mann am meiſten zum nachmaligen Sturze ſeines Wohl⸗ 
taͤters beigetragen habe. Da ein offizielles Dementi 
ausblieb, ſetzte ſich das Geraune uͤber die geheime Fonds⸗ 
geſchichte weiter fort, bis endlich im Oktober 1895 der 
wahre Sachverhalt in einer von ſaͤmtlichen Mitgliedern 
des preußiſchen Staatsminiſteriums unterzeichneten Er⸗ 
klaͤrung dargelegt wurde. Daß die Geſchichte in Friedrichs⸗ 
ruher Geſpraͤchen angeruͤhrt worden war, iſt ſicher, wenn 
auch die Hamburger Nachrichten nichts mit der Ver⸗ 
oͤffentlichung im Wiener Tagblatt zu tun haben wollten. 
Fuͤrſt Bismarck ſelbſt verhielt ſich paſſiv und ließ auch 
die heftigen Vorwuͤrfe, die ihm ſelbſt als Verwalter des 
Welfenfonds gemacht wurden, ſtillſchweigend voruͤber⸗ 
gehen. 

So gering auch der Wert dieſer Menſchlichkeiten fuͤr 
die Wuͤrdigung der hiſtoriſchen Perſoͤnlichkeit Bismarcks 
ſein mag, ſo duͤrfen ſie doch nicht vergeſſen werden, wenn 
man die Lage und das Verhalten ſeines Nachfolgers 
mit einiger Billigkeit beurteilen will. Auf der einen Seite 
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ſtanden die alten Gegner des Altreichskanzlers, viele 
durch den Vorwurf der Reichsfeindſchaft Verwundete, 
die froh waren, den Druck des Koloſſus los zu ſein, auf 
der anderen die Getreuen, beklommen in dem Gefuͤhle, 
nun nicht mehr unter ſeinen Rieſenbeinen zu wandeln. 
Die Getreuen aber ſchieden ſich allmaͤhlich in zwei 
Gruppen: Die einen ſtritten, die anderen litten, und 
dieſe waren nicht die ſchlechteſten Patrioten. 

Dreizehn Monate nach dem Bruch zwiſchen Kaiſer 
und Altreichskanzler trauerte die Nation an der Bahre 
Moltkes, des anderen ganz Großen aus der Zeit der 
Begruͤndung des Reiches. Er war gluͤcklicher und hat 
es der Nation leichter gemacht, ſeine Perſon und ſeine 
Verdienſte einmuͤtig zu verehren und zu preiſen. Fuͤr 
Moltke gab es keine politiſchen Aufregungen, ſein in⸗ 
dividuelles Leben floß in beneidenswertem Gleichmaß 
dahin, es war ein reines, der Wiſſenſchaft ſeines Berufs 
ganz hingegebenes Forſcherleben. Wie bezeichnend iſt 
es, daß die wenigen Anekdoten, die von dem großen 
Schweiger exiſtieren, von dem Gleichmut feiner Seele 
in den großen Momenten der Schlacht Zeugnis ablegen! 
Fuͤr ihn galt nur die Leiſtung, nur die Tat, nicht die 
Perſon. Manche ſeiner Untergebenen haben ſich zuweilen 
im ſtillen beklagt, daß ſie in kein nahes perſoͤnliches 
Verhaͤltnis zu ihm kommen konnten und die aus⸗ 
gezeichnetſte Leiſtung fuͤr ihn immer nur um ihrer ſelbſt 
willen da zu ſein ſchien, bis ſie erkannten, daß der große 
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Mann die Beſcheidenheit, die er felbft übte, von anderen 
als die ſelbſtverſtaͤndlichſte Sache von der Welt voraus⸗ 
ſetzte. Mit zu ſeinen groͤßten Taten duͤrfen wir den Geiſt 
rechnen, den er auf dieſe Weiſe mit ſeinem abſolut nur 
auf den objektiven Gehalt und die objektive Wirkung der 
Dinge gerichteten Sinn auf den preußiſchen Generalſtab 
und weiterhin in das Offtzierkorps der Armee uͤbertrug. 

Ohne den kuͤhlen, von allem Subjektiven befreiten 
Zug im Weſen Moltkes wuͤrden ſich die eigentuͤmlichen 
Beziehungen, die zwiſchen ihm und Bismarck beſtanden, 
ſchwer erklaͤren laſſen. Sie trugen keinerlei intimes 
Gepraͤge, waren aber durch perſoͤnliche Zwiſte, durch 
Eiferſucht und aͤhnliche Charakterſchwaͤchen überhaupt 
nicht und durch große ſachliche Differenzen nur vor⸗ 
uͤbergehend geſtoͤrt. Bismarck gab ſeiner Verehrung 
fuͤr den greiſen Kriegshelden gern bei paſſender Ge⸗ 
legenheit Ausdruck; oft hat er im Reichstage auf das 
Urteil des vor ihm auf der erſten Bank der aͤußerſten 
Rechten ſitzenden Feldmarſchalls verwieſen, das für 
ihn in militaͤriſchen Dingen maßgebend war. Moltke 
ſah Bismarck immer mehr im hiſtoriſchen Lichte, auch 
ihm gegenuͤber machte er keine Ausnahme von dem 
Grundſatze: Die Leiſtung, die Tat, die fortwirkende, 
bleibende, iſt alles, die Perſon verſchwindet. So waren 
die beiden alten Paladine immer auf gutem Fuße mit⸗ 
einander, ohne daß ſie eine warme perſoͤnliche Freund⸗ 
ſchaft fuͤrs Leben verbunden haͤtte. 
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Wie mag Moltke, den die hoͤchſte kaiſerliche Gunſt 
bis an ſein Lebensende begleitet hat, uͤber die Entfrem⸗ 
dung zwiſchen dem alten Kanzler und dem jungen 
Kaiſer gedacht haben? Die aͤußeren Umſtaͤnde, unter 
denen der eine Mitbegruͤnder des Reiches „fortgeſchickt“ 
worden war, „als ob gar nichts geweſen waͤre“, be⸗ 
ruͤhrten den anderen ſchmerzlich, ſonſt iſt daruͤber nur 
ſelten ein Wort uͤber Moltkes Lippen gekommen. Das 
eine Mal auf einer Fahrt des Kaiſers mit Moltke und 
Caprivi nach Hamburg. Als der Zug Schwarzenbeck 
erreichte, ſagte Moltke: „Hier waͤre der Ort, wo der 
Schloßherr von Friedrichsruh vor Seiner Majeſtaͤt zu 
erſcheinen haͤtte.“ Wenn er in der Zeitung von den 
wuͤtenden Angriffen auf Bismarck und der ihm zur 
geſchriebenen Fronde gegen den Kaiſer, von allen den 
perſoͤnlichen Heftigkeiten und Verbitterungen las, pflegte 
er den Kopf zu ſchuͤtteln und das Blatt ſchweigend aus 
der Hand zu legen. Er begriff es wohl, aber es . 
gegen ſeine Natur. 


II. Im Schatten des großen Mannes. 


An einem Junitage des Jahres 1892 erhielt ich eine 
Einladung nach der Wilhelmſtraße 77 zu einer Unter⸗ 
redung mit dem General, der zwei Jahre vorher als 
Nachfolger des Fuͤrſten Bismarck zur oberſten Leitung 
der Reichsgeſchaͤfte berufen worden war. Was mir 
dieſe Ehre verſchaffte, waren ein paar Artikel im Peſter 
Lloyd, die, wie man mir ſagte, die Aufmerkſamkeit des 
Grafen Caprivi erregt hatten. 

Er geleitete mich in den Kanzlergarten. An der Ecke 
des Mittelwegs ſtand damals noch eine alte Kaſtanie, 
unter deren Dache wir an einem Tiſche Platz nahmen. 
Es war das erſtemal, daß ich ihn aus naͤchſter Naͤhe ſah. 
Beim Anblick von der Tribuͤne des Reichstags aus hatte 
der hochgewachſene Mann in Generalsuniform am Eck⸗ 
platz der Miniſterreihe mit dem runden Kopf, dem 
Schnauzbart auf der Oberlippe, der am Steg ein⸗ 
gedruͤckten Naſe und den munteren Augen in mir un⸗ 
willkuͤrlich die Erinnerung an einen Seehund hervor⸗ 
gerufen. So haͤtte wohl auch ein tierliebender Gulbranſon 
jener Zeit ihn karikiert. Jetzt im Kanzlergarten fielen 
mir beſonders der helle klare Blick und die feinen ſchmalen 


21 


Haͤnde des Mannes auf. Das Geſpraͤch hatte er mit 
der Bemerkung eingeleitet, daß dieſer ſchoͤne Park das 
einzige Angenehme an ſeiner Stellung ſei. Dann kam 
er ſogleich auf ſeinen großen Vorgaͤnger zu ſprechen. 

„Ich habe alle Schwierigkeiten vorausgeſehen, das, 
was in Wien geſchah, nicht. Die beiden Soͤhne hielten 
ihn nach meinen Nachrichten in Wien zuruͤck. Angriffs⸗ 
weiſe vorgehen, was mir als Soldaten am naͤchſten laͤge, 
iſt unmoͤglich. Darin ſchlaͤgt er uns. Was kann der 
Beweggrund fuͤr ſein heftiges Vorgehen gegen das neue 
Regiment ſein? Wieder das Amt uͤbernehmen kann und 
will er nicht. Bleibt nur als Erklaͤrung eine leiden⸗ 
ſchaftliche Verbitterung mit dem Wunſche, den Kaiſer 
zu einem Kanoſſa zu bringen. Triebfeder zu den groͤßten 
Taten iſt der Haß. In der Eſchenheimer Gaſſe fing 
es an.“ 

Graf Caprivi erzaͤhlte dann, daß er vor Jahren als 
Bewunderer des Fuͤrſten Bismarck mit einem Tiſch⸗ 
genoſſen, dem freiſinnigen Redakteur Koͤnig in Stettin, 
manchen Strauß ausgefochten habe. Darin, daß den 
Fuͤrſten ſein leidenſchaftliches Temperament oft ungerecht 
in der Behandlung von Menſchen und Dingen mache, 
habe der Mann leider recht behalten. 

Auf meinen Einwurf, daß doch bei dem ſchroffen 
Auftreten des unfreiwillig in den Ruheſtand verſetzten 
Fuͤrſten ſtarke ſachliche Motive mitwirkten, z. B. die 
Sorge um ein Abreißen des Drahtes nach Rußland, 
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erwiderte Caprivi lebhaft: „Gewiß, ehrlich gemeint iſt 
fie, aber fie beruht auf ſchwerem Irrtum. In Narwa!) 
nach einſtuͤndiger Unterredung ſagte mir der Zar: 
„Ihrer Aufrichtigkeit vertraue ich, Ihrem Vorgaͤnger 
habe ich niemals ehrlich vertrauen koͤnnen. Noch von 
Kiel aus?) hat er mir feinen Dank dafür beſtellen laſſen, 
daß ich nach der Kriſis im März?) auf dem Kanzlerpoſten 
verblieben bin!“ 

Was ich dem Grafen Caprivi in ſeinem Verhalten 
gegenuͤber den Angriffen der Bismarckiſchen Seite im 
allgemeinen zu beobachten riet, ergibt ſich ſchon aus der 
erwaͤhnten Richtſchnur, die ich mir ſelbſt fuͤr meine 
Tagesarbeit geſetzt hatte. Bevor ich mich zuruͤckzog, 
bereitete mich Graf Caprivi auf eine Auslaſſung in der 
Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung vor, die den Vor⸗ 
wurf der Sucht, alles zu aͤndern, zum Gegenſtande 
hatte und die Aufhebung des Erlaſſes des Fuͤrſten 
Bismarck vom 24. Oktober 1893 bekanntgab. Durch 
dieſen Erlaß war allen Chefs der Reichsbehoͤrden, auch 
der unpolitiſchen Faͤcher, vorgeſchrieben worden, bei der 


1) Beim zweiten Beſuche des Kaiſers Wilhelm II. am ruſſiſchen Hofe 
im Sommer 1890. 

2) Zar Alexander III. hatte im Juni 1892 von Kopenhagen aus mit 
dem Großfuͤrſten Thronfolger dem Kaiſer einen eintaͤgigen Beſuch in Kiel 
abgeſtattet. 

) Wegen des preußiſchen Schulgeſetzes Ruͤcktritt des Grafen Zedlitz⸗ 
Truͤtzſchler als Kultusminiſter und des Grafen Caprivi vom Praͤſidium 
des preußiſchen Staatsminiſteriums. 
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Einberufung von Hilfsarbeitern, die ſpaͤter in die Stellen 
von vortragenden Raͤten einruͤcken ſollen, zuvor eine 
Darlegung uͤber ihre politiſche und wirtſchaftspolitiſche 
Haltung einzureichen. Graf von Caprivi rechtfertigte die 
Aufhebung des Erlaſſes mit den Erfahrungen, die er 
als Chef der Admiralitaͤt gemacht hatte. „Ich muß die 
Chefingenieure nehmen, wo ich ſie finde, auch wenn es 
Sozialdemokraten ſind, in den techniſchen Faͤchern nuͤtzt 
die politiſche Geſinnung nichts.“ Die Unterredung en⸗ 
dete mit nochmaliger Erwaͤhnung der Schwierigkeiten, 
die Fuͤrſt Bismarck ſeinem Nachfolger machte, und den 
Worten: „Ich kann ja immer nur im Schatten des großen 
Mannes ſtehen.“ 

Der Eindruck, den ich mit hinwegnahm, war der 
eines gefeſſelten Kriegers, der ſtandhaft ſein Martyrium 
traͤgt. 

Wie entſtanden die am Eingang und am Ende des 
Geſpraͤchs beklagten Schwierigkeiten und was war in 
Wien geſchehen? 

Das Urteil des Fuͤrſten Bismarck uͤber die Perſon 
ſeines Nachfolgers lautete waͤhrend der Übergangszeit 
in den neuen Kurs recht guͤnſtig. Zu einem franzoͤſiſchen 
Journaliſten ſagte er: Caprivi ſei ein tuͤchtiger General, 
vielleicht unſer tuͤchtigſter, ſchade, daß er zur Politik 
übergegangen ſei; nach feinem eigenen Ausſpruche habe 
er bei Übernahme des Kanzlerpoſtens das Gefühl ge; 
habt, als ob er in ein dunkles Zimmer eintrete. Ein 
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Engländer vernahm die Worte aus Bismarcks Munde: 
Caprivi ſei ein Mann von betraͤchtlicher Intelligenz und 
mannigfachem Wiſſen, den neuen Poſten habe er nicht 
aus irgendwelchem perſoͤnlichem Ehrgeiz, ſondern aus 
loyalem Pflichtgefuͤhl uͤbernommen, er beſitze einen 
klaren Kopf, bedeutende Arbeitskraft und ſei ein voll⸗ 
endeter Gentleman. Wiederholt traten die Hamburger 
Nachrichten der Annahme entgegen, daß der Altreichs⸗ 
kanzler gegen Herrn von Caprivi feindſelig geſinnt ſei und 
aus Verſtimmung uͤber perſoͤnliche Zuruͤckſetzung gegen 
die Kaiſerliche Politik und ihren Vertreter Oppoſition 
mache. Noch im Auguſt 1891 erklaͤrte das Blatt, daß 
Fuͤrſt Bismarck ſelbſt ſchon im Januar oder Februar 1890 
dem Kaiſer den General von Caprivi fuͤr den Fall eines 
Kanzlerwechſels als ſeinen Nachfolger empfohlen habe. 

Aber die Schonung bezog ſich nur auf die Perſon 
im allgemeinen. Im beſonderen Falle, und wenn ſich 
ſachliche Gegnerſchaft ergab, ließen es die Friedrichsruher 
Geſpraͤche an Schaͤrfe nicht fehlen. Caprivi war der aus⸗ 
geſprochenen Meinung, daß etwaige Zollfehden mit 
Oſterreich⸗Ungarn und Italien die Popularität des Buͤnd⸗ 
niſſes in allen Dreibundreichen leicht mindern wuͤrde, 
ein neuer Handelsvertrag dagegen den Dreibund feſtigen 
und die Bundesgenoſſen ſtaͤrken koͤnnte. Er glaubte 
ferner, daß eine vertragliche Herabſetzung der Kornzoͤlle 
von 5 auf 3½ Mark für die deutſche Landwirtſchaft 
ertraͤglich und inſofern ſogar nuͤtzlich waͤre, als damit 
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der Agitation gegen die Verteuerung des wichtigſten 
Nahrungsmittels der Boden entzogen wuͤrde. Mit den 
Bundesgenoſſen, die durch wirtſchaftliche Einigung ge⸗ 
ſtaͤrkt werden koͤnnten, waren natuͤrlich alle gleichmaͤßig 
gemeint. Das aus Friedrichsruh ſtammende Wort vom 
„Tribut an Sſterreich⸗-Ungarn“ gab dem Gedanken 
Caprivis einen falſchen Sinn und wirkte agitatoriſch 
gegen die Perſon Caprivis lange fort. Es gibt ſogar 
heute noch ernſthafte Leute, darunter Geſchichtſchreiber, 
die hoͤhniſch oder mitleidig dem zweiten Kanzler die 
Torheit nachſagen, er habe es unter Verkennung der 
Bedeutung der Landwirtſchaft fuͤr noͤtig gehalten, den 
Nutzen, den das Bündnis mit Sſterreich⸗Ungarn dem 
Deutſchen Reiche gewaͤhrt, mit wirtſchaftlichen Opfern 
zu erkaufen. 

Wie Caprivi wirklich die Bedeutung der Landwirt⸗ 
ſchaft fuͤr den Staat beurteilte, geht aus ſeiner Rede vom 
10. Dezember 1891 hervor. Sein grundſaͤtzlicher Stand; 
punkt war, daß, wenn von Opfern die Rede waͤre, dieſe 
nicht von der Landwirtſchaft gebracht wuͤrden, ſondern 
daß der Staat Opfer fuͤr die Landwirtſchaft zu bringen 
haͤtte. Wer heute noch an den beſchraͤnkten Horizont des 
„Mannes ohne Ar und Halm“ glaubt, der leſe folgende 
in Vergeſſenheit geratene Stelle nach: 

„Ich bin der Überzeugung, daß wir eines Koͤrner⸗ 
baues, der zur Not hinreicht, ſelbſt die ſteigende Bevoͤl⸗ 
kerung, wenn auch unter Beſchraͤnkungen, im Kriegsfall 
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zu ernähren, gar nicht entbehren koͤnnen. Das Daſein 
des Staats wird aufs Spiel geſtellt, wenn er nicht 
imſtande iſt, von ſeinen eigenen Bezugsquellen zu leben. 
Sie koͤnnen mir erwidern: Es koͤnnen Mißjahre ein⸗ 
treten, es koͤnnen Ungluͤcksjahre eintreten. Jawohl, das 
ſind dann aber keine normalen Verhaͤltniſſe, und in 
etwas ſehen wir ſolchen Ungluͤcksfaͤllen auch dadurch vor, 
daß wir in dieſen Vertraͤgen das Beſtreben haben, uns 
einem hervorragend Getreide bauenden Staat ſo eng 
zu verbinden, daß wir hoffen duͤrfen, ſelbſt im Kriegs⸗ 
falle wuͤrden deſſen Mittel uns zur Verfuͤgung ſtehen. 
Ich habe ſagen hoͤren: das iſt eine uͤbertriebene Anſicht; 
ſelbſt wenn wir einen Krieg haͤtten zugleich gegen Frank⸗ 
reich und Rußland, es bleibt uns ja doch der Weg uͤber 
die See offen; da ſind neutrale Staaten, die werden 
das Korn bei uns einfuͤhren. Ich moͤchte das Wohl des 
Staates auf ſo unſichere Faktoren nicht ſtellen. Der 
Seehandel im Falle eines Krieges iſt geregelt oder ſoll 
wenigſtens geregelt ſein durch die Pariſer Konvention 
von 1856. Was aber dermaleinſt, wenn ein 
Weltbrand kommt, die zur See maͤchtigen Staa; 
ten für Konterbande, für eine effektive Blockade 
erklaͤren werden, das wollen wir einmal ab— 
warten, und ich halte es fuͤr richtiger, daß Deutſchland 
ſich auf feine Landwirtſchaft ſtuͤtzt, fie erhält, ſelbſt wenn 
es nur mit Opfern geſchehen kann, als daß es ſich auf 
einen ſo unſicheren Kalkuͤl uͤber die Unterſtuͤtzung durch 
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Dritte im Kriegsfalle verläßt. Ich bin vielleicht durch 
meine Vergangenheit als Soldat und durch die Zeit, 
die ich in der Admiralitaͤt zugebracht habe, darauf an⸗ 
gewieſen worden, ſolchen Fragen naͤherzutreten, und 
ich habe dieſe Überzeugung nicht von heute. Mir iſt es 
eine ganz unerſchuͤtterliche Überzeugung, daß in eine m 
kuͤnftigen Kriege die Ernährung der Armeen 
und des Landes eine geradezu entſcheidende 
Rolle ſpielen kann.“ 

Schutz gegen eine moͤgliche Hungerblockade im Kriege 
— derſelbe Leitgedanke hatte auch ſchon dem Erwerbe 
der Inſel Helgoland im ſogenannten Sanſibarvertrage 
zugrunde gelegen. In der Denkſchrift uͤber das deutſch⸗ 
engliſche Abkommen vom 1. Juli 1890 war hervorgehoben 
worden, daß der Wiedergewinn Helgolands eine Ver⸗ 
ſtaͤrkung der deutſchen Wehrkraft zum Schutze der Kuͤſten 
und Flußmuͤndungen in der Nordſee bedeute. In 
deutſchen Haͤnden werde Helgoland, das feindlichen 
Flotten in den Kriegen ſtets einen gewiſſen Schutz ge⸗ 
boten habe, die Verteidigung der Nordſeekuͤſten wie 
unſeres deutſchen Meeres erleichtern, eine feindliche 
Blockade aber mindeſtens ſehr erſchweren. Schon Ende 
1883 hatte die Kaiſerliche Admiralitaͤt — General 
von Caprivi war im Fruͤhjahr desſelben Jahres an ihre 
Spitze getreten — darauf hingewieſen, daß der Nord⸗ 
oſtſeekanal erſt durch ein deutſches Helgoland ſeinen 
vollen Wert fuͤr den Kriegsfall erlangen koͤnne. 
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Aber was halfen die beſten Gründe! Gleich nach der 
Veroͤffentlichung des Abkommens ergriff alle kolonial⸗ 
politiſchen Kreiſe, mit Ausnahme einiger praktiſcher 
Koͤpfe in der Deutſch⸗Oſtafrikaniſchen Geſellſchaft, helle 
Entruͤſtung uͤber den ſchmaͤhlichen Handel, bei dem an⸗ 
geblich der „Schluͤſſel“ fuͤr ganz Afrika (Sanſibar) hin⸗ 
gegeben worden war, fuͤr den „Hoſenknopf“ Helgoland. 
Allerdings war bisher auf der Inſel Sanſibar der 
ganze Außenverkehr des Feſtlandes bis zum Seen⸗ 
gebiet konzentriert, oder doch nur deshalb, weil hier die 
Herrſchaft von Inſel und Kuͤſte ihren Sitz hatte. 
Unter verſchiedenen Beſitzern konnte derjenige der 
Kuͤſte und der Verkehrswege nach dem Innern gewiß 
nicht im Nachteil ſein gegen denjenigen der Inſel. Das 
eben war der andere weſentliche Vorteil, den uns das 
Abkommen verſchaffte, daß naͤmlich England das Beſitz⸗ 
recht des Sultans von Sanſibar an dem vor dem deut⸗ 
ſchen Gebiet ſich hinziehenden Kuͤſtenſtreifen preisgab. 

Die Entruͤſtung ſteigerte ſich natuͤrlich noch, als ſich 
zeigte, daß auch Fuͤrſt Bismarck, wenngleich ohne be⸗ 
ſonderen Eifer und mit diplomatiſcher Vorſicht, auf der 
Seite der Gegner des deutſch⸗engliſchen Abkommens 
ſtand. Die Hamburger Nachrichten billigten zwar die 
gute Abſicht, die Beziehungen zu England zu pflegen, 
verſicherten aber auch, daß Fuͤrſt Bismarck den Vertrag 
ſo wie geſchehen nicht abgeſchloſſen haͤtte. Im Februar 
1891 folgte dann die ſpitze Bemerkung, daß den Zeitungs⸗ 
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politikern, die den Verzicht auf Sanſibar mit einem 
fruheren Abkommen uͤber die Rechte des Sultans recht⸗ 
fertigen wollten, ein Haupterfordernis erfolgreicher poli⸗ 
tiſcher Konzeption fehle, die Faͤhigkeit naͤmlich, zu warten, 
bis der richtige Augenblick gekommen iſt. Fuͤrſt Bismarck 
ſchaͤtzte alſo den Beſitz von Sanſibar hoͤher als den von 
Helgoland, den er ſogar noch in den „Gedanken und 
Erinnerungen“ wie eine dem Deutſchen Reiche auf⸗ 
gebuͤrdete Laſt anſah. 

Heute freilich, nach den Erfahrungen des Welt⸗ 
krieges, liegt es klar zutage, daß Sanſibar militaͤriſch 
wertlos fuͤr uns geweſen waͤre — wir haͤtten es nicht 
eine Woche im Kriege behaupten koͤnnen —, wogegen 
ſich Helgoland als ein Bollwerk von unſchaͤtzbarem Wert 
erwieſen hat. In Sachen Sanſibar⸗Helgoland hat die Ges 
ſchichte nicht dem alten Eckart des deutſchen Volkes ſondern 
dem jungen Kaiſer und ſeinem neuen Kanzler recht gegeben. 

Es war gewiß nicht Übelwollen oder Mißgunſt gegen 
den Nachfolger, was die Haltung des Fuͤrſten beſtimmte, 
ſondern es war Voreingenommenheit in der Sache, als 
die natuͤrliche Folge des Grundſatzes, der ſeine geſamte 
innere und aͤußere Politik beherrſchte: Die deutſche Nation 
einig und ſtark zu machen und das neue Reich im Innern 
zu feſtigen und nach außen als Großmacht des euro⸗ 
paͤiſchen Feſtlandes gegen alle Gefahren zu ſichern. Die 
Aufgabe war groß und ſchwer genug, um ſein ganzes 

Denken und amtliches Wirken auszufuͤllen. Daher ließ 
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er die erſten Schritte jugendlicher Geiſter, wie Karl 
Peters, zur Erwerbung von Kolonien nur zoͤgernd zu. 
Oaher auch die Beſchraͤnkung der Ruͤſtung zur See auf 
das geringſte Maß des Kuͤſtenſchutzes. Daß das Wachſen 
der inneren Kraft Deutſchlands den Übergang zur Welt⸗ 
politik erfordern werde, ahnte ſein Genius wohl, aber 
die ſtete Sorge blieb doch auf die militaͤriſche Verteidigung 
unſerer Stellung inmitten des europaͤiſchen Feſtlandes 
gerichtet, und an eine Schlachtflotte mit Helgoland 
als unentbehrlichem Stuͤtzpunkt dachte er nicht. Die 
beſte Erklaͤrung liegt in der vom Fuͤrſten Buͤlow in 
ſeinem Buche „Deutſche Politik“ nacherzaͤhlten Ge⸗ 
ſchichte, wie der achtzigjaͤhrige Fuͤrſt Bismarck auf einer 
Rundfahrt im Hamburger Hafen zum erſtenmal einen 
der neuen Rieſendampfer betritt, im Anblick aller der 
vielen Schiffe, Kraͤne und Docks ſtehenbleibt und tief⸗ 
bewegt zu Ballin ſpricht: „Ja, das iſt eine neue Zeit — 
eine ganz neue Welt.“ 

Minder ſcharf als in dem Streit um die Höhe der 
agrariſchen Zoͤlle und in Sachen Sanſibar waren die 
Einwaͤnde des Hamburger Organs des Fuͤrſten Bismarck 
gegen die preußiſche Landgemeindeordnung und andere 
Neuerungen in der inneren Politik. Gingen auch De⸗ 
mentis und Verwahrungen hin und her, die den völligen 
Kaͤltezuſtand in den Beziehungen zwiſchen Friedrichsruh 
und Berlin verrieten, ſo blieb doch ein offener Konflikt 
bis gegen die Mitte 1892 vermieden. 
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Da kam die Reife nach Wien. Was der Herausgeber 
der Neuen Freien Preſſe ſeinen Leſern als Außerungen 
aus dem Munde des zur Hochzeit ſeines Sohnes Herbert 
nach Wien gekommenen Fuͤrſten am 23. Juni 1892 
mitteilen konnte, war eine offene Kampfanſage an ſeinen 
Nachfolger im Kanzleramt. „Natuͤrlich hat Hfterreich 
die Schwaͤche und Unzulänglichkeit unſerer Unterhaͤndler 
beim Handelsvertrag ausgenutzt. Das Reſultat iſt dar 
durch eingetreten, daß bei uns Maͤnner in den Vorder⸗ 
grund gekommen ſind, die ich fruͤher im Dunkeln hielt, 
weil eben alles geaͤndert und gewendet werden mußte.“ 
„Ich bin nicht in den Reichstag gegangen, weil ich die 
Regierung en visière ouverte angreifen müßte, gewiſſer⸗ 
maßen als Chef der Oppoſition.“ „Allerdings habe ich 
gar keine perſoͤnlichen Verpflichtungen mehr gegen die 
jetzigen Perſoͤnlichkeiten und gegen meinen Nachfolger. 
Alle Bruͤcken ſind abgebrochen.“ „Die Tatſachen (durch 
die eine Veraͤnderung in den Beziehungen zu Rußland 
eingetreten ſei) ſind das Schwinden des perſoͤnlichen 
Vertrauens und ſomit des perſoͤnlichen Einfluſſes auf 
den Kaiſer von Rußland. ... Dieſe perſoͤnliche Autoritaͤt 
und das Vertrauen fehlen bisher meinem Nachfolger. 
Der Draht iſt abgeriſſen, der uns mit Rußland ver⸗ 
bunden.“ 

Was hatte dieſen gereizten, ſchrillen Ton erzeugt? 
Was konnte es rechtfertigen oder wenigſtens erklaͤren, 
daß der Fuͤrſt die heimiſche Regierung vor aller Welt 
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fo bloßſtellte und in dem Leſer, namentlich dem 
auslaͤndiſchen, den Eindruck erweckte, als ob ſeit 
ſeinem Ruͤcktritt die Politik in Berlin nicht mehr 
nach den Reichsintereſſen, ſondern nach Neigungen 
und Gefuͤhlen geleitet wuͤrde? Bevor die wahre 
Urſache bekannt wurde, ſchoß Fuͤrſt Bismarck noch 
einen zweiten, und zwar vergifteten Pfeil gegen Caprivi 
ab, indem er ihm in den Hamburger Nachrichten, 
im Gegenſatz zu ſeinen eigenen fruͤheren Außerungen, 
alte, bis in die Zeiten der beruͤchtigten Reichsglocke 
zuruͤckreichende, antibismarckiſche Beziehungen nach⸗ 
ſagen ließ. | 

Aber alle Ausbruͤche eines tiefen, bis zu perfünlicher 
Feindſeligkeit geſteigerten Grolls waͤhrend und kurz 
nach der Wiener Reiſe mußten dem Fuͤrſten Bismarck 
nachgeſehen werden, als die von Caprivi gezeichneten 
Erlaſſe vom 23. Mai 1890 und 9. Juni 1892 im Reichs⸗ 
anzeiger erſchienen waren. Der Maierlaß von 1890, der 
ſich auf die erſten Unterredungen des Fuͤrſten Bismarck 
mit Preßvertretern bezog und an ſaͤmtliche deutſche und 
preußiſche Miſſionen gerichtet war, mochte noch hin⸗ 
gehen. Sein Inhalt mit der Unterſcheidung zwiſchen 
dem Fuͤrſten Bismarck fruͤher und jetzt war auch ſchon 
im Juni 1890 im engeren Friedrichsruher Kreiſe bekannt. 
Dagegen war die Depeſche an den Botſchafter Prinzen 
Reuß vom 9. Juni 1892 dem Zwecke nach und im 
Mittel anſtoͤßig und fuͤr den Fuͤrſten Bismarck ſchwer 
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verletzend. Der Zweck war, eine Audienz des Fürften 
bei dem Kaiſer und Koͤnig Franz Joſef zu vereiteln, das 
Mittel war, ein Verbot an das prinzliche Haus, einer 
etwaigen Einladung zur Hochzeit des Grafen Herbert Folge 
zu leiſten, und außerdem der Auftrag an den Botſchafter, 
den oͤſterreichiſch-ungariſchen Miniſter des Auswaͤrtigen, 
Grafen Kalnoky, davon in Kenntnis zu ſetzen, daß der 
Deutſche Kaiſer von der Hochzeit keine Notiz nehmen werde. 

Die Veroͤffentlichung im Reichsanzeiger war kein 
ganz freiwilliger Akt. Schon vorher (6. Juli) hatte die 
Allgemeine Zeitung in Muͤnchen mit aller Deutlichkeit 
uͤber den „hingeworfenen Handſchuh“ geſchrieben und 
den von Berlin aus in Wien getanen, nicht ſehr wuͤrdigen 
Schritt, um den Empfang des Fuͤrſten beim Kaiſer 
Franz Joſef zu hintertreiben, als wahre Urſache der 
ſeitdem verſchaͤrften Preßfehde bezeichnet. Die Ver⸗ 
oͤffentlichung der Erlaſſe ließ ſich daher kaum mehr ver⸗ 
meiden, ſo wenig Sehkraft auch dazu gehoͤren mochte, 
um ihre ſchlechte Wirkung fuͤr den, der fuͤr ihren Inhalt 
verantwortlich war, vorauszuſehen. 

In der Tat war Caprivi von allen guten Geiſtern 
verlaſſen, als er ſeinen Namen unter die Depeſche an 
den Prinzen Reuß ſetzte. Nach dem Eindruck, den er mir 
bei meinem erſten, zwiſchen der Abſendung der Depeſche 
und der Veroͤffentlichung im Reichsanzeiger liegenden, 
Empfang gemacht hatte, konnte ich kaum glauben, daß 
die Depefche feiner eigenen Initiative entſprungen ſei oder 
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daß er fie ohne inneres Widerſtreben unterſchrieben habe. 
Mit ſeiner Erkenntnis, die in den Worten lag: „Angriffs⸗ 
weiſe vorgehen — da ſchlaͤgt er uns“ war der Inhalt der 
Depeſche nicht vereinbar, es ſei denn, daß er geglaubt haͤtte, 
die Vorſchrift an den Botſchafter wuͤrde ein diploma⸗ 
tiſches Internum bleiben und nicht an die Offentlichkeit 
kommen. Aber wie konnte das moͤglich ſein, da doch 
das reußiſche Ehepaar mit den Familien des Braut⸗ 
paares in den beſten Beziehungen ſtand, und ſein Weg⸗ 
bleiben von der Hochzeitsfeier auffallen mußte? 

Zunaͤchſt blieben mir dieſe Zweifel und Widerſpruͤche 
ungeloͤſt. Den Kanzler ſelbſt um Aufklaͤrung bitten, 
wie der kaum wieder gutzumachende Fehler entſtanden 
ſei, dazu hatte ich nach dem einmaligen Beſuche keine 
genuͤgende Legitimation. Mit einer Andeutung gar, 
daß vielleicht der Kaiſer oder Frhr. von Marſchall oder 
Herr von Holſtein der intellektuelle Urheber der Maßregel 
geweſen, haͤtte ich mir ſicher eine Zuruͤckweiſung zu⸗ 
gezogen. Denn darin konnte ich mich nicht getaͤuſcht 
haben, daß es nicht die Art dieſes Mannes war, eigenes 
Verſchulden, ſei es auch nur ein Mitverſchulden, auf 
andere abzuſchieben. Was ſeine Unterſchrift trug, vertrat 
er auch ganz allein. 

Der ganze Sommer 1892 ging hin unter ſchriftlichen 
und muͤndlichen Begruͤßungen von Vereinen und Koͤrper⸗ 
ſchaften, Wallfahrten und Huldigungen von Vertretern 
der deutſchen Staͤmme, Reden des Fuͤrſten Bismarck 
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auf feinen Reifen von Kiſſingen durch Thüringen nach 
Schoͤnhauſen und von da nach Varzin. Erſt im Herbſt, 
als das Unwetter der Begeiſterung fuͤr den Altreichs⸗ 
kanzler und ſchaurigen Zornes gegen ſeinen Nachfolger 
abflaute, ließ mich Graf Caprivi wieder zu ſich bitten. 
Seine groͤßte Sorge war damals die Militaͤrreform. 
Bei meinem nun folgenden regeren Verkehr im Reichs⸗ 
kanzlerhaus wurde zwar niemals der Uriasbrief erwaͤhnt, 
wohl aber bekam ich nun vollen Aufſchluß uͤber die 
Stellung, die Caprivi uͤber die von einem großen Teil 
der Nation gewuͤnſchte Ausſoͤhnung des Kaiſers mit 
dem Fuͤrſten Bismarck einnahm. 

Von Hugo Jacobi, der zu den intimen Gaͤſten des 
Bismarckiſchen Hauſes gehoͤrte und in verſoͤhnlichem 
Sinne wirkte, hatte ich erfahren: Am 7. Juni 1892 
waͤren in Friedrichsruh Vorbereitungen zum Empfang 
des von Kiel zuruͤckkehrenden Kaiſers getroffen geweſen 
und man haͤtte ſtuͤndlich Nachricht uͤber die Durchreiſe 
des Kaiſers erwartet, der Beſuch waͤre jedoch unterlaſſen 
worden und man glaubte in Friedrichsruh immer noch, 
daß ihn Caprivi in letzter Stunde verhindert haͤtte. Die 
Auskunft, die ich darauf von Caprivi erbat, lautete ſo: 
„Kein Wort davon iſt wahr. Mein Anteil an dem Ver⸗ 
haͤltnis des Kaiſers zu Bismarck beſchraͤnkt ſich auf 
folgendes: Ich habe gefliſſentlich tunlichſt jede Einmiſchung 
vermieden. Mir waͤre es recht, wenn der Fuͤrſt ſich ver⸗ 
ſoͤhnte und wieder hierherkaͤme. Nur eine Nebenregierung 


36 


halte ich für ganz verderblich und wuͤrde, wenn fie 
aufkaͤme, abtreten. Als der Kaiſer von der Kieler 
Begegnung (mit dem Zaren und dem Großfürftenz 
Thronfolger, 7. Juni 1892) zuruͤckkehrte, ſagte er, daß 
er Walderſee auf dem Schiff anheimgeſtellt habe, in 
Friedrichsruh auszurichten, daß er zu einem beſſeren 
Verhaͤltnis bereit ſei, wenn der Fuͤrſt einen Schritt zur 
Ausſoͤhnung tue. Als dies dann gleich in der Preſſe, 
auch der engliſchen, einſeitig zugunſten Bismarcks aus⸗ 
gelegt, und die Ausſoͤhnung als vollzogene Tatſache 
behandelt wurde, hielt ich Vortrag, worauf der Kaiſer 
an Walderſee einen Brief ſchrieb, der den in Kiel erteilten 
Auftrag anerkannte, aber auch an die geſtellte Bedingung 
erinnerte, daß der erſte Schritt von Friedrichsruh aus⸗ 
zugehen haͤtte. Das iſt alles.“ 

In dieſer Antwort liegt der Schluͤſſel zur pſycho⸗ 
logiſchen Erklaͤrung des ſogenannten Uriasbriefes. 

Caprivi hatte gleich bei Beginn ſeiner Amtstaͤtigkeit 
für das Verhaͤltnis zu feinem Vorgänger einen ſtrate⸗ 
giſchen Plan entworfen, deſſen Grundlinien waren: Der 
Kaiſer hat von einem unbeſtreitbaren Rechte Gebrauch 
gemacht, als er den Fuͤrſten Bismarck entließ. Von 
einem Streit zwiſchen dem Kaiſer und dem geweſenen 
Kanzler kann daher keine Rede ſein. Erhebt dieſer trotz⸗ 
dem gegen jenen die Streitaxt, ſo iſt er im Unrechte. 
Als oberſter Diener des Kaiſers iſt der neue Kanzler 
zur Abwehr von Angriffen beſtellt unter moͤglichſter 
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Wahrung der Grenzen, die durch die außerordentlichen 
Verdienſte des Fuͤrſten um Kaiſer und Reich gezogen 
ſind. Selbſt von ſeinem erfahrenen weiſen Rat Gebrauch 
zu machen, iſt ausgeſchloſſen, ſolange Bismarck in 
oͤffentlichem Kampf gegen das neue Regiment verharrt, 
und wuͤrde auch ohnedies zur Verruͤckung der Kompe⸗ 
tenzen und Verwirrung der Begriffe fuͤhren. 

Aus dieſer Grundidee ergab ſich alles folgerichtig: 
Die Unterſcheidung zwiſchen dem Fuͤrſten Bismarck 
fruͤher und jetzt in dem Erlaß an die Miſſionen vom 
23. Mai 1890. Ebenſo die Verſicherung in der Depeſche 
an den Prinzen Reuß vom 9. Juni 1892, daß, auch 
wenn Fuͤrſt Bismarck den erſten Schritt zur Verſoͤhnung 
tue, die Annaͤherung doch nicht ſo weit gehen koͤnne, um 
die Annahme zu begruͤnden, Fuͤrſt Bismarck haͤtte wieder 
Einfluß auf die Leitung der Geſchaͤfte. Endlich auch die 
abweiſende Antwort auf einen Bericht des Prinzen 
Reuß, in dem deutlich genug die Übertragung des Strei⸗ 
tes nach Oſterreich⸗Ungarn und die unguͤnſtige Wirkung 
auf den Hof und die Geſellſchaft in Wien hervorgehoben 
war. Der Prinz wurde daran erinnert, daß ein Streit 
gar nicht vorliege, und daß er als perſoͤnlicher Vertreter 
des Kaiſers den Eindruck des Entgegenkommens und 
der Schwaͤche gegenuͤber dem immer noch frondierenden 
Fuͤrſten Bismarck zu vermeiden habe. 

Der wirkliche Urheber des Uriasbriefes war alſo 
kein anderer als Graf Caprivi ſelbſt. 
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Caprivi war mit Leib und Seele Soldat. Die Nach⸗ 
folge des Fuͤrſten Bismarck uͤbernahm er trotz der 
klaren Erkenntnis, daß er es als Staatsmann niemals 
ſeinem großen Vorgaͤnger gleichtun werde, einfach weil 
es fo befohlen war. Die Pſychologie, die zur Führung 
der politiſchen Geſchaͤfte gehoͤrt, war ihm ein fremdes 
Gebiet. Auch das wußte er. Wie viele Mißverſtaͤndniſſe 
haͤtten ſich vermeiden laſſen, wie manche vergiftende 
Zutraͤgerei in den beiden Lagern des alten und des 
neuen Regiments waͤre leicht im Keime zu erſticken 
geweſen, wenn er ſeine ſoldatiſche Steifheit uͤberwunden 
und eine fortdauernde perſoͤnliche Fuͤhlung mit dem 
Fuͤrſten in Friedrichsruh geſucht und unterhalten haͤtte. 
Dem aber ſtand mehr noch als die harten Umſtaͤnde, 
unter denen der Kaiſer die Trennung vom Fuͤrſten 
Bismarck vollzogen hatte, wieder ſein ganzes mili⸗ 
taͤriſches Fuͤhlen und Denken entgegen. Die meiſten 
Generale werden, wenn ſie von ihrem eigenſten Bezirk 
auf das politiſche Gebiet geraten, leicht verſucht ſein, 
der ſtrengen Abgrenzung der Zuſtaͤndigkeiten, dem Ein⸗ 
ordnen aller Aufgaben in Faͤcher und Kaſten, mehr Wert 
beizumeſſen, als der Kunſt der Menſchenbehandlung. 
Jedenfalls war Caprivi von vornherein tief davon 
durchdrungen, daß er ſein ſchweres Amt ganz aus eigener 
Kraft fuͤhren muͤſſe und keine Art von Nebenregierung 
aufkommen laſſen duͤrfe. Dem geſchmeidigeren Diplo⸗ 
maten Fuͤrſten Hohenlohe ward es leichter, ein perſoͤn⸗ 
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liches Verhältnis mit dem Fuͤrſten Bismarck herzuſtellen. 
Ganz ungetruͤbt blieb aber auch dieſes Verhaͤltnis nicht. 
Schon die fortgeſetzten Friedrichsruher Angriffe auf 
Boͤtticher, Marſchall und Berlepſch ſetzten den neuen 
Kanzler in Verlegenheit. Waͤhrend er ſich bemuͤhte, die 
agrariſche Flut einzudaͤmmen, bekam ſie vom Fuͤrſten 
Bismarck neuen Druck, und als im Juni 1895 das 
Wort von den Drohnen und Klebern gegenuͤber Ver⸗ 
tretern des Bundes der Landwirte fiel, und ſelbſt die 
Miniſterfrauen nicht geſchont wurden, war Fuͤrſt Hohen⸗ 
lohe faſt auf demſelben Punkt angekommen, wo Caprivi 
ſtand. 

über die Formfrage wegen des erſten Schrittes half 
die ſchwere Erkrankung Bismarcks in Kiſſingen im 
Sommer 1893 hinweg. Hochherzigkeit belohnt ſich ſelbſt. 
Mit dem freien Entſchluſſe des Kaiſers, in der Guͤnſer 
Depeſche ſeine Teilnahme und ſeine Freude uͤber die 
Beſſerung auszuſprechen, war eine Anregung des Grafen 
Caprivi zuſammengetroffen. Wenn auch der erſte Schritt 
keine innerliche Ausſoͤhnung bringen konnte, ſo blieb 
doch eine mildernde Wirkung nicht aus. Nur einmal 
noch ſchlugen helle Flammen aus der verglimmenden 
Aſche, im Oktober 1896, nach der Enthuͤllung der Ham⸗ 
burger Nachrichten über den deutſch-ruſſiſchen Ruͤck⸗ 
verſicherungsvertrag, als Caprivi ſchon ſeit zwei Jahren 
ein ſtiller Mann geworden war. 
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III. Der abgeriffene Draht nach Rußland. 


Solange Graf Caprivi noch im Kanzleramt war, 
blieb die Species facti der Wiener Anklage des Fuͤrſten 
Bismarck wegen Schwaͤchung des deutſchen Einfluſſes 
auf die ruſſiſche Politik der Offentlichkeit verborgen. 
Zwar hatten die Hamburger Nachrichten ſchon am 
3. Juni 1891 geruͤgt, daß von den beiden Straͤngen, 
die Deutſchland fruͤher auf ſeinem Bogen hatte, der 
ruſſiſche kurzweg durchgeſchnitten worden ſei, und 
weiter am 24. Januar 1892 eine noch deutlichere An⸗ 
ſpielung auf „beſtimmte, jetzt nicht mehr vorhandene 
Abmachungen“ gemacht. Aber die in⸗ und auslaͤndiſche 
Preſſe hatte noch viel zuviel mit dem perſoͤnlichen 
Gegenſatze zwiſchen dem jungen Kaiſer und dem alten 
geſtuͤrzten Kanzler zu tun und beachtete den Hinweis 
auf eine von dem neuen Kanzler vorgenommene An⸗ 
derung in dem Verhaͤltnis zu Rußland nicht. Das 
Wiener Wort Bismarcks vom abgeriſſenen Draht galt 
nur als Urteil uͤber das allgemeine Verhalten ſeines 
Nachfolgers gegenuͤber Rußland. Die wenigen, die 
wiſſen mußten, daß ihm eine beſtimmte diplomatiſche 
Handlung zugrunde lag, ruͤhrten ſich natuͤrlich nicht. 
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Bei Beratung der Militaͤrvorlage (23. November 1892) 
antwortete Caprivi auf den Vorwurf, daß die Re⸗ 
gierung den Draht zerriſſen habe, nur mit der kurzen 
Bemerkung: Wir haben alle Sorgfalt darauf verwendet, 
dieſen Draht zu erhalten, wir wuͤnſchen nur nicht, daß 
er uns den Strom aus denjenigen Leitungen nehme, die 
uns mit Sſterreich⸗Ungarn und Italien verbinden. Die 
wenigen Striche, die Caprivi dem von Bismarck ge⸗ 
brauchten Bilde hinzufuͤgte, genuͤgten nicht, um den 
wirklichen Hintergrund erkennbar zu machen. Erſt durch 
den Artikel der Hamburger Nachrichten vom 24. Oktober 
1896 kam Licht in das Dunkel. 

Das Nachgefecht, das ſich nun um einen wichtigen 
Teil der Hinterlaſſenſchaft Bismarcks entſpann, war 
faſt ſo hitzig als der Hauptkampf vor vier Jahren um 
das geſamte Erbe. In dem Lobpreiſen der einen und 
dem Verdammen der anderen wurde vor allem nach 
dem Grund fuͤr die Preisgabe des Drahtes gefragt und 
der Zweck der Enthuͤllung eroͤrtert. Die Getreuen: 
„Warum wurde die vorteilhafte Aſſekuranz aufgegeben?“ 
„Wie konnte Caprivi leichtherzig ein Meiſterwerk Bis⸗ 
marckiſcher Staatskunſt verderben?“ Die alten Gegner: 
„Will er den Dreibund ſprengen?“ „Will er ſich an den 
Staats maͤnnern des neuen Kurſes rächen?” Die Lauen: 
„Er wollte vor einſeitiger Hinneigung zu England 
warnen oder vielleicht den franzoͤſiſchen Feuereifer fuͤr 
Rußland daͤmpfen.“ 
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In Sſterreich⸗Ungarn und in Italien wurden aus 
einer Wolke der Verſtimmung Gedanken laut wie die, 
in Deutſchland ſcheine der Dreibund nicht mehr ſo beliebt 
zu ſein, und was ſich der eine Verbuͤndete geſtattet habe, 
koͤnnten ſich die anderen nun auch erlauben, Italien zum 
Beiſpiel ein Geheimabkommen mit Frankreich. Eine 
nuͤtzliche Wirkung der Enthuͤllung waͤre es geweſen, wenn 
ſich Frankreich in der Rolle einer jungen Frau gefuͤhlt 
hätte, die plößlich Liebesbriefe ihres Mannes an eine 
andere entdeckt. Aber Frankreich blieb ſo vernarrt in 
den ruſſiſchen Freund, daß Unmut uͤber ſeine alten 
Liebhabereien nicht aufkommen konnte. Pariſer Blaͤtter 
zogen es vor, den Schein auszubeuten, als ob Deutſch⸗ 
land kein unbedingt zuverlaͤſſiger Bundesgenoſſe 
waͤre. 

Die Regierung des dritten Kanzlers glaubte zuerſt, 
die Verlegenheit, in die ſie verſetzt war, durch Berufung 
auf die ganz geheime Natur der deutſch⸗ruſſiſchen Ab⸗ 
machungen von 1887 uͤberwinden zu koͤnnen. Das 
Mittel war ungeeignet. Die Bemerkungen im Reichs⸗ 
anzeiger über Verletzung ſtrengſter Staatsgeheimniſſe 
und Erſchuͤtterung des Vertrauens der Maͤchte in die 
deutſche Vertragstreue goſſen ſogar noch Ol ins Feuer. 
Erſt nach den Erklaͤrungen des Reichskanzlers Fuͤrſten 
Hohenlohe und des Staatsſekretaͤrs Freiherrn von 
Marſchall auf eine Zentrumsinterpellation in der Reichs⸗ 
tagsſitzung vom 16. November 1896 trat allmaͤhlich, 
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da die Hamburger Nachrichten den Streit nicht fort⸗ 
ſetzten, Ruhe ein. 

In der politiſchen Literatur aber bildet der Ver⸗ 
zicht auf den Ruͤckverſicherungsvertrag heute noch ein 
Hauptſtuͤck kritiſcher Betrachtung der Caprivi⸗Zeit. Bei 
den Hiſtorikern und ernſten Publiziſten uͤberwiegt durch⸗ 
aus die Anſicht, daß der Verzicht ein ſchwerer Fehler 
geweſen ſei, und daß ohne ihn vielleicht die verhaͤngnis⸗ 
volle, ſchließlich den Weltkrieg herbeifuͤhrende Teilung 
Europas in zwei große Maͤchtegruppen nicht zuſtande⸗ 
gekommen waͤre. Eine Ausnahme macht Hans Del⸗ 
bruͤck, der ſich ſchon kurz nach der Enthuͤllung der Ham⸗ 
burger Nachrichten ſkeptiſch über den Wert der ruſſi⸗ 
ſchen Ruͤckendeckung und uͤber die Nuͤtzlichkeit ihrer 
poſthumen Veroͤffentlichung aͤußerte (Preuß. Jahrb. 
Bd. 86, Oktober bis Dezember 1896). 

Der entgegengeſetzte Standpunkt, daß der Verzicht 
ein folgenſchwerer Fehler war, wird am ausführlichften 
vom Grafen Ernſt zu Reventlow in ſeinem Buche: 
Deutſchlands auswärtige Politik 1888 —1914 vertreten. 
Sein Urteil iſt ohne Voreingenommenheit gegen die 
Perſon Caprivis, ſachlich abwaͤgend, wie uͤberhaupt in 
dem Werke, namentlich in den Teilen, die ſich mit aͤlteren 
Streitfragen und abgeſchloſſenen Perioden befaſſen, 
der kampfluſtige Tagesſchriftſteller hinter den hiſtoriſchen 
Forſcher zuruͤcktritt. 

Die einzige Quelle fuͤr den Inhalt des Vertrages 
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ift heute noch der Artikel der Hamburger Nachrichten 
vom 24. Oktober 1896. Danach hatten ſich beide Reiche 
gegenſeitig zu wohlwollender Neutralitaͤt fuͤr den Fall 
verpflichtet, daß eines von ihnen von dritter Seite 
angegriffen wuͤrde. Wenn alſo z. B. Frankreich einen 
Angriffskrieg gegen Deutſchland unternaͤhme, ſo waͤre 
die wohlwollende Neutralitaͤt Rußlands zu gewaͤrtigen 
geweſen und umgekehrt die Deutſchlands, wenn Rußland 
einen unprovozierten Angriff abzuwehren haͤtte. Der 
Artikel der Hamburger Nachrichten brachte dann mit 
dem Verzicht auf die gegenſeitige Aſſekuranz die poloni⸗ 
ſierende Ara in der Wilhelmſtraße, die nur ruſſenfeindlich 
gemeint ſein koͤnnte, in Zuſammenhang und ſchloß mit 
dem Satz: „So entſtand Kronſtadt mit der Marſeillaiſe 
und die erſte Annaͤherung zwiſchen dem abſoluten Zaren⸗ 
tume und der franzoͤſiſchen Republik, unſerer Anſicht 
nach ausſchließlich durch die Mißgriffe der Capriviſchen 
Politik herbeigefuͤhrt.“ 

Am 31. Oktober 1896 wies das Hamburger Organ 
dann in einer Antwort auf die Erklaͤrung des Reichs⸗ 
anzeigers die Behauptung ſcharf zuruͤck, daß das 1890 
abgelaufene deutſch⸗ruſſiſche Abkommen mit der Treue 
gegen den Dreibund nicht vertraͤglich geweſen ſei. Schon 
der Vertragstext wahre der oͤſterreichiſch⸗ungariſchen 
Monarchie in bezug auf etwaige neue deutſch⸗franzoͤſiſche 
Verwicklungen die Freiheit, ſogar bei einem Angriffe 
Frankreichs auf Deutſchland neutral zu bleiben, und 
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niemand ſei es eingefallen, deshalb von einer Dis 
plizitaͤt der oͤſterreichiſch-ungariſchen Stellung im Drei⸗ 
bunde zu ſprechen. Der ganze Dreibund in corpore 
koͤnnte, wenn Rußland dazu bereit waͤre, mit dieſem 
ganz dasſelbe Abkommen treffen, das bis 1890 zwiſchen 
Rußland und Deutſchland beſtanden habe, er wuͤrde 
deshalb auf ſeinen Hauptzweck, die gemeinſame Ab⸗ 
wehr eines ruſſiſchen Angriffs, nicht zu verzichten 
brauchen. 

Waͤhrend in dem erſten Artikel die Berufung auf 
den polenfreundlichen Kurs nicht als beweiskraͤftig 
anerkannt werden konnte — dieſer ſetzte erſt lange nach 
dem Verzicht auf den Ruͤckverſicherungsvertrag ein —, 
iſt die Anſicht des zweiten Artikels, daß das deutſch⸗ 
ruſſiſche Geheimabkommen mit den Dreibundvertraͤ⸗ 
gen wohl vereinbar ſei, in der Literatur allmaͤhlich durch⸗ 
gedrungen. In thesi waren die Hamburger Nachrichten 
mit ihrer Abwehr des Vorwurfs der Untreue gegenuͤber 
Oſterreich⸗Ungarn ſicherlich im Rechte. Die leitenden 
Perſonen in Wien wußten, daß die deutſche Regierung 
die Abmachungen, die von 1881—1887 zwiſchen den drei 
Kaiſermaͤchten beſtanden, erneuert hatte, und nahmen 
hieran im Vertrauen auf die Loyalität des Fuͤrſten Bis⸗ 
marck und ſeine diplomatiſche Meiſterſchaft ſelbſt keinen 
Anſtoß. Die deutſche Ruͤckverſicherung bei Rußland bot 
ja auch Oſterreich⸗Ungarn den Vorteil, daß fie als Hemm⸗ 
ſchuh fuͤr einen franzoͤſiſchen Angriff gegen Deutſchland 
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und damit zugleich für das Eintreten des casus foederis 
im deutſch⸗oͤſterreich⸗ungariſchen Buͤndnis vertrage wirkte. 
Dagegen laͤßt ſich nicht beſtreiten, daß in praxi fuͤr die 
deutſche Diplomatie aus den gegenſaͤtzlichen Intereſſen 
Rußlands und Sſterreich⸗Ungarns am Balkan eine ſchwer 
zu loͤſende Verkettung der Pflicht zu wohlwollender Neu⸗ 
tralität (gegenüber Rußland) und der Pflicht zur Waffen; 
hilfe (gegenuͤber dem verbuͤndeten Donaureiche) entſtehen 
konnte. Dabei fragt es ſich noch, ob die Hamburger 
Nachrichten, wie allgemein angenommen wird, den In⸗ 
halt der deutſch⸗ruſſiſchen Abmachungen vollſtaͤndig an⸗ 
gegeben haben. 

Iſt das wirklich der Fall? Von der Beantwortung 
dieſer Frage haͤngt weſentlich das Urteil daruͤber ab, 
ob der Verzicht auf die Erneuerung des Vertrags eine 
kaum begreifliche Torheit war oder ob er ſich rechtferti⸗ 
gen laͤßt. Fuͤr die Verneinung der Frage ſpricht fol⸗ 
gendes: 

Zunaͤchſt muß das Verhalten der deutſchen Regie⸗ 
rung nach der Hamburger Enthuͤllung auffallen. Der 
Reichsanzeiger ſpricht von ſtrengem Staatsgeheimnis 
und Verletzung der Reichsintereſſen. Hohenlohe er; 
klaͤrt im Reichstage, er koͤnne nach ſorgfaͤltigſter Pruͤ⸗ 
fung des vorhandenen Materials nicht umhin, die 
Gruͤnde, welche damals die deutſche Politik leiteten, als 
vollwichtig anzuerkennen. Marſchall ſtellt vorſichtige 
Betrachtungen daruͤber an, ob die Ruͤckverſicherung die 
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Verſicherung ſtaͤrke und ob wir bei einem Konflikt 
zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn und Rußland nicht in die 
ſchwierige Lage kommen koͤnnten, entſcheiden zu muͤſſen, 
wer der Angreifer und wer der Angegriffene ſei. Wo⸗ 
her kam dies Winden und Drehen, wenn ſich die Ab; 
machungen auf die einfache Neutralitaͤtsformel be⸗ 
ſchraͤnkten? 

Ferner die Zeugniſſe der Naͤchſtbeteiligten. Ca⸗ 
privi, der das Syſtem der Doppelverſicherung „zu kom⸗ 
pliziert“ fand, zu Hohenlohe: „Das Bekanntwerden 
des ruſſiſch⸗deutſchen Vertrags wuͤrde den Dreibund 
geſprengt haben. In dem Abkommen war Rußland 
freie Hand in Bulgarien und Konſtantinopel garan⸗ 
tiert gegen die ruſſiſche Verpflichtung, in einem deutſch⸗ 
franzoͤſiſchen Kriege neutral zu bleiben.“ Geheimrat 
v. Holſtein, der spiritus rector bei dem Verzicht: „Wenn's 
herauskommt, ſind wir als falſche Kerle blamiert“ 
(Harden, Köpfe I, S. 100). Delbruͤck (Bismarcks Erbe, 
S. 158) gibt als Grund der Nichterneuerung an, daß 
einer der Teilnehmer, vermutlich Holſtein, geſagt habe, 
man ſei nicht ſicher, ob nicht der Altreichskanzler bei 
feinem Temperament das Geheimnis einmal heraus; 
laſſe. Zu mir ſagte Holſtein waͤhrend des Preßlaͤrms 
Ende Oktober 1896, es waͤre zu gefaͤhrlich geweſen, bei 
einer ſolchen Sache den Fuͤrſten Bismarck zum Mit⸗ 
wiſſer zu haben, was mir damals mehr ſeine eigene 
uüberreizte Stimmung gegen den Fuͤrſten als die wird; 
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liche Sachlage zu kennzeichnen ſchien. Hatte doch auch 
Hohenlohe noch bei ſeinem Beſuch in Friedrichsruh 
(Januar 1895) den Rat zu hoͤren bekommen: „Wenn 
Sie Boͤtticher, Marſchall, Holſtein nicht ſofort kalt⸗ 
ſtellen, werden dieſe Leute Sie ebenſo fortintrigieren, 
wie ſie es mit mir fertiggebracht haben.“) 

Aus alledem geht hervor, daß ſich der Vertragstext 
wahrſcheinlich nicht auf die Neutralitaͤtsklauſel beſchraͤnkte 
oder daß bindende Nebenabreden mit weitergehenden 
Verſprechungen dazu gehoͤrten, und zwar Zuſicherun⸗ 
gen von deutſcher Seite. Was fuͤr Zuſicherungen konn⸗ 
ten das ſein? 

Schon am 26. April 1890 erſchien in den Ham⸗ 
burger Nachrichten ein vom Fuͤrſten Bismarck herruͤhren⸗ 
der Artikel:), in dem es hieß: „Der Dreibund deckt nur 
das damnum emergens, nicht das lucrum cessans 
der beteiligten Maͤchte. Am wenigſten iſt es Deutſch⸗ 
lands Sache, ehrgeizige Pläne Sſterreichs auf dem 
Balkan zu fördern.” Derſelbe Gedanke, daß Deutſch—⸗ 
land der Orientpolitik Sſterreich-Ungarns gegenüber 
trotz des Buͤndniſſes freie Hand habe, kehrte dann 
haͤufiger unter deutlicher Parteinahme fuͤr die bulgari⸗ 
ſchen Plaͤne Rußlands in den Spalten der Hamburger 
Nachrichten wieder. Ein und das andere Mal wurde 

1) Fr. Thimme, Bismarck und Kardorff. Neue Mitteilungen aus 
dem Nachlaſſe Wilhelm von Kardorffs, Deutſche Revue, Juni 1917, S. 276. 

2) Hofmann, Fuͤrſt Bismarck 1890— 1898, I, S. 256. 
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klar gejagt, daß in den letzten Jahren der Amtszeit des 
Fuͤrſten Bismarck die Wiener Regierung von der zu 
gewaͤrtigenden deutſchen Unterſtuͤtzung der ruſſiſchen An⸗ 
ſpruͤche am Balkan Kenntnis gehabt habe. 

Einen Anhalt dafuͤr, wie weit dieſe Unterſtuͤtzung 
gehen ſollte, gibt die erwaͤhnte Außerung Caprivis zu 
Hohenlohe. Noch genauer iſt die von Hohenlohe nach 
dem Zeugnis des Generals von Heuduck berichtete Auße⸗ 
rung des Kaiſers zu den kommandierenden Generalen: 
Rußland wolle Bulgarien militaͤriſch beſetzen und dabei 
die Neutralitaͤt Deutſchlands haben; er habe dem 
Kaiſer von Sſterreich verſprochen, ein treuer Bundes⸗ 
genoſſe zu ſein, und werde dies halten. Die Beſetzung 
Bulgariens fei der Krieg mit Sſterreich und er koͤnne 
Oſterreich nicht im Stiche laſſen (Hohenlohe, Denk 
wuͤrdigkeiten, II, 466). Danach ſcheint es, als ob die 
deutſche Neutralitaͤt auch fuͤr den Fall verſprochen ge⸗ 
weſen ſei, daß auf die fortgeſetzten panflamiftifchen 
Umtriebe gegen das Regiment Stambulows ein mili⸗ 
täriſches Einſchreiten Rußlands in Bulgarien folgen 
ſollte. Waͤre dem ſo, ſo wuͤrden ſich die Außerung 
Caprivis, daß das Syſtem der Doppelverſicherung 
ihm zu kompliziert erſchienen ſei, und die aus⸗ 
weichenden Reden Hohenlohes und Marſchalls in der 
Interpellationsdebatte von 1896 vollſtaͤndig erklaͤren. 
Man koͤnnte ſich nicht mehr darauf berufen, daß Fuͤrſt 
Bismarck ſchon am rx. Januar 1887 im Reichstage 
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feine vollſtaͤndige Gleichguͤltigkeit gegenüber der Frage, 
was mit Bulgarien werde, erklaͤrte, auch nicht darauf, 
daß Graf Kalnoky von Friedrichsruh mit dem Ein⸗ 
druck geſchieden ſei, mit einer gewiſſen Unterſtuͤtzung der 
ruſſiſchen Anſpruͤche in Bulgarien durch Deutſchland 
rechnen zu muͤſſen. Verpflichtung zu wohlwollender 
Neutralitaͤt auch bei ſcharfem Eingreifen Rußlands in 
die bulgariſchen Angelegenheiten und daraus entſtehen⸗ 
dem Streit mit Sſterreich-Ungarn — das wäre nicht 
mehr freie Hand, ſondern gebundene Hand geweſen, ge 
bunden zum Nachteil unſeres Bundesgenoſſen. 

Nun gab es aber neben der Ruͤckverſicherung mit 
Rußland auch noch eine andere, die ſich mit der deutſch—⸗ 
ruſſiſchen nicht deckte, ſondern ſie unter Umſtaͤnden 
durchkreuzte. Sie iſt angedeutet in einem Bilde, das 
von Kaiſer Wilhelm J. herruͤhren ſoll: Das Bismarckſche 
Syſtem der Verſicherungen gleiche einem Spiel mit fuͤnf 
Kugeln, das nur unter den Haͤnden und Augen eines 
außerordentlich geuͤbten Kuͤnſtlers zu gelingen pflege. 
Die fuͤnfte Kugel war Rumaͤnien. Zwiſchen dieſem 
Staate und Sſterreich-Ungarn war 1883 ein Buͤndnis 
geſchloſſen worden, das gegenſeitige Waffenhilfe fuͤr den 
Fall eines unprovozierten Angriffs von dritter Seite 
vorſah, alſo auch eine Ruͤckendeckung gegen Rußland 
enthielt. Koͤnig Karol legte Wert darauf, daß mit 
Deutſchland ein gleiches Buͤndnis zuſtande komme, weil 
dadurch in feinem Volke der Widerſtand der Ruſſen⸗ 
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freunde und Förderer einer rumaͤniſchen Irredenta in 
Siebenbuͤrgen abgeſchwaͤcht wuͤrde. Deutſchland trat 
daher dem Vertrage zwiſchen Rumaͤnien und dem 
Donaureiche bei, ebenſo auch Italien. Die Vertraͤge 
wurden 1892, dann 1902, endlich 1913 erneuert. Ihr 
Wortlaut iſt bisher nicht veroͤffentlicht worden. 

Jawohl, Fuͤrſt Bismarck durfte ſich zutrauen, das 
Kunſtſtuͤck mit den fuͤnf Kugeln auszufuͤhren, ohne daß 
die eine mit der anderen karambolierte und zu Boden 
fiel. Seiner Meiſterſchaft waͤre es wohl moͤglich geweſen, 
trotz aller Geheimvertraͤge den latenten Konflikt zwi⸗ 
ſchen Rußland und dem Donaureiche ohne Schaͤdigung 
der Lebensintereſſen Oſterreich⸗ungarns und mit Um⸗ 
gehung der Entſcheidung, wer der Angreifer und wer 
der Angegriffene ſei, d. h. ohne Verletzung der Buͤnd⸗ 
nistreue und ohne Krieg, lenken zu koͤnnen. Er, mit 
den Erfahrungen einer langen diplomatiſchen Laufbahn 
in Petersburg, am Bundestag, in Paris, mit dem ge⸗ 
waltigen Vollbringen als Kanzler des Norddeutſchen 
Bundes und des Deutſchen Reiches, mit dem Anſehen 
des groͤßten Staatsmannes eines ganzen Jahrhunderts, 
er hatte unvergleichlich reichere Wirkungsmoͤglichkeiten 
als irgendein Nachfolger haben konnte. War Caprivi 
darum ein eitler Tropf, weil er ſich nicht gleicher Meiſter⸗ 
ſchaft und gleicher Wirkungsmoͤglichkeit vermaß? 

So geſehen fuͤhrt der Streit um den Verzicht auf die 
Verlaͤngerung des Vertrags zu dem nur ſcheinbar 
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paradoxen Schluß: Der Verzicht war ein Fehler, wenn 
Bismarck blieb, er war eine Notwendigkeit, wenn er ging. 
Einem ſcharfſinnigen Beurteiler, wie dem Grafen 
Reventlow, iſt der Unterſchied natuͤrlich nicht entgangen. 
Er ſieht aber einen unbegreiflichen Fehler Caprivis 
in der Ploͤtzlichkeit der Abkehr von Rußland und der 
gewollten oder ungewollten Bedingungsloſigkeit, mit 
der er ſich der im Grunde feindlich gerichteten, kuͤhlen 
Staatskunſt Englands in die Arme geworfen habe. 
Daß es bei der Entſcheidung uͤber die Frage Ver⸗ 
laͤngerung oder Nichtverlaͤngerung des Vertrags „Hals 
uͤber Kopf“ zuging, hat ſeine Richtigkeit. Schuld daran 
war nicht ſowohl die Sucht Holſteins, von der Macht, 
die ihm beim Weggang des alten Hexenmeiſters uͤber⸗ 
laſſen war, ſo ſchnell als moͤglich Gebrauch zu machen, 
als vielmehr der nahe Ablauf der Friſt, innerhalb der 
eine Erklaͤrung uͤber die Frage der Erneuerung abzu⸗ 
geben war. Dem Fuͤrſten Bismarck war viel daran 
gelegen, die ruſſiſche Sache in ſeinem Sinne abge⸗ 
ſchloſſen zu ſehen. Vermutlich hat dieſer Wunſch auch 
dabei mitgewirkt, daß Graf Herbert Bismarck nach 
dem Ruͤcktritt feines Vaters noch eine Woche Staats- 
ſekretaͤr des Auswaͤrtigen Amtes blieb. Als er am Tage 
nach der Kanzlerkriſis vom Zentralbureau des Aus; 
waͤrtigen Amtes die Geheimakten uͤber den Vertrag 
verlangte, erfuhr er, daß ſie ſich bei Herrn von Holſtein 
befaͤnden. Graf Herbert ahnte ſofort, was das zu bes 
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deuten hatte, und es kam zu einem Auftritt mit Holſtein. 
Bismarck Vater und Sohn mußten die Überzeugung 
haben, daß Holſtein zur Eile draͤngte und fuͤr die raſche 
Entſchließung des neuen Kanzlers verantwortlich war, 
was viel zu ihrer unverhohlenen Feindſchaft gegen ihn 
beitrug. Caprivi hat ſich ſpaͤter wiederholt zu mir darauf 
berufen, daß er in auswaͤrtigen Angelegenheiten waͤh⸗ 
rend der erſten Zeit ſeiner Kanzlerſchaft mit einem 
neuen noch nicht eingearbeiteten Staatsſekretaͤr ganz 
auf den Rat des aͤlteſten und erfahrenſten Mitgliedes 
der politiſchen Abteilung angewieſen war. Zu ſeiner 
Entſcheidung gegen die Verlaͤngerung des Vertrags trug 
neben dem Rat Holſteins auch das Votum des Bot⸗ 
ſchafters von Schweinitz bei, der ſeiner Zeit bei dem Ab⸗ 
ſchluß des Vertrags mitgewirkt hatte, jetzt aber fuͤr den 
Verzicht ſtimmte. 

Daß Bismarck Vater und Sohn unmittelbar nach 
der Kriſis noch glaubten, den ruſſiſchen Vertrag retten zu 
koͤnnen, widerlegt die Anſicht einzelner Schriftſteller, die 
Tragoͤdie von Bismarcks Sturz habe ſich vor allem hierum 
gedreht. Richtig iſt nur, daß Fuͤrſt Bismarck waͤhrend 
der Kriſis im März 1890 die Ruͤckſicht auf Rußland und die 
Verlaͤngerung des Vertrags fuͤr ſein Verbleiben im Amte 
geltend gemacht hat. Bis dahin hatte er dem Kaiſer uͤber⸗ 
haupt noch keinen Vortrag uͤber das geheime ruſſiſche 
Abkommen gehalten. In ſeinem Entlaſſungsgeſuch iſt 
zwar auch auf kaiſerliche Anordnungen Rußland gegen⸗ 
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über Bezug genommen und geſagt, daß ihre Ausführung 
wichtige Erfolge der auswaͤrtigen Politik in Frage ſtellen 
wuͤrde. Gemeint damit war aber nicht ein Verzicht auf 
das Geheimabkommen, ſondern der kaiſerliche Befehl, 
auf Grund der Kiewer Konſulatsberichte uͤber militaͤriſche 
Vorgaͤnge in Rußland Sſterreich-Ungarn zu warnen 
und ſelbſt Gegenmaßregeln zu treffen. Jedenfalls war 
uͤber das ruſſiſche Abkommen beim Abgang Bismarcks 
noch nichts entſchieden und beruhten die Außerungen 
des Kaiſers zu den Generalen uͤber ſeinen Inhalt 
auf dem Vortrag Caprivis, in dem die Nichtver⸗ 
laͤngerung des Vertrags mit der Moͤglichkeit von Kolli⸗ 
ſionen der Neutralitaͤtspflicht mit der Pflicht zur 
Waffenhilfe für Oſterreich⸗Ungarn begründet war. 
Sodann der kopfloſe Sturz in die Arme der eng— 
liſchen Politik! Wer die Zeitungen jener Zeit nach— 
blaͤttern wollte, faͤnde haͤufige Anſpielungen auf eng⸗ 
liſche Einfluͤſſe bei Hofe wechſelnd mit halbamtlichen 
Verwahrungen dagegen, aber nichts Greifbares (der 
Sanſibarvertrag zahlt natürlich nicht), nichts im amt; 
lichen Bereich, was uͤber die ſchon unter dem alten Kurs 
geuͤbte Pflege freundlicher Beziehungen zu England hin⸗ 
ausginge, nichts, was nur annähernd dem ungewoͤhn⸗ 
lichen Schritt des Fuͤrſten Bismarck gleichkaͤme, in 
einem Privatbrief an den engliſchen Premierminiſter 
Lord Salisbury engliſchen Beſorgniſſen wegen angeb⸗ 
licher ruſſiſcher Neigungen des Prinzen Wilhelm mit 
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der Verſicherung entgegenzutreten, daß Sſterreich⸗Un⸗ 
garn und England als ſaturierte Staaten unſere na; 
tuͤrlichen Bundesgenoſſen waͤren und daß kein deut⸗ 
ſcher Kaiſer einem ruſſiſchen Verſuche, ſeine Bundes⸗ 
genoſſen, namentlich Sſterreich-Ungarn, zu ſchwaͤchen, 
bewaffnete Hilfe leiſten wuͤrde. Der Brief iſt vom 
22. November 1887 datiert und zum erſten Male in⸗ 
folge einer Indiskretion im Daily Telegraph vom 
13. Mai 1912 von deſſen Wiener Korreſpondenten, 
leider nur im Auszuge, wiedergegeben worden. 

Wenn ich meine eigenen Beobachtungen vor und 
nach meinem Eintritt ins Auswaͤrtige Amt nachpruͤfe, 
kann ich nur ſagen, daß die einſeitige Schwenkung der 
deutſchen Politik in der Caprivizeit nach England hin 
ein durch temperamentvolle Reden bei feſtlichen Ge; 
legenheiten genaͤhrter Argwohn, aber keine Tatſache 
war. Trotzdem lebt ſie noch als hartnaͤckige Legende 
fort y. 

Wie war nun die objektive Wirkung der Nicht; 
erneuerung des geheimen Abkommens auf die euro⸗ 


1) M. von Hagen, Vorausſetzungen und Veranlaſſungen zu Big; 
marcks Eintritt in die Weltpolitik, S. 16 ff., will unter irriger Berufung 
auf das Entlaſſungsgeſuch Bismarcks (ſiehe oben) den Grund fuͤr den 
Verzicht auf den ruſſiſchen Vertrag in einem Kurswechſel zugunſten 
Englands ſehen. Auch die Waterloorede des Kaiſers am 22. Maͤrz 1890 
beim Beſuche des Prinzen von Wales ſtand in keinem Zuſammenhang 
mit dem Verzicht. — J. Hashagen, Umriſſe der Weltpolitik, I, S. 80, 
redet ſogar von einem „Vaſſalitaͤts verhaͤltnis“! 
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paͤiſche Lage? War wirklich nach der Behauptung am 
Schluſſe des Enthuͤllungsartikels vom 24. Oktober 1896 
Kronſtadt mit der Marſeillaiſe und die erſte Annaͤhe⸗ 
rung zwiſchen dem abſoluten Zarentum und der fran⸗ 
zoͤſiſchen Republik aus dieſem Mißgriff der Caprivi⸗ 
ſchen Politik entſtanden? Die richtige Antwort ergibt 
ſich, wenn man auf die Jahre der Guͤltigkeit des Ab⸗ 
kommens 1887-1890 zuruͤckgeht und unterſucht, wie 
ſich in der zweiten Haͤlfte der achtziger Jahre die Be⸗ 
ziehungen Rußlands zu Frankreich entwickelt hatten. 
In Frankreich war nach dem Sturze Ferrys die Re⸗ 
vanchepartei obenauf gekommen, man wollte nicht mehr 
in „nebelhaften Kolonialunternehmungen“ die Kraͤfte 
zerſplittern und ſuchte Anlehnung an Rußland. Fran⸗ 
zoͤſiſche (Ribot, Freycinet) und ruſſiſche (Mohrenheim, 
Fredericks) Wuͤrdentraͤger arbeiteten offen und ins⸗ 
geheim an dem Ziele der Annaͤherung. Bismarck ſind 
dieſe Bemuͤhungen natuͤrlich nicht verborgen geblieben, 
er vermochte ſie aber um ſo weniger zu hindern, als die 
Feindſeligkeit der ruſſiſchen Stimmung gegen Deutich; 
land wuchs. Emſige panſlawiſtiſche, polniſche und fran⸗ 
zoͤſiſche Einfluͤſſe bearbeiteten den Zaren und ſeine Um⸗ 
gebung mit wachſendem Erfolg. Der daͤniſche Hof bil; 
dete gleichſam den „Umſchlagshafen“ des franzoͤſiſch⸗ 
ruſſiſchen Verkehrs. Auch die Ausſprache zwiſchen dem 
Zaren und Bismarck im Winter 1887 zu Berlin aͤnderte 
wenig an der Kuͤhle der Beziehungen. Die Gefaͤhrlich⸗ 
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keit der Spannung führte dazu, daß Bismarck den 
deutſch⸗oͤſterreichiſchen Buͤndnisvertrag veröffentlichte, 
Die Hervorhebung des Zweifrontenkriegs in der Rede 
Bismarcks zur Militaͤrvorlage leitete eine neue Epoche 
ein. Die neue Lage bezeichnete den totalen Umſchwung 
der europaͤiſchen Verhaͤltniſſe. Skobelew hatte das 
Wort geſprochen: Der Weg nach Wien fuͤhrt uͤber 
Berlin. Es klingt erſtaunlich, entſpricht aber der ge⸗ 
ſchichtlichen Wahrheit, daß im Jahre 1887 die Lieferung 
von 500 ooo Lebelgewehren unter der ruſſiſchen Ga; 
rantie, daß dieſe Gewehre nicht auf Franzoſen ſchießen 
wuͤrden, zuſtande kam. Solche Garantien waren nur 
moͤglich bei einem gegenſeitigen Einverſtaͤndnis uͤber 
beſtimmte politiſche Ziele. Ende 1888 wurde die erſte 
ruſſiſche Anleihe in Frankreich begeben, waͤhrend die 
ruſſiſchen Werte durch das Beleihungs verbot aus Deutſch⸗ 
land ausgetrieben wurden. 

Das iſt in Kürze die Darſtellung des Grafen Revent⸗ 
low von jener Zeit. Draſtiſcher kann man die Behaup⸗ 
tung nicht widerlegen, daß Kronſtadt die erſte und aus⸗ 
ſchließlich durch die Schuld Caprivis herbeigefuͤhrte An⸗ 
naͤherung zwiſchen dem Zarentum und der franzoͤſiſchen 
Republik geweſen ſei. Trotzdem ſoll man glauben, daß 
ſich der ſogenannte Draht nach Rußland vielleicht doch 
noch, auch unter den ſchwaͤcheren Haͤnden des zweiten 
Kanzlers, als ſtark genug haͤtte erweiſen koͤnnen, um den 
„totalen Umſchwung“ zu hemmen, „der“, ſchreibt Graf 
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Reventlow, „wie ein aus unzähligen, unſichtbaren kleinen 
Quellen gebildeter Strom als große unzerſtoͤrbare Tat⸗ 
ſache an die Oberflaͤche getreten war“. Nein, die ruſſiſch⸗ 
franzoͤſiſche Entente haͤtte ſo wie ſo ihren Lauf genom⸗ 
men. Sie war zu tief in den beiderſeitigen Intereſſen 
und Beſtrebungen begründet. Reibungen gab es nit; 
gends. Auf der einen Seite erfuͤllte franzoͤſiſche Herzen 
der Wunſch, die Republik nach allen inneren Kriſen und 
aͤußeren Schwierigkeiten der achtziger Jahre als buͤnd⸗ 
nisfaͤhige Großmacht anerkannt zu wiſſen. Rußland 
war das einzige Land, in dem eine in den oberen Schichten 
wachſenden Einfluß gewinnende Partei exiſtierte, die 
auf einen Krieg mit den Zentralmaͤchten hinarbeitete. 
Entente und Allianz mit Frankreich waren fuͤr Ruß⸗ 
land billig zu haben, um Elſaß⸗Lothringen wollte es 
und brauchte es nicht zu fechten, konnte ſogar die alte 
Freundſchaft ſeines Herrſcherhauſes mit der Dynaſtie 
der Hohenzollern weiter unterhalten, und doch war 
ihm Frankreichs diplomatiſcher und militaͤriſcher Bei— 
ſtand fuͤr jeden Fall, in dem es zu Verwicklungen mit 
den Zentralmaͤchten kommen koͤnnte, unbedingt ſicher. 
Dieſe Sicherheit ſteigerte ſich noch mit dem Grade, in 
dem Rußland der Milliardenſchuldner Frankreichs 
wurde. 

Endlich iſt bisher nicht genug beachtet worden, daß ſich 
Fuͤrſt Bismarck bei ſeinem ſcharfen Tadel des Verzichtes 
auf die Ruͤckverſicherung in einem ſchweren Irrtum gerade 


39 


uͤber den Umſtand befand, auf dem feine hohe Schaͤtzung 
des geheimen Drahtes beruhte. Fuͤr ihn war der Vertrag 
als diplomatiſches Werkzeug fuͤr die Friedenszeit nur 
ſo lange von groͤßtem Werte, als er ſelbſt das volle 
perſoͤnliche Vertrauen des Zaren beſaß. Das hat er 
ſelbſt wiederholt hervorgehoben. Ruſſifizierung der Oſt⸗ 
ſeeprovinzen, ruſſiſch⸗franzoͤſiſche Anbandlungen, ja ſogar 
Truppenverſchiebungen nach den oͤſterreichiſchen und deut⸗ 
ſchen Grenzen wogen fuͤr Bismarck „federleicht“ gegen 
die Autorität des Kaiſers von Rußland. Fehlte das 
perſoͤnliche Vertrauen, ſo hatte die ruſſiſche Ruͤcken⸗ 
deckung ihren Hauptwert verloren. 

Und das Vertrauen des Zaren fehlte in der Tat. 
Das Wohlwollen, das der von Natur mißtrauiſche 
Alexander III. dem Fuͤrſten Bismarck bei deſſen Audienz 
im Herbſte 1889 zeigte, war ebenſowenig ehrlich ge 
meint wie ſeine ſorgenvolle Frage, ob er auch ſicher 
ſei, noch lange Kanzler zu bleiben. Fuͤrſt Hohenlohe hat 
uͤbereinſtimmend mit dem, was mir Graf Caprivi bei 
meinem erſten Beſuche uͤber ſein Geſpraͤch mit dem Zaren 
in Narwa geſagt, im Auguſt 1892 in ſein Tagebuch 
(Bd. II, S. 491) eingetragen, daß Kaiſer Wilhelm, als 
die Rede auf die Behauptung Bismarcks kam, er ſtehe 
mit dem Zaren ſo gut, bemerkte: „Der Kaiſer (Alexan⸗ 
der III.) hat mir geſagt, er habe alles Vertrauen zu Ca⸗ 
privi, wenn dagegen Bismarck ihm etwas geſagt, haͤtte 
er immer die Überzeugung gehabt, qu'il me tricherait“. 
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Graf Reventlow (S. 7) glaubt das Beweisſtuͤck mit 
dem Hinweis entkraͤften zu koͤnnen, daß das Vertrauens⸗ 
votum des Zaren fuͤr Caprivi in die Zeit gefallen ſei, als die 
ruſſiſch⸗franzoͤſiſche Militaͤrkonvention zuſtande kam und 
als ſeit den Exaltationen der Kronſtaͤdter Feſte ſchon 
ein Jahr vergangen war. Das iſt jedoch eine Ver— 
wechſlung des Zeitpunktes: Die Außerung des Zaren 
zum Kaiſer uͤber Caprivi und Bismarck datiert nicht aus 
der Zeit des Vermerks im Hohenloheſchen Tagebuch 
(Auguſt 1892), ſondern war ſchon bei dem deutſchen 
Kaiſerbeſuch in Narwa (18. Auguſt 1890) getan worden. 
Übrigens hat unſer Kaiſer nicht bloß gegenuͤber dem 
Fuͤrſten Hohenlohe, ſondern auch anderweitig ſchriftlich 
bezeugt, daß der Zar in Narwa zu ihm von feinem Miß; 
trauen gegen den Fuͤrſten Bismarck ſo geſprochen hat, 
wie in dem Hohenloheſchen Tagebuch angegeben iſt. 

Um ſo weniger ſollte hiernach die außerordentliche 
Überſchaͤtzung des Wertes der Bismarckſchen Ruͤckver⸗ 
ſicherung und der Folgen des Capriviſchen Verzichts, ein 
berreſt aus der Zeit der erbitterten Kämpfe des großen 
Kanzlers nach ſeinem Sturze, in der politiſchen Literatur 
weiter gehegt oder gar die kurze Periode der Caprivi⸗ 
ſchen Politik, wie es Graf Reventlow noch in der Ein; 
fuͤhrung der ſiebenten Auflage ſeines Buches tut, als 
die Grundlage fuͤr den Weltkrieg 1914 bezeichnet wer⸗ 
den. Wer unbefangen die Geſtaltung der auswärtigen 
Lage des Reiches zuruͤckverfolgt, kann nicht verkennen, 
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daß der Wendepunkt der Entwicklung der Dinge zum 
Weltkrieg nicht am Anfange der nachbismarckiſchen Zeit, 
ſondern in deren Mitte lag, als ſich allmaͤhlich und faſt 
unverſehens die altbewaͤhrte Politik der zwei Eiſen in 
eine Politik der eigenen zwei Beine, wie Holſtein ſagte, 
oder, wie Kritiker in ſpaͤterer Zeit meinten, in eine Poli⸗ 
tik zwiſchen zwei Stuͤhlen verwandelte. Doch das gehoͤrt 
auf ein anderes Blatt. 
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IV. Der Kampf um die Militärreform. 


Was uns in Wahrheit die Caprivi-Zeit für den Welt; 
krieg hinterlaſſen hat, liegt nicht auf dem Gebiete der 
auswaͤrtigen Politik, ſondern auf militaͤriſchem Gebiet, 
und iſt keine ſchwere Schuld, ſondern ein unſchaͤtzbares 
Guthaben. 

Dreimal ſind im Laufe des vorigen Jahrhunderts 
die Heereseinrichtungen in Preußen und Deutſchland 
in großem Stile verbeſſert worden. Einmal, als nach 
den Stuͤrmen, die am Anfang des neunzehnten Jahr⸗ 
hunderts uͤber Preußen hereingebrochen waren, an Stelle 
des Syſtems der Aushebung das Syſtem der allgemeinen 
Wehrpflicht mit dreijaͤhriger Dienſtzeit beim aktiven 
Heere trat, aber ohne daß die allgemeine Wehrpflicht in 
den folgenden Jahrzehnten wirklich durchgefuͤhrt worden 
waͤre. Das zweitemal durch die Neuorganiſation unter 
König Wilhelm I., deren leitender Gedanke war, einer; 
ſeits die Feldtruppen durch Mehreinſtellung von Re- 
kruten und Ausdehnung der Reſervepflicht zu verjuͤngen, 
andererſeits die perſoͤnliche Militaͤrlaſt ſowohl durch 
Abkürzung der Geſamtdienſtzeit als auch durch Ver⸗ 
mehrung der Dispoſitionsurlauber zu erleichtern. Das 
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drittemal durch die Reform von 1893, die dem doppelten 
Zwecke diente, die vorhandenen Schaͤden (Mangel an 
Friedensſtaͤmmen, Zerſetzung der Truppen bei der Mor 
bilmachung, Ungleichheit der Dienſtzeit bei den Fuß⸗ 
truppen) zu beſeitigen und zugleich bei der auf der Baſis 
der zweijaͤhrigen Dienſtzeit fuͤr die Fußtruppen zu er⸗ 
reichenden Erhoͤhung der Friedensſtaͤrke des Heeres die 
Kriegstuͤchtigkeit des einzelnen Soldaten zu ſichern. 
Als General v. Caprivi das Reichskanzleramt uͤber⸗ 
nahm, fand er einen vom Kriegsminiſter von Verdy 
und dem Chef des Generalſtabes, Grafen Walderſee, 
entworfenen, von dem Fuͤrſten Bismarck gebilligten um⸗ 
faſſenden Plan zur Verſtaͤrkung der deutſchen Wehrkraft 
unter Durchfuͤhrung der allgemeinen Wehrpflicht vor. 
Der Plan, der die dreijaͤhrige Dienſtzeit der Infanterie 
fortbeſtehen ließ, ſollte allmaͤhlich verwirklicht werden. 
Der erſte Schritt dazu war die Vorlage vom Fruͤhjahr 
1890 auf Vermehrung der Friedenspraͤſenz um 18 ooo 
Mann, Erhoͤhung der Zahl der Infanteriebataillone, 
der Feldartilleriebatterien uſw. Aus den Militaͤrdebatten 
des Reichstages gewann Caprivi den Eindruck, daß der 
ganze Plan auf dieſe Weiſe, d. h. ohne Abkuͤrzung der 
Dienſtzeit, nicht durchzufuͤhren ſei. Die inneren Schwan⸗ 
kungen, die ſich daraus ergaben, kamen auch in gewiſſen 
Widerſpruͤchen in den Reden des Reichskanzlers und 
des Kriegsminiſters zum Ausdruck. Mit Muͤhe und 
Not erhielt die Regierung die 18 ooo Mann und die 
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geforderten Kadres. Wie fein Vorgänger war der neue 
Kanzler der feſten Überzeugung, daß eine wirkſame 
Fortfuͤhrung der deutſchen Politik die volle Ausnuͤtzung 
der deutſchen Wehrkraft unbedingt erfordere; das Reich 
duͤrfe ſich nicht nur von keinem anderen Staate mili⸗ 
taͤriſch uͤberfluͤgeln laſſen, es muͤſſe ſich auch ſtark für 
die Gefahr eines Krieges mit mehreren Fronten machen. 
Zur Verminderung der erforderlichen Opfer durch Ab— 
kuͤrzung der Dienſtzeit waren zunaͤchſt erhebliche mili⸗ 
taͤriſche Bedenken zu uͤberwinden. Es wurden die ein⸗ 
gehendſten Erwägungen und praktiſchen Verſuche dar⸗ 
uͤber angeſtellt, ob die Abkuͤrzung der Dienſtzeit der 
Infanterie ohne Schaͤdigung der Guͤte der Truppen 
moͤglich ſei. Im Sommer 1892 waren der Kanzler 
Graf Caprivi, der neue Kriegsminiſter von Kaltenborn 
und der neue Chef des Generalſtabes, Graf Schlieffen, 
geradeſo einer Meinung uͤber das Ziel und den Weg 
dahin, wie es ſeinerzeit Fuͤrſt Bismarck, von Verdy und 
Graf Walderſee waren. Fuͤr jeden von ihnen war die 
zweijaͤhrige Dienſtzeit das beſte Mittel zu dem Zwecke, 
die allgemeine Wehrpflicht durchzufuͤhren, die Feld⸗ 
armee durch Erhoͤhung des jaͤhrlichen Rekrutenkontin⸗ 
gents zu verjuͤngen und die älteren Jahresklaſſen von 
dem Dienſt im Bewegungskriege moͤglichſt zu befreien. 

In der Preſſe wurde hier und da während der Vor— 
bereitung der Vorlage befuͤrwortet, die Regierung moͤge 
auf den ganzen Plan vorlaͤufig verzichten und nur 
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gewiſſermaßen eine Abſchlagszahlung fordern. Allein 
ſchon drei Jahre vorher war, wie geſagt, die volle 
Durchfuͤhrung der allgemeinen Wehrpflicht als zur 
wirkſamen Fortfuͤhrung der deutſchen Politik und zum 
Schutze unſerer Grenzen für alle Falle notwendig erz 
kannt worden. Nicht mit Unrecht wurde auch von frei— 
ſinniger Seite auf jenen Vorſchlag erwidert, daß damit 
die Beunruhigungen wegen Steigerung der Militaͤr⸗ 
laſten in Permanenz erklaͤrt und die Militaͤrfragen zum 
Mittelpunkte kuͤnftiger Wahlkaͤmpfe gemacht wuͤrden. 
Die Loſung blieb daher: Schnelle und ganze Arbeit 
in der Militaͤrreform! 

Die Ausſichten für eine Vorlage, die den Reichs⸗ 
haushalt mit einer fortlaufenden Mehrausgabe von 
70 Millionen Mark belaſtete und jaͤhrlich 60 000 junge 
Leute mehr als bisher zu den Fahnen rief, waren ſo 
unguͤnſtig als moͤglich. Seit 1891 war eine Periode 
wirtſchaftlichen Niedergangs eingetreten. Die Produ; 
zenten klagten uͤber niedrige Preiſe, die Geſchaͤfte uͤber 
Stockung des Abſatzes ihrer Waren, die Arbeiter uͤber 
geringen Lohn und Arbeitsmangel. Gegen den Abſchluß 
eines Handelsvertrages mit Rußland war eine maͤchtige 
agrariſche Bewegung im Anzuge. Das Reich ſtand vor 
neuen Ausgaben fuͤr die Sozialreform, der groͤßte 
Bundesſtaat war im Begriff ſeine Finanzen neu zu 
ordnen. Der auswaͤrtigen Lage war kein dringlicher 
Grund für eine fo beiſpielloſe Verſtaͤrkung der Wehr; 
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kraft zu entnehmen. Im Innern wirkte der bittere 
Streit um Bismarcks Entlaſſung immer noch nach. 
Überall Mißmut und Verdroſſenheit, und keine Partei 
war da, die eine feſte Stuͤtze bot: Die Rechte bis in die 
Mitte hinein im Banne des Hergebrachten, die Linke 
einig in der Abwehr neuer Steuern und in der For⸗ 
derung eines parlamentariſchen Regiments, aber ge; 
fpalten in heftiger Fehde um die Irrlehren der Sozial⸗ 
demokratie. Die einzige buͤrgerliche Partei, die ſeit 
drei Jahrzehnten die zweijaͤhrige Dienſtzeit bei den 
Fußtruppen gefordert hatte, war die erſte, die ſich wegen 
des Koſtenpunktes gegen die Vorlage feſtlegte, noch bevor 
ihr Inhalt und ihre Begründung bekanntgegeben wor; 
den war. 

Ein unbedingtes Vertrauen in die Guͤte der Sache 
gehoͤrte dazu, um mitten in einem ſolchen Wirrſal 
widriger Umſtaͤnde ein ſo großes Werk zu beginnen, 
und nur ein ganzer Mann mit uͤberlegener Willens⸗ 
und Überzeugungskraft konnte es vollenden. Das war 
Caprivi. 

Der Entwurf war von den militaͤriſchen Stellen fo 
gruͤndlich als moͤglich vorbereitet worden. Techniſches, 
politiſches, ſtatiſtiſches, hiſtoriſches Material ſtand in 
Fuͤlle zur Verfuͤgung. Zunaͤchſt wurde nur ein Teil 
davon ausgegeben, das uͤbrige fuͤr die Beratung im 
Reichstage und zur Bearbeitung der oͤffentlichen Mei⸗ 
nung zuruͤckgehalten. Nach Veroͤffentlichung der Vor⸗ 
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lage lieferte die Preſſe ungefähre folgendes Bild der 
Stimmung im Lande: Was den einen an ihr gefiel, 
war der anderen Ärgernis: Hier feierte man die zwei⸗ 
jaͤhrige Dienſtzeit der Fußtruppen, wollte aber nicht 
den militaͤriſch notwendigen Ausgleich dafür gewähren, 
dort, wo man einer Verſtaͤrkung der Wehrkraft geneigt 
war, hegte man die ſtaͤrkſten Bedenken gegen die Beſei⸗ 
tigung der dreijaͤhrigen Dienſtzeit; die einen haͤtten 
gewuͤnſcht, daß die Regierung die Erleichterung der 
perſoͤnlichen Dienſtlaſt nicht ſofort angeboten, ſondern 
als Tauſchobjekt in Reſerve gehalten haͤtte, die anderen 
tadelten, daß die Regierung von den Gegenforderungen 
nichts nachlaſſen wollte; auf der einen Seite ſollte es 
richtiger geweſen ſein, uͤberhaupt noch keine Vorſchlaͤge 
zur finanziellen Deckung zu machen, auf der anderen 
wurde verlangt, daß erſt die Deckungsfrage und dann 
erſt die Militaͤrfrage erledigt werden muͤſſe. Faſt allen 
aber erſchien es zweifelhaft, ob eine ſo durchgreifende 
Neuorganiſation des deutſchen Heeres durch die mili⸗ 
taͤriſch⸗politiſche Lage in Europa geboten ſei. Man war 
daran gewoͤhnt, daß das deutſche Heer ſeit 1870 Schritt 
fuͤr Schritt, entſprechend den Ruͤſtungen der Nachbarn, 
der Zahl nach vermehrt worden war, und hielt die 
inneren Einrichtungen unſeres Heeres fuͤr unuͤber⸗ 
trefflich. Kriegsrummel irgendwelcher Art als Druck⸗ 
mittel fuͤr die verlangten Mehrausgaben gab es nicht. 
über die Schwächen der beſtehenden Organiſation, 
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Mangel an Friedensſtaͤmmen, daraus folgende Zer⸗ 
ſetzung der Truppen nach der Mobilmachung, aus 
Erſparnisgruͤnden eingefuͤhrte Notbehelfe, wie Ver⸗ 
mehrung der Dispoſitionsurlauber und kurze Übungen 
der Erſatzreſerviſten, konnten vorerſt nur vorſichtige 
Andeutungen gemacht werden. 

Gleich bei der Einführung der Vorlage im Reichs- 
tage zeigte ſich der Kanzler⸗General auf der Höhe feiner 
Aufgabe. Die zweiſtuͤndige Rede vom 23. November 
1892 war gut im Aufbau, einfach und klar in der Sprache, 
friſch und warm im Ton, reich an Aufſchluͤſſen und 
Gedanken. 

Sollte wegen der Ungunſt der Zeit und der Stimmung 
im Lande die Reform verfchoben werden? „Jedes Jahr, 
das wir verlieren, iſt unwiederbringlich verloren.“ Sollen 
wir wegen der druͤckenden Ruͤſtung einen Praͤventivkrieg 
fuͤhren? Was koͤnnte der Siegespreis beiſpielsweiſe 
gegenuͤber Frankreich ſein? „Wir wuͤrden in Verlegen⸗ 
heit geraten, wenn wir undeutſche Menſchen dem Deut⸗ 
ſchen Reiche einverleiben wollten. Der naͤchſte Krieg 
wird laͤnger und ſchwerer ſein als der von 1870/1. 
Wenn wir erſchoͤpft aus einem langen prophylaktiſchen 
Kriege nach Hauſe kaͤmen, waͤren vielleicht andere da, 
die aus unſerer Schwaͤche Vorteil zoͤgen.“ Folgt der 
Nachweis aus den Akten, daß die Emſer Depeſche nicht 
gefaͤlſcht war und die Provokation von Frankreich aus⸗ 
ging, von Frankreich, das auch jetzt wieder auf Krieg 
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ſinnt. „Unſere weſtlichen Nachbarn haben das Talent, 
Dinge geſchmackvoll einzukleiden, ihr Revanchegedanke 
hat Ausdruck gefunden in dem Bilde der beiden Toͤchter, 
die von der Mutter geriſſen ſind, ein ſehr huͤbſches Bild, 
aber an Revanche wuͤrde Frankreich auch dann denken, 
wenn die Toͤchter der Mutter erhalten geblieben waͤren.“ 
Die Beziehungen zu Rußland ſind doch gut? „Ja, der 
jetzige Kaiſer von Rußland iſt einer der ſtaͤrkſten Faktoren 
fuͤr Erhaltung des Friedens und hat volles Vertrauen 
zu der loyalen Politik, die wir treiben. Aber in den 
weiteſten Kreiſen des ruſſiſchen Volkes iſt eine Ver⸗ 
ſtimmung entſtanden, die mit der elementaren Kraft 
eines Naturgeſetzes wirkt. Die ruſſiſche Regierung hat 
ihre Grenzen von Kowno an uͤber Grodno laͤngs der 
Narew und Weichſel immer mehr befeſtigt. Zielbewußt 
hat ſie ihre Kavalleriemaſſen an unſere Grenzen gelegt, 
um unſere Mobilmachung zu ſtoͤren. Sind auch heute 
die Beziehungen der beiden Monarchen ſo gut als moͤg⸗ 
lich, ſo kann doch der jetzt regierende Zar, wie ſchon ſein 
Vater, der innige Freund unſeres alten Kaiſers Wilhelm, 
einmal dahin gedraͤngt werden, uns mit Krieg zu 
bedrohen. Zwiſchen Rußland und Frankreich hat ſich 
eine innere Annaͤherung vollzogen, ob Flirt oder 
Allianz — zwei Liebende zuͤnden von Zeit zu Zeit Freuden⸗ 
feuer an und die Funken fliegen uͤber unſeren Hof. 
Wenn wir an einen kuͤnftigen Krieg denken, muͤſſen wir 
uns den mit zwei Fronten denken, und zwar nicht als 
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Ausnahme, ſondern als den wahrſcheinlichen Fall.“ 
Wie iſt es gekommen, daß wir die militaͤriſche Supre⸗ 
matie in Europa verloren haben? „Nach Sedan iſt 
man in einer anderen Stimmung als nach Jena und 
Auerſtaͤdt. Der Sieger fragt, mit welchem Minimum 
von Leiſtungen kann ich die Fruͤchte meines Sieges 
erhalten, der Beſiegte fragt, welches Maximum von 
Leiſtungen kann ich aufbringen, um das Verlorene 
wiederzubekommen.“ Darauf eine eindringliche leben⸗ 
dige Schilderung des Reformplans mit dem Schluß: 
„Wir muͤſſen uns klar daruͤber werden, daß wir einen 
Kampf ums Daſein zu fuͤhren haben — einen Kampf 
ums Daſein politiſch, materiell und kulturell. Wir 
muͤſſen der kommenden Generation das Werkzeug zu⸗ 
rechtſtellen, mit dem ſie das, was ſie ererbt hat, noch 
einmal wird gewinnen koͤnnen und gewinnen muͤſſen, 
um es zu beſitzen; wir wuͤrden bittere und berechtigte 
Vorwuͤrfe des kommenden Geſchlechts auf uns laden, 
wenn wir etwas verſaͤumten, was imſtande waͤre, das 
Gluͤck zu erhalten, das wir zum erſten Male empfunden 
und kennengelernt haben, das Gluͤck: Buͤrger eines 
einigen Deutſchlands zu ſein.“ 

Das durch die Rede klingende Leitmotiv war: Der 
naͤchſte Krieg — er wird in ſeinen Leiden und politiſchen 
Folgen alle fruͤheren Kriege uͤbertreffen! Auch die 
Kriegfuͤhrung wird eine andere ſein. Es wird mehr als 
bisher auf Handlungen einzelner ankommen, Hand⸗ 
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lungen einzelner aber, die fich freiwillig in Maſſe zu⸗ 
ſammenfaſſen muͤſſen. Das hatte der Kanzler⸗General 
ſchon ein Jahr vorher geſagt, und deshalb konnte auch 
die mechaniſche Erhoͤhung der Sollziffer des Heeres nicht 
mehr nuͤtzen, eine neue Organiſation mußte hinzukommen. 

Die Rede hatte im Reichstag wohl einen rhetoriſchen, 
aber keinen tieferen ſachlichen Erfolg. Es konnte auch 
nicht wohl anders ſein. Der naͤchſte Krieg — wer weiß, 
wann der kommt! Den Waͤhlern da draußen war der 
Gedanke, daß wir militaͤriſch nicht auf der Hoͤhe ſtaͤnden, 
noch zu neu, und bei dem herrſchenden allgemeinen Miß⸗ 
vergnuͤgen waren an die 70 Millionen Mark Koſten, 
die der Reformplan erforderte, eine ſtarke Zumutung. 
Sogar der Abgeordnete von Bennigſen forderte drin; 
gend zu Nachlaͤſſen auf. Am Schluß der erſten Leſung 
waren noch keine Anſaͤtze zu einer Mehrheitsbildung fuͤr 
die Vorlagen zu erkennen. 

Mitte Dezember 1892 ſagte mir der Kanzler, er 
rechne mit der Aufloͤſung des Reichstags, es kaͤme 
darum alles darauf an, Aufklaͤrung in den Wahlkreiſen 
zu verbreiten. Der Anfang war ſchon gemacht. Im 
oberen Stock des rechten Fluͤgels des Reichskanzler⸗ 
hauſes hatte der zur Reichskanzlei kommandierte Major 
Keim ſein Quartier aufgeſchlagen und uͤbte mit wahrem 
Bienenfleiß und unverwuͤſtlicher Zuverſicht in das Ge⸗ 
lingen des Werkes eine fruchtbare Propagandataͤtigkeit 

aus. Alles, was helfen konnte und wollte, wurde mobil 
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gemacht. Freiherr v. d. Goltz⸗Paſcha, damals ſchon ein 
alter Anhaͤnger der zweijaͤhrigen Dienſtzeit, ließ einen 
ausgezeichneten Artikel „Deutſchland am Scheidewege“ 
erſcheinen, ebenſo General v. Boguslawſki. Gegen die 
Vertreter des Altbewaͤhrten von rechts trat General 
von Leſzeynſki mit feinem Zeugnis hervor, daß Kaiſer 
Wilhelm I. in den achtziger Jahren einmal zu ihm 
ſagte: „Ich ſehe ſchon, wir muͤſſen uns anders organi⸗ 
ſieren, ſolange ich lebe, wird es wohl gehen, mein Sohn 
mag es dann machen.“ Auch General von Kameke, der 
als Nachfolger Roons ein Jahrzehnt lang Kriegs; 
miniſter geweſen war und den Organismus des Heeres 
aufs genaueſte kannte, erklärte ſich oͤffentlich für den 
„außerordentlich ſorgfaͤltig erwogenen“ Reformplan, der 
das mindeſte enthalte, was noͤtig ſei. Gegen die wirt⸗ 
ſchaftlichen Notſchreie von rechts und von links kamen 
Staatsrechtler und Nationaloͤkonomen wie Gneiſt, Con⸗ 
rad, Wagner und wieſen nach, wie falſch und ſchaͤdlich 
es ſei, das deutſche Volk als eine Nation von Notleidern 
erſcheinen zu laſſen, die nicht mehr imſtande wäre, die 
Mittel fuͤr ausreichenden militaͤriſchen Schutz aufzu⸗ 
bringen. Hinter den militaͤriſchen und wiſſenſchaftlichen 
Autoritäten der Gegenwart marſchierte ſogar der Sad; 
verſtaͤndige aus Wallenſteins Lager auf, der Wacht; 
meiſter, der ſagt: 

„Seht, Ihr Herren, das iſt all recht gut, 

Daß jeder das Naͤchſte bedenken tut; 
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Aber, pflegt der Feldherr zu ſagen, 

Man muß immer das Ganze uͤberſchlagen. 

— Zum Exempel, da hack' mir einer 

Von den fuͤnf Fingern, die ich hab', 

Hier an der Rechten den kleinen ab. 

Habt Ihr mir den Finger bloß genommen? 

Nein, beim Kuckuck, ich bin um die Hand gekommen!“ 

Das meiſte aber tat der Kanzler ſelbſt. Faſt in jeder 
Sitzung der Kommiſſion, an die der Entwurf uͤber die 
Erhoͤhung der Friedenspraͤſenz verwieſen war, ergriff 
er das Wort, um das Geforderte zu begruͤnden, Ein⸗ 
wände zu widerlegen und, wenn möglich, die Erſchuͤt⸗ 
terungen eines heftigen Wahlkampfes zu vermeiden. 
Die Kommiſſionsberatung endigte mit Ablehnung der 
Vorlage und aller Antraͤge. Als ich gleich nach Schluß 
der letzten Kommiſſionsſitzung Mitte Maͤrz 1893 ihn 
aufſuchte, ging er in ſeinem Arbeitszimmer auf und 
ab. „Wir werden ſchlechte Tage bekommen!“ Und dann: 
„Ich muß Deutſchland retten.“ 

Bei Beginn der zweiten Leſung im Plenum war die 
Parteilage ſo: Die konſervative Partei hatte fruͤher 
erklaͤrt: Widerlegt ihr unſere Bedenken gegen die zwei⸗ 
jaͤhrige Dienſtzeit, weiſt ihr nach, daß die zahlreichere 
Truppe ſo gut ſein wird, als die gegenwaͤrtige kleinere, 
ſo ſind wir fuͤrs Ganze, anderenfalls bleiben wir beim 
alten. Jetzt ſchien ihr der Nachweis gefuͤhrt zu ſein, 
und ſie trat nun an die Seite der Regierung. Einen 
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ähnlichen Standpunkt nahm die Reichspartei ein. Die 
Nationalliberalen unter Fuͤhrung Bennigſens hatten in 
der Kommiſſion einen Vorſchlag gemacht, der in der 
Rekrutenzahl zu wenig bot und die Kompenſationen 
fuͤr die zweijaͤhrige Dienſtzeit nur unvollkommen ent⸗ 
hielt. Nachdem die Annahme widerlegt war, daß wir 
nur 45 ooo taugliche Rekruten mehr zur Verfügung 
haͤtten, zeigte ſich die Partei zu weiterem Entgegen⸗ 
kommen bereit. Beim Zentrum war von Anfang an 
eine kleine Minderheit unter Fuͤhrung des Freiherrn von 
Huene geneigt, die Grundlagen des Entwurfs zu billigen. 
Die große Mehrheit dagegen unter Fuͤhrung des Dr. Lieber 
wollte bei der gegenwaͤrtigen Friedensſtaͤrke bleiben und 
nur 25 —27 000 neue Rekruten zum Erſatz des dritten 
Jahrgangs bei den Fußtruppen bewilligen, und zwar 
ohne jede neue Organiſation zur Verbeſſerung der 
Mobilmachung und zur Verjuͤngung der Feldarmee. 
Dr. Lieber hatte in ſeinem Wahlkreiſe das ungluͤckliche 
Wort geſprochen: Mögen die Forderungen der Regie- 
rung auch berechtigt ſein, das Beſtehen einer Partei 
wie des Zentrums iſt doch noch wichtiger. Ebenſo un⸗ 
gluͤcklich hatte die freiſinnige Partei unter Eugen Richter 
als Prinzip aufgeſtellt: „Keinen Mann uͤber die gegen⸗ 
waͤrtige Friedensſtaͤrke.“ Daraus ergab ſich, da doch 
der unbequeme Programmpunkt, „volle Durchfuͤhrung 
der allgemeinen Dienſtpflicht“ nicht abgeleugnet werden 
konnte, die ſonderbare Erſcheinung: Wo Gruͤnde fehlten, 
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da marſchierten Grundſaͤtze auf, und wo ein Grundſatz 
war, da wurde er preisgegeben. Im Februar hatte 
Caprivi zu mir geſagt: „Die Freiſinnigen koͤnnten jetzt 
zeigen, daß ſie regierungsfaͤhig ſind. Wahrſcheinlich 
werden ſie es nicht tun. Das Syſtem des halben Parla⸗ 
mentarismus hat den Nachteil, daß Fuͤhrer wie Richter 
immer nein ſagen koͤnnen, ohne die Gefahr zu laufen, ſich 
in kurzer Zeit als Regierung abzuwirtſchaften.“ Von den 
Sozialdemokraten endlich war keine Unterſtuͤtzung zu er⸗ 
warten. Bebel hatte zwar die politiſchen Zukunftsgefahren 
bei der erſten Leſung nicht beſtritten, im Gegenteil ſogar 
von dem kuͤnftigen Weltkrieg geſprochen, wollte aber die 
Durchfuͤhrung der allgemeinen Wehrpflicht nur in der 
Form des Milizheeres. 

Bei Beginn der dritten Leſung im Plenum zeigte 
ſich noch eine Moͤglichkeit, mit der Reform ohne Konflikt 
mit dem Reichstag uͤber den Berg zu kommen. Der 
Antrag Huene wollte die Erhoͤhung der Friedensſtaͤrke 
auf 59 300 Gemeine ſtatt 70 ooo bemeſſen, von den 
Neuformationen nur die Schwadronen abſtreichen und 
ſonſt die Kompenſationen fuͤr die zweijaͤhrige Dienſtzeit 
gewaͤhren. Der Kanzler bezeichnete den Antrag als die 
aͤußerſte Grenze, bis wohin die Regierungen nachgeben 
koͤnnten. Die Spannung, wie die Debatten enden 
wuͤrden, dauerte drei Tage. Caprivi: „Es handelt ſich 
hier um eine Frage von ſolchem Ernſt, wie ſie dem Reichs⸗ 
tage wohl noch nie vorgelegen hat. Daß die Diplomatie 


allein, ohne Stüße auf ein ſtarkes Heer, den Frieden 
erhalten koͤnnte, glaubt wohl niemand. Auch mein 
Amtsvorgaͤnger hat eine Verſtaͤrkung fuͤr noͤtig gehalten, 
und es wird jeder ihn für ein diplomatiſches Genie 
halten, wie es in Jahrhunderten einmal vorkommt. 
Man kann nicht erwarten, daß ſolche Phaͤnomene ſtets 
an unſerer Spitze ſtehen werden. Wir wollen den Frieden 
erhalten, wenn uns das aber nicht gelingt, ſo wollen 
wir ſiegen.“ Richter: „Die militaͤriſche Autoritaͤt wird 
hier ſo ſchroff herausgekehrt wie nie zuvor. Eine ſolche 
Auffaſſung iſt gleichbedeutend mit der Negation des 
Parlamentarismus.“ Von Bennigſen: „Wir haben es 
ſeit 1867 genug erlebt. Beſtimmte Dinge, die will man 
wohl, gewiſſe Ziele werden theoretiſch aufgeſtellt, jahraus, 
jahrein fuͤr bedeutungsvoll erklaͤrt, wenn es aber an 
die Ausfuͤhrung geht, dann ſetzt jedesmal die Kritik 
ein, an die Kritik knuͤpft ſich die Agitation an, und ein 
großer Widerſpruch findet ſich, der die Maßregel ent- 
weder nun gar nicht mehr will, in keinem Falle aber in 
der Art und Form, wie ſie eingebracht iſt. Dieſe Art 
von Politik und politiſcher Behandlung, wie ſie ſich 
nun ſeit 1867 fortzieht bis zum heutigen Tage, iſt in 
der Tat noch eine Erbſchaft aus der Kleinſtaaterei, in 
der wir zu wenig gewoͤhnt waren, große Fragen von 
großen Geſichtspunkten zu behandeln.“ 

Der 6. Mai war ein Sonnabend. In der Annahme, 
daß ſich die Entſcheidung noch bis in die naͤchſte Woche 
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hinziehen wuͤrde, war ich vormittags aufs Land gefahren. 
Wenige Stunden nach meiner Ankunft im Revier traf 
ein Telegramm aus der Reichskanzlei ein: Zuruͤckkommen, 
162 gegen 210, Aufloͤſung. ö 

War der Antrag Huene auch gefallen, ſo blieb er 
doch fuͤr den Wahlfeldzug die Fahne, unter der ſich die 
Minderheitsparteien und -gruppen ſammeln konnten. 
Vom Zentrum waren zwoͤlf, von der freiſinnigen Partei 
ſechs Stimmen fuͤr den Antrag abgegeben worden. Noch 
am ſelben Tage zerfiel der Freiſinn bei dem vom Ab⸗ 
geordneten Richter herbeigefuͤhrten Scherbengericht uͤber 
die Abtruͤnnigen in zwei Teile. 

Unter den Waffen zum Wahlkampf, die wir nun 
ſchmiedeten, finde ich einige, die der Roſt der Zeit noch 
nicht zerfreſſen hat. Die beſten Stuͤcke waren franzoͤſiſcher 
Herkunft. Wie auf geheimen Befehl hatte die geſamte 
Pariſer Preſſe waͤhrend der Beratungen im Deutſchen 
Reichstage die groͤßte Zuruͤckhaltung beobachtet, es ſollte 
durchaus kein chauviniſtiſcher Laͤrm gemacht werden. 
Sobald aber der Antrag Huene abgelehnt war, brach 
der lange verhaltene Jubel los. Die Blaͤtter ſagten 
offen, daß die deutſche Vorlage eine franzoͤſiſche Anz 
gelegenheit geweſen ſei und daß ſich die Mehrheit des 
Reichstags um Frankreich verdient gemacht habe. Die 
ernſteſten Organe ſtimmten foͤrmliche Hymnen an und 
brachten in ruͤhrenden Worten den elſaß⸗lothringiſchen 
Reichstagsmitgliedern den Dank des Vaterlandes dafuͤr 


dar, daß fie nicht gezoͤgert haͤtten, nach Berlin zu eilen, 
ihre Pflicht zu erfüllen, durch ihr Erſcheinen die Ma; 
joritaͤt zu ſichern und auf dieſe Weiſe Frankreich einen 
neuen Beweis ihrer Treue und Anhaͤnglichkeit zu geben, 
Liebesdienſte, die ihnen Frankreich nicht vergeſſen werde. 

Man erging ſich in den kuͤhnſten Phantaſien und 
rechnete mit dem baldigen Zerfall des Deutſchen Reiches. 
In der „Patrie“ hieß es: „Das Schauſpiel unſeres 
Feindes, wie er mit den groͤßten Schwierigkeiten kaͤmpft, 
moͤge uns zur Mahnung dienen, ihm nicht zu gleichen. 
Eine Stunde, die vielleicht nicht fern iſt, wird dieſes 
anſcheinende Geruͤſte von Macht und deſpotiſcher Ty— 
rannei mit einem Stoße unerwartet umwerfen, unter 
dem Antrieb von Ereigniſſen, deren Gang niemand 
aufzuhalten oder aufzuſchieben vermag. Dann werden 
wir den Sieg des Rechtes uͤber die Macht ſehen, dann 
werden wir die preußiſche Herrſchaft in beſcheidenere 
Verhaͤltniſſe eingeſchraͤnkt und die europaͤiſche Geo; 
graphie nach den Geboten der Gerechtigkeit, der Vernunft 
und der Wahrheit umgeſtaltet ſehen.“ 

Ein zweites weitragendes Stuͤck, das im Wahlkampfe 
gute Dienſte tat, hieß Frankreichs Rheingeluͤſte: Ein 
aktiver franzoͤſiſcher Generalſtabsoffizier, Molard mit 
Namen, hatte ein Buch über die militaͤriſche Leiſtungs⸗ 
faͤhigkeit der europaͤiſchen Staaten veroͤffentlicht, das 
eine Reihe merkwuͤrdiger politiſcher Betrachtungen ent⸗ 
hielt. In dem einleitenden Kapitel ſagte der Verfaſſer, 
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die Wiederherſtellung des deutſchen Kaiſerreichs zugunſten 
Preußens habe das europaͤiſche Gleichgewicht vollſtaͤndig 
zerſtoͤrt, daher ſei auch Frankreich der unermuͤdliche 
Gegner Deutſchlands. Woͤrtlich hieß es dann: 

„Die franzoͤſiſche Politik hat ſtets nur einen Zweck 
gehabt, die Zuruͤckeroberung der von der deutſchen Raſſe 
uſurpierten Gebietsteile des linken Rheinufers. Der 
Rhein iſt nicht ein deutſcher Fluß — moͤgen es auch die 
deutſchen Geſchichtſchreiber noch ſo oft ſagen — ſondern 
er bildet eine Grenzbarriere. Er teilt in Wirklichkeit 
das weſtliche Europa in zwei große Gebiete, in das 
franzoͤſiſche Gebiet, das vom Atlantiſchen Ozean bis 
zum Rhein reicht, und in das deutſche Gebiet vom 
Rhein bis zur Elbe. Auf jeder Seite dieſer Grenz; 
barriere waren ſeit 2000 Jahren Gallier und Germanen 
Feinde, wie es Deutſche und Franzoſen heutzutage noch 
ſind. Wir waren, wir ſind es und wir werden es bleiben 
— bis zum Tage der endguͤltigen Entſcheidung — Erb⸗ 
feinde! Das iſt nicht eine Phraſe, ſondern die einfache 
Feſtſtellung einer hiſtoriſchen Wahrheit.“ 

Dieſelbe fixe Idee des Generalſtaͤblers Molard, daß 
das linke Rheinufer zu Frankreich gehoͤre, wurde 22 Jahre 
ſpaͤter der Inhalt eines Abkommens, das ſein Alters⸗ 
und Geſinnungsgenoſſe Ribot als Miniſterpraͤſident 
heimlich im Namen des „überfallenen” Frankreichs mit 
Rußland und anderen fuͤr Wahrheit und Gerechtigkeit 
fechtenden Maͤchten abſchloß. 
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Der Erfolg des Wahlkampfes war der Zahl nach 
maͤßig — 201 Stimmen fuͤr, 185 gegen die Militaͤr⸗ 
reform — aber groß, wenn man ihn nach den Schwierig⸗ 
keiten maß, die am Anfang und auf der Mitte des Weges 
zu uͤberwinden waren. Das Hauptverdienſt gebuͤhrte 
dem Grafen Caprivi. Wer ihn in den zehn Monaten 
aus der Naͤhe zu beobachten Gelegenheit hatte, mußte 
die Unermuͤdlichkeit bewundern, mit der er feinen fach; 
lichen Gruͤnden Gehoͤr zu erzwingen ſuchte. Ließ er 
den Mut nicht ſinken, hieß es, er iſt ein Optimiſt; ſuchte 
er die liberalen Gegner fuͤr den Preis zu gewinnen, 
den die Erleichterung der perſoͤnlichen Dienſtlaſt wert 
war, ſo erſchien er manchem als zu nachgiebig; konnte 
er auf Vermittlungsvorſchlaͤge nicht eingehen, ward 
ſeine Haltung „ſtarr und ſteif“ genannt. Nichts ent⸗ 
mutigte ihn, jede Enttaͤuſchung machte ſeine Ausdauer 
zaͤher. 

Die Wahrheit manches ſeiner Worte hat ganz erſt 
die Geſchichte an den Tag gebracht. Die deutſche Wehr; 
kraft iſt in den naͤchſten zwanzig Jahren noch haͤufiger ver⸗ 
ſtaͤrkt worden, aber an der organiſatoriſchen Grundlage der 
Reform von 1893 brauchte nur wenig geaͤndert zu werden. 
Hier hat der zweite Kanzler eine Tat vollbracht, die ihm 
die Nation heute noch und heute erſt recht zu danken hat. 


V. Herr von Holſtein. 


Hatte ich auch mein redliches Teil dazu beigetragen, 
daß die Werbearbeit fuͤr die Militaͤrreform einen guͤn⸗ 
ſtigen Ausgang des Streites im Reichstage bewirkte, 
ſo war ich doch hoͤchlich uͤberraſcht, als mir Graf Caprivi 
eines Tages den Poſten des Preßreferenten im Aus- 
waͤrtigen Amte antrug. Conſtantin Roͤßler, deſſen Feder 
er ſchaͤtzte, ſei nicht mehr beweglich genug, weshalb der 
viel juͤngere und gewandte Herr von Kiderlen neben dem 
Orientreferat auch Preßſachen erledige, ein Zuſtand, der 
unbefriedigend fuͤr ihn, den Kanzler, ſei. 

Die ausgeſprochene Abſicht war alſo, die Anomalie 
einer unſyſtematiſchen Zweiteilung des Preßdienſtes, 
bei der mitunter die Rechte nicht wußte, was die Linke 
tat, zu beſeitigen. Das Zutrauen, das in dem Angebot 
lag, wußte ich wohl zu ſchaͤtzen, aber mehr noch reizte 
mich die Aufgabe mit ihren unbekannten Schwierigkeiten 
und ſicheren Kaͤmpfen, inneren und aͤußeren. Einige 
praktiſche Erfahrungen brachte ich mit, und das geringe 
Wiſſen, namentlich in Sachen der auswaͤrtigen Politik, 
ließ ſich am Ende mit gutem Willen und offenem Blick 
ergaͤnzen. 
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Wie in den erſten Jahrzehnten nach der Gründung 
des Reiches das Heer nur von Fall zu Fall und der Zahl 
nach verſtaͤrkt wurde, fo erging es auch dem Aus⸗ 
waͤrtigen Amt: Die Zahl der Kraͤfte wurde allmaͤhlich 
und viel langſamer als beim Heere vermehrt, die Or⸗ 
ganiſation blieb faſt unveraͤndert. Nach heftigem Streit 
mit dem Reichstag war der dritte Direktor bewilligt 
und der politiſchen und handelspolitiſchen Abteilung die 
Rechtsabteilung hinzugefuͤgt worden. Wenn man von 
der Kolonialabteilung, die nur eine voruͤbergehende 
Erſcheinung im Auswaͤrtigen Amte war, abſieht, war 
deſſen Etat fo ſparſam wie möglich bemeſſen. Die Ab; 
teilung J mit ihren beiden Unterabteilungen A und B 
hatte bei A (Politik) fuͤnf, bei B (Perſonalien) zwei 
vortragende Raͤte. A ſtand unmittelbar unter dem 
Staatsſekretaͤr, B hatte einen Dirigenten. Die Ab; 
teilung II (Handel, Konſulatsweſen, Auswanderung) 
zaͤhlte unter einem Direktor ſechs vortragende Raͤte, 
waͤhrend die ebenfalls unter einem Direktor ſtehende 
Abteilung III (Voͤlkerrecht, Reklamationen, Grenz⸗ und 
Auslieferungsſachen, Kunſt und Wiſſenſchaft, Staats⸗ 
recht) fuͤnf vortragende Raͤte hatte. Im ganzen alſo 
2 Direktoren, 1 Dirigent, 18 Raͤte. 

Zwiſchen den Abteilungen beſtand keine organiſche 
Verbindung außer der, die durch die Inſtanzen des 
Staatsſekretaͤrs und des Unterſtaatsſekretaͤrs gegeben 
war. Trotz des engen Zuſammenhangs von Politik und 


Wirtſchaft war die Arbeit in der Abteilung IA ſcharf 
von der in der handelspolitiſchen Abteilung geſchieden. 
Da die Abteilungen nach Materien, die Referate inner⸗ 
halb der Abteilungen dagegen nach Laͤndern geteilt 
waren, haͤtte eine ſtaͤndige Fuͤhlung der beiderſeitigen 
Referenten fuͤr ein beſtimmtes Land unterhalten werden 
ſollen. Das war aber nicht der Fall, die rein politiſchen 
Berichte und Erlaſſe waren ausſchließliche Domaͤne von 
A und wurden der anderen Abteilung auch nur in Aus⸗ 
nahmefaͤllen zur Kenntnis mitgeteilt. Die Haupturſache 
des Fortbeſtehens der alten Tradition lag darin, daß 
in der Abteilung IA der ſtrengſte Huͤter der Geheim⸗ 
diplomatie, der Wirkliche Geheime Legationsrat von Hol; 
ſtein, den Geſchaͤften ihren Gang vorſchrieb, und daß 
er, befangen in dem Gedankenkreiſe der alten Kabinetts⸗ 
politik, den in den Voͤlkern wirkenden Kraͤften, beſonders 
den wirtſchaftlichen und finanziellen, und ihrem Einfluß 
auf die auswaͤrtige Politik, nur geringe Beachtung 
ſchenkte. 

Der Umfang der Geſchaͤfte ſchwoll von Jahr zu Jahr 
an. Um ſo fleißiger mußte gearbeitet werden. Der 
glatte Lauf des inneren Betriebes beruhte weſentlich 
auf der ſorgfaͤltigen Auswahl und Erziehung der mittleren 
Beamten. Im Zentral: und im Chiffrierbureau wurde im 
Schichtwechſel bis in die ſpaͤte Nacht gearbeitet. An der 
Spitze des Zentralbureaus ſtand damals wie heute noch 
ein mit unfehlbarem Gedaͤchtnis ausgeruͤſteter Mann, 
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der über Verbleib und Inhalt aller Ein; und Ausgaͤnge 
ſtets zuverlaͤſſig Beſcheid wußte. Moderne Hilfsmittel 
wie Kartotheken gab es nicht oder waren, wie Schreib; 
und Durchdruckmaſchinen, verpoͤnt. Es konnte kaum eine 
andere Zentralbehoͤrde geben, wo gerade von dieſer 
Klaſſe von Beamten bei knappem Gehalt und maͤßigen 
Ehren Tuͤchtigeres geleiſtet worden waͤre. 

Als Außenſeiter, wenn nicht gar als Eindringling, 
kam ich in die politiſche Abteilung. Kiderlen knurrte 
gegen Caprivi: „Ein Pferd, das im Freien gute Dienſte 
tut, nimmt man nicht in den Stall.“ Dabei tappte ſein 
kleiner grinſender Bullenbeißer, den er in Kospoli auf⸗ 
geleſen hatte und dem alles erlaubt war, auf dem 
Arbeitstiſch zwiſchen Akten und Schreibgeraͤten herum. 
Bei dem Schwaben war vieles Laune, gute und ſchlechte, 
je nachdem. Manchmal war ſchwer mit ſeinem Eigen⸗ 
ſinn auszukommen, im aͤußerſten Falle mußte man 
ihn von der Gemuͤtsſeite faſſen, dann lenkte er ein. 
Wen er leiden mochte, dem war er treu und ſtets ſehr 
gefaͤllig. Er ſchrieb einen leichten natuͤrlichen Stil, ſein 
Gaͤnſekiel beherrſchte den diplomatiſchen Ausdruck vir⸗ 
tuos und ließ in Briefen oft einen luſtigen Einfall 
einfließen. 

Holſtein, dem großen Unbekannten, war ich ein 
völlig Fremder. Auch er konnte von meiner Ein; 
berufung, die Caprivi natuͤrlich mit Zuſtimmung des 
Staatsſekretaͤrs, im uͤbrigen aber eigenwillig verfuͤgt 
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hatte, nicht erbaut fein. Beim erſten Betreten der 
Schwelle dieſes unheimlichen Verwalters tiefſter Ge— 
heimniſſe mußte ich mir vorkommen wie der Schuͤler 
im Fauſt. Doch ging es ohne alle Beklommenheit 
ab, da er mich wie einen alten Bekannten willkommen 
hieß und ſich ſogleich mit aller Offenheit über die Feind; 
ſchaften ausſprach, die er ſich außerhalb und innerhalb 
des Amtes dadurch zugezogen habe, daß er nach Bis⸗ 
marcks Ruͤcktritt auf ſeinem Poſten verblieben ſei und 
ohne ehrgeizige Wuͤnſche von dem ihm zugewieſenen 
Winkel aus dem Kaiſer und dem Reich nach beſten 
Kraͤften diene. Innerhalb der Abteilung A beſtehe 
keine vollſtaͤndige Harmonie, mit Herrn von Kiderlen, 
dem Grafen Pourtalès und Herrn von Lindenau ſei er 
ganz einig, nur einer ſeiner Kollegen bilde eine Gruppe 
für ſich. Gemeint damit war der Geheime Legations⸗ 
rat Raſchdau, der ſich mit ihm und Kiderlen über; 
worfen hatte. Der Grund der Entfremdung blieb mir 
unbekannt, und ich forſchte auch nicht weiter danach, 
dem Rate Caprivis folgend, daß ich mich nicht in die 
perſoͤnlichen Reibereien druͤben im Amt hineinziehen 
laſſen moͤge. Als beſonderer Gegner der Gruppe 
Holſtein im Amt galt der Geheime Legationsrat von Both⸗ 
mer von der Rechtsabteilung. 

Wie alle, die Holſtein naͤhertraten, hatte ich von ihm den 
Eindruck eines hochbegabten Mannes. Schon die uͤber⸗ 
legene Art, ein Geſpraͤch zu fuͤhren und ſeinen Gedanken 
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packenden Ausdruck zu geben, floͤßte Achtung vor feinen 
Geiſteskräften ein. Ein ſtarker Wille und die Warnung: 
Nimm dich in acht! ſchienen ihm mit der kurzen gebogenen 
Naſe und den tiefliegenden, unklar flimmernden Augen 
ins Geſicht geſchrieben zu ſein. Trotz der ausgeſuchten 
Liebenswuͤrdigkeit, mit der er den unerfahrenen Neuling 
im Geſchaͤft aufgenommen hatte, blieb mir doch, viel; 
leicht unter dem Einfluß von fruͤher uͤber die Unheimlich⸗ 
keit ſeiner Perſon Gehoͤrtem, das Gefuͤhl zuruͤck, daß 
etwas Anormales, Krankhaftes im Weſensgrunde dieſes 
Mannes ſei. Ganz klar aber war es mir, daß von ihm 
im guten bei der noͤtigen Vorſicht gegenuͤber ſeinen 
menſchlichen Eigenheiten unendlich viel zu lernen ſei. 

Einem beſonderen Umſtand hatte ich es zu ver— 
danken, daß ſich ſogleich nach meinem erſten Beſuch 
bei Holſtein ein haͤufiger perſoͤnlicher Verkehr mit ihm 
auf ſeinem Amtszimmer anbahnte. Mit meinem Ein⸗ 
tritt ins Auswaͤrtige Amt fiel naͤmlich der Beginn des 
Feldzuges des Kladderadatſch gegen das Trifolium 
Auſternfreund, Spaͤtzle und Graf Troubadour zuſammen, 
unter welchen Spottnamen Holſtein, Kiderlen und Graf 
Philipp Eulenburg, damals preußiſcher Geſandter in 
Muͤnchen, gemeint waren. Weiteren Kreiſen blieben 
die Spaͤße des Witzblattes zunaͤchſt ganz unverſtaͤndlich, 
aber in den Raͤumen der Wilhelmſtraße 76, auf denen 
noch das weihevolle Andenken Bismarcks ruhte, mußten 
ſie das peinlichſte Aufſehen erregen. Es war unerhoͤrt 
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dreift und für die Nachfolger von Bismarck Vater und 
Sohn hoͤchſt unleidlich, daß drei zwar hohe, aber doch 
durch die Verantwortlichkeit von Kanzler und Staats⸗ 
ſekretaͤr gedeckte Beamte nicht einmal, ſondern fort⸗ 
geſetzt durch Wochen und Monate in allen moͤglichen 
Formen, erdichteten Geſpraͤchen, luſtigen Verſen, auf 
der Suche nach einem Vierten im Skat, als verdaͤchtige 
Geſtalten mit falſchen Baͤrten in einer Weinkneipe uſw., 
verſpottet und boͤſer Raͤnke beſchuldigt wurden. 

Der Grund, warum das Witzblatt feinen Krieg führte, 
war u. a. in einer Fabel unter der Überſchrift „Die 
drei Maͤnner im feurigen Ofen“ wie folgt angegeben: 
„Es war einmal ein Koͤnig, der hatte viele getreue und 
rechtſchaffene Diener, drei aber waren nicht ganz auf⸗ 
richtig und hintergingen ihren Herrn und richteten viel 
Übeles an, denn ſie verlaͤſterten viele der getreueſten 
Knechte, alſo daß dieſe ihrer Amter entſatzet wurden 
und ausgeſtoßen aus dem Palaſte. Die ungetreuen 
Diener aber hießen Inſinuans, Intrigans und Ca⸗ 
lumnians. Und war nicht der Boͤſeſte wohl aber der 
Gefaͤhrlichſte unter ihnen Inſinuans, ſintemal er dem 
Koͤnig oͤfter begegnete als die anderen, und dann auch, 
weil er meiſterlich die Laute ſchlug und betoͤrende Weiſen 
dazu ſang.“ Da haͤtte ſich ein einfaͤltiger Mann, Kunz 
von Roſen geheißen, erhoben und es durch kurzweilige 
Schriften dahin gebracht, daß die drei Übeltaͤter ihrer 

Amter entkleidet und in einen feurigen Ofen getan 


88 


wurden, in dem zur Verſchaͤrfung der Pein der In⸗ 
ſinuans fortgeſetzt die Lügen der beiden anderen und 
dieſe hinwiederum die Geſaͤnge des Lautenſchlaͤgers bis 
zum Ekel anhoͤren muͤßten. 

Das Kriegsziel war alſo die Entlaſſung der drei 
aus ihren Amtern, und zwar war es, wie aus weiteren 
Angriffen hervorging, hauptſaͤchlich auf den Calumnians 
alias Auſternfreund abgeſehen. Richtig war ja, daß in 
der letzten Zeit auffaͤllige Veraͤnderungen im diplo⸗ 
matiſchen Dienſt vorgenommen worden waren, und 
es mochte auch zutreffen, daß Herr von Holſtein dabei 
von dem unter dem neuen Kurs erlangten Einfluß 
entſcheidenden Gebrauch gemacht hatte. Der vom Fuͤrſten 
Bismarck ſo hochgeſchaͤtzte Kurt von Schloͤzer, Geſandter 
beim Paͤpſtlichen Stuhle, hatte weichen muͤſſen, der kluge 
Botſchafter von Radowitz war von Konſtantinopel nach 
dem ruhigeren Madrid verſetzt worden und hatte dort 
in dem mit Holſtein eng befreundeten Hofmarſchall 
Fuͤrſten Radolin einen Nachfolger erhalten, der ſeit 
dem Empfang des Uriasbriefes mit Recht verſtimmte 
Prinz Reuß in Wien war im Begriff, dem Grafen 
Philipp zu Eulenburg Platz zu machen. Das ſah in der 
Tat ſo aus, als ob Anhänger des alten Kurſes ge; 
fliſſentlich verdraͤngt worden waͤren. 

Dieſen Dingen ſtand ich mit der ganzen Argloſigkeit 
eines Uneingeweihten gegenuͤber. Die Aufregung, die 
jeder neue Schlag des ergrimmten Schalks hervorrief, 
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ſchien mir übertrieben. Am wenigſten beruͤhrt zeigte 
ſich Kiderlen. In feiner jovial⸗behaͤbigen Art half er 
ſich damit, daß er auf einen Schelmen anderthalben ſetzte. 
„So, jetzt nehme ich meinen falſchen Bart um und gehe 
fruͤhſtuͤcken.“ Aber bei Holſtein war des Herumratens 
und Bohrens nach dem Hintermann kein Ende. Kamen 
die Angriffe aus dem Amt? Manche Bemerkung des 
Kladderadatſch verriet eine nahe Bekanntſchaft mit den 
angegriffenen Perſonen. Raſchdau? Ausgeſchloſſen, der 
iſt ganz und gar korrekter Beamter und dichtet nicht. 
Bothmer? Der macht Verſe in ſeinen Mußeſtunden, 
koͤnnte alſo ſchon eher der Kunz von Roſen fein, unter 
welchem Namen übrigens ſchon anderswo Gedichte 
erſchienen ſind. 

Ich kam von der Preſſe und mußte daher auch uͤber 
die Maͤnner des Kladderadatſch einigen Beſcheid wiſſen. 
Johannes Trojan, den feuchtfroͤhlichen Dichter, den 
liebevollen Schilderer allerhand kleiner Dinge in Wald 
und Feld, auch ſtaͤndigen Mitarbeiter der National- 
zeitung fuͤr Kurioſa des Berliner Lebens, hatte ich durch 
unſeren gemeinſamen Freund Heinrich Seidel kennen⸗ 
gelernt und oͤfter des Sonntags beim Fruͤhſchoppen in 
der Weinhandlung von Knoop in der Potsdamer Straße 
mit Heinrich Seidel und anderen harmlos geſinnten 
und gut gelaunten Leuten getroffen. Der hatte gewiß 
in ſeinem ganzen Leben nie etwas Boͤſes im Schilde 

gefuͤhrt, und wenn er als verantwortlicher Redakteur 
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die Bosheiten, ſogar perſoͤnlich ſchwer beleidigende, 
gegen drei wehrloſe Beamte des auswaͤrtigen Dienſtes 
zuließ, mußte er der feſten Überzeugung ſein, ein ver⸗ 
dienſtliches Werk zum Beſten des Reichs zu verrichten. 
Holſtein belaͤchelte meine Naivitaͤt, in einem ſolchen 
Falle, in dem aus einem dunklen Hinterhalt heraus 
mit ſcharf geſpitzten Pfeilen auf ihn und ſeine vertrau⸗ 
teſten Gehilfen geſchoſſen wurde, noch von Gutglaͤubig⸗ 
keit zu reden. Daß er meiner Meinung ſchließlich doch 
traute, war dem damaligen erſten Vertreter der Koͤlniſchen 
Zeitung in Berlin, Juſtizrat Fiſcher, zu verdanken, der 
gleichfalls fuͤr die bona fides der Leute vom Kladde⸗ 
radatſch eintrat. 

Fiſchers Wort galt viel bei Holſtein. Fiſcher kam 
taͤglich um die Mittagsſtunde zu ihm, erzaͤhlte dem 
ſchon damals ganz zuruͤckgezogen Lebenden, was er 
Neues in feinem ausgedehnten Verkehr mit Parla- 
mentariern oder bei Gaſtereien fremder Diplomaten 
und Berliner Finanzgroͤßen erfahren, las Akten durch, 
die ihm Holſtein zurechtgelegt hatte und nahm ſeine 
Wuͤnſche fuͤr die Behandlung dieſer oder jener politiſchen 
Tagesfrage in ſeiner Zeitung entgegen. Fiſcher kannte 
die uͤberaus mißtrauiſche Natur Holſteins ganz genau 
und war aufrichtig beſtrebt, zu verhindern, daß ſie ab⸗ 
irre. Wie leicht es war, dennoch Unheil anzurichten, 
dafuͤr ein Beiſpiel aus einer ſpaͤteren Zeit: Fiſcher 
erzaͤhlte Holſtein in meinem Beiſein, daß er den Grafen 
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Herbert Bismarck auf der Straße geſehen haͤtte. Herr 
Soundſo, einer meiner Hilfsarbeiter im Amte, waͤre 
an dem Grafen vorbeigegangen und haͤtte ihn hoͤflich 
gegruͤßt. Fuͤr den tadelloſen Beamten, der ſeinen 
fruͤheren Staatsſekretaͤr gruͤßt, war Holſtein in der 
naͤchſten Zeit nicht mehr zu ſprechen, bis ich mich ein⸗ 
dringlich dafuͤr verbuͤrgte, daß an eine geheime Ver⸗ 
bindung meines Mitarbeiters mit dem Grafen Herbert 
wirklich nicht zu denken ſei. 

Stand es nun aber mit Trojan und Genoſſen ſo, 
wie auch Fiſcher meinte, ſo mußte ihr guter Glaube 
mißbraucht worden ſein, und es fragte ſich, ob etwa 
eine perſöͤnliche Einwirkung auf Trojan dem Feldzug 
ein Ende machen koͤnnte. Das einfachſte waͤre der Gang 
zum Richter geweſen. Aber ein Witzblatt zu verklagen, 
gar ein allgemein beliebtes, iſt eine mißliche Sache, 
und im vorliegenden Falle, in dem doch die richtige 
Beurteilung des Werts einer ganzen Anzahl diplo⸗ 
matiſcher Perſoͤnlichkeiten in Frage ſtand, waͤre auch 
bei Ausbreitung der Akten vor der Offentlichkeit ein 
voller Gegenbeweis gegen die behauptete Cliquen⸗ 
wirtſchaft, d. h. ein durchſchlagender Erfolg ſchwerlich 
zu erzielen geweſen. Deshalb war der Staatsſekretaͤr 
Freiherr von Marſchall gegen einen Strafantrag, ganz im 
Sinne Holſteins, der kein Verlangen danach hatte, 
wieder wie im Arnim⸗Prozeß als Zeuge und obendrein 

als politiſche Hauptperſon vor Gericht gezogen zu werden. 
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Holſtein gewann nun den Staatsſekretaͤr für den 
Gedanken, daß ich zu Herrn Trojan gehen und ihn zu 
einer Unterredung im Auswaͤrtigen Amt veranlaſſen 
ſollte, in der der Staatsſekretaͤr die Ungerechtigkeit des 
Vorgehens gegen mehrere ſeiner Beamten nachweiſen 
wuͤrde. Das war mein erſter amtlicher Auftrag. Er 
endigte mit einem Mißerfolge. Trojan erwiderte mir: 
Er habe die Sachen bisher harmlos angeſehen, daß ſie 
nicht von ihm gemacht ſeien, koͤnne ich mir wohl denken, 
er ſei ſelbſt nicht genuͤgend unterrichtet und wegen der 
angebotenen Unterredung muͤſſe er ſich erſt mit ſeinen 
Leuten beſprechen. Obgleich ich ihm vorgeſtellt hatte, 
daß er das Anerbieten des Vorgeſetzten der von ſeinem 
Blatte verdaͤchtigten Beamten nicht wohl ausſchlagen 
koͤnne, ohne ſeine bona fides Zweifeln auszuſetzen, und 
daß ihm ja unbenommen bleibe, nach der Unterredung, 
wenn ſie ihn nicht eines anderen uͤberzeuge, ſein Blatt 
in den Angriffen fortfahren zu laſſen, erſchien er nicht 
beim Staatsſekretaͤr und ließ auch ſonſt nichts von ſich 
hoͤren. 

Daß Holſtein hiernach meine Faͤhigkeiten in der 
Menſchenbehandlung nicht hoch einſchaͤtzte und ſich nach 
beſſeren Helfern umſah, konnte ich ihm nicht verdenken. 
Den zahlreichen Konferenzen auf Holſteins Zimmer 
brauchte ich nun nicht mehr beizuwohnen. Nach mir 
kam Ernſt Wichert in ſeiner Eigenſchaft als Vorſtand 
des Vereins Berliner Preſſe mit einem Einwirkungs⸗ 
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verſuch bei Trojan an die Reihe, mit demſelben Miß⸗ 
erfolg. Ich hörte dann, daß Holſtein durch zwei Beauf⸗ 
tragte Rechenſchaft vom Grafen Herbert Bismarck 
gefordert hatte! 

Die Tagespreſſe fing an, ſich lebhafter mit der 
Kladderadatſchſache zu beſchaͤftigen und nach dem „Ma⸗ 
terial“ des Witzblattes zu ſchreien. Eine halbamtliche 
Note im Reichsanzeiger von Ende Februar, in der von 
„einer unbekannten perſoͤnlichen Gegnerſchaft, die ſich 
ſcheue, offen hervorzutreten“, die Rede war, hatte nur 
die Wirkung, daß eine Anzahl von Blaͤttern nun erſt 
recht oͤffentliche Anklage verlangte. Dann geſchah, 
wieder auf Betreiben Holſteins, der ungluͤcklichſte Schritt, 
naͤmlich die Entſendung eines preußiſchen Generals zu 
dem Verleger des Kladderadatſch und Leutnant d. L. 
a. D. Rudolf Hofmann, der, da mit der Uniform ver; 
abſchiedet, noch dem militaͤriſchen Ehrengericht unter; 
ſtand, um ihn zu einem Vorgehen gegen die Redaktion 
zu veranlaſſen. 

Dieſe Beſchwichtigungsverſuche machten den ehren⸗ 
werten Polstorff, den Bearbeiter des Materials in der 
Redaktion, nur noch rabiater, und auf die Reinheit 
ſeiner Beweggruͤnde pochend, drohte er in einer Brief— 
kaſtennotiz mit Pfeilen in feinem Köcher, „die in Se; 
kunden toͤten“. Damit meinte er, wie ſich bald heraus; 
ſtellte, eine angebliche Außerung des Generals an den 
Verleger Hofmann, die dahin ging, man habe im 
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Aus waͤrtigen Amt nie an eine Anklage denken koͤnnen, 
da in der Tat ganz ungehoͤrige Dinge im Amt vor, 
gekommen ſeien. Aber der Verleger ſelbſt beſtritt, eine 
ſolche Außerung gehoͤrt zu haben. Der Weg war zu 
weit. Der General war von Herrn von Muͤhlberg uͤber 
den Sachverhalt unterrichtet worden, hatte dann die 
Mitteilungen Muͤhlbergs an Hofmann und dieſer ſie 
wieder an Polstorff weitergegeben. Den Letzten beißen 
die Hunde, das Mißverſtaͤndnis blieb an Polstorff 
haͤngen. Schon vorher hatte er den taktiſchen Fehler 
gemacht, in einem zum Herumzeigen beſtimmten Privat⸗ 
brief, der am 7. Maͤrz in der Frankfurter Zeitung 
veröffentlicht wurde, den geheimnisvollen Schleier von 
den Geſtalten Auſternfreund, Spaͤtzle und Troubadour 
wegzuziehen, und ſie mit ihren wahren Namen unter 
der offenen Beſchuldigung zu nennen, daß ſie den Riß 
zwiſchen dem Kaiſer und Bismarck durch geſchickt lan⸗ 
cierte Artikel, die ſie dem Kaiſer als Erzeugniſſe der 
bismarckfreundlichen Preſſe vorlegten, zu erweitern ver⸗ 
ſucht, ferner tuͤchtige Geſandte zugunſten willfaͤhriger 
Leute in die Ecke geſchoben haͤtten und obendrein noch 
ſchlappe Kerle waͤren. Da hoͤrte denn doch fuͤr den 
„ungemein ſchlauen, frivolen Lebemann“ von Kiderlen 
der Spaß auf, er forderte Polstorff zum Zweikampf 
heraus. Beim dritten Kugelwechſel erhielt Polstorff 
einen Schuß unter den Arm. Herr von Holſtein dagegen 
hatte mittlerweile in ſeiner fortdauernden Unruhe und 


95 


dem Bedürfnis, daß irgend etwas gefchehen müßte, 
um den Hintermann des Kladderadatſch herauszu— 
bekommen, den Grafen Guido Henckel von Donnersmark 
mit der nichtigen Begruͤndung herausgefordert, daß 
die Haltung der Berliner Neueſten Nachrichten die 
Gruͤnde fuͤr die Beteiligung des Grafen Henckel an den 
Angriffen vervollſtaͤndigt haͤtten. Das Blatt war naͤm⸗ 
lich von dem Grafen einmal finanziell geſtuͤtzt worden 
und jetzt fuͤr die Erhebung der Anklage gegen den 
Kladderadatſch eingetreten. Der Zeuge des Heraus⸗ 
geforderten, Graf Walderſee, teilte dem Zeugen Holz 
ſteins, dem General von Biſſing, dem ſpaͤteren General⸗ 
gouverneur von Belgien, mit, daß ſein Mann ent⸗ 
ſchloſſen ſei, ſich nicht zu einem Duell herzugeben, zu 
dem er keinen Grund geliefert habe. 

Trotz der ungeſchickten und verfehlten Einſchuͤch⸗ 
terungen und trotz der willkuͤrlichen Griffe Holſteins 
ins blinde Ungefaͤhr waren meine Sympathien auf 
der Seite der erſt fein, dann grob und plump beſchul⸗ 
digten Perſonen geblieben. Die Männer des Kladde⸗ 
radatſch hatten eine Rolle uͤbernommen, die ihnen nicht 
lag, und der ſie politiſch nicht gewachſen waren. Der 
Schalk, der ſich als Bramarbas entpuppt, wird nicht 
mehr ernſt genommen. Bedenklich machten mich nur 
die wiederholten Warnungen Caprivis, mich tiefer in 
die ganze Sache einzulaſſen, als nach meinen dienſtlichen 
Obliegenheiten unbedingt noͤtig ſei. Die Miſſion des 
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Generals von Spitz an den Verleger war ihm fehr 
verdrießlich. Am liebſten haͤtte er es geſehen, wenn 
die Angegriffenen einen Antrag auf Diſßziplinarunter⸗ 
ſuchung geſtellt haͤtten, bei der Polstorff zum Beweis 
der von ihm behaupteten gemeinſchaͤdlichen Intrigen 
geladen werden konnte. 

Nach dem Duell Kiderlen-Polstorff hoͤrten die An⸗ 
griffe des Kladderadatſch auf. Erſt nach dem Sturze 
Caprivis wurden noch vereinzelte Attacken geritten. 
Im November 1894 kam auch noch ein kurzes Nachſpiel 
vor Gericht. Frhr. von Marſchall hatte gegen die 
Weſtdeutſche Allgemeine Zeitung Strafantrag geſtellt, 
weil in ihr ein ganz Geſcheiter auf den Gedanken ver⸗ 
fallen war, der wahre Hintermann des Kladderadatſch 
ſei kein anderer als Frhr. von Marſchall ſelbſt. Um 
die maͤchtige Kamarilla in ſeinem Amt los zu werden, 
habe er kein anderes Mittel gewußt, als heimliche Flucht 
in die Spalten des Witzblattes. Es gab wirklich Leute, 
die trotz der ernſten und im Vergleich zu der leichten 
Lebensart des Schwaben Kiderlen ſogar ſchwerfaͤlligen 
Natur Marſchalls einen ſolchen Streich nicht für aus; 
geſchloſſen hielten. Holſtein wußte, wie hoch Marſchall 
ſeine Arbeitskraft und Findigkeit im internationalen 
Geſchaͤft ſchaͤtzte, aber ganz traute er auch ihm nicht, 
wie uͤberhaupt keinem Menſchen. Nur war er damals 
in der Periode, da alles Boͤſe fuͤr ihn in der Preſſe aus 
der Gegend um den Grafen Herbert Bismarck herum 
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kommen mußte, und fo legte er die einfältige Anſchul⸗ 
digung gegen Marſchall in der Weſtdeutſchen Allgemeinen 
Zeitung als einen beſonders raffinierten Verſuch aus, 
von der Spur des wahren Hintermannes des Kladde— 
radatſch abzulenken. Fuͤr Holſtein exiſtierte der Fall, 
daß ein Redakteur oder Korreſpondent aus Eigenem 
etwas ſchreiben koͤnnte, uͤberhaupt nicht, der Artikel 
mußte immer, wenn er Unfreundliches enthielt, von 
jemand in hoher Stellung eingegeben ſein, je nach 
Zeit und Umſtaͤnden von einem Grafen Herbert Bismarck, 
Henckel, Walderſee, Miquel, Lukanus, Senden⸗Bibran 
(Chef des Marinekabinetts) uſw. Die Lehre, die in der 
erwieſenen Tatſache lag, daß der Verfaſſer des unter 
Anklage geſtellten Artikels des rheiniſchen Blattes ein 
harmloſer Privatpolitiker in Fuͤrth, Redakteur einer 
Hopfenzeitung, war, hat bei Holſtein nichts gefruchtet. 

Der wahre Hintermann des Kladderadatſch blieb 
im Dunkeln. In dem Koͤlner Prozeß war der Zeuge 
Polstorff auch vor die Frage geſtellt worden, ob ſein 
Gewaͤhrsmann, der ihm Material geliefert haͤtte, ein 
dem Reichskanzler oder dem Staatsſekretaͤr des Aus⸗ 
waͤrtigen Amts unterſtellter Beamter waͤre. Polstorff 
lehnte die Beantwortung der Frage nicht mit Berufung 
auf das Redaktionsgeheimnis, ſondern aus dem Grunde 
ab, weil die Frage außerhalb des Beweisthemas dieſes 
Prozeſſes laͤge. Frhr. von Marſchall ließ die Weigerung 
hingehen und hat es uͤberhaupt vermieden, den Schul⸗ 
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digen in feinem Amtsbereich zu ſuchen, obgleich er nicht 
wohl anderswo ſein konnte. 

Wenn man in Hohenlohes Tagebuch lieſt, wie einer 
der erſten Gaͤnge des Botſchafters und Statthalters 
in Berlin zu Holſtein zu ſein pflegt, wie dieſer fuͤr Rom 
Bernhard von Buͤlow in Ausſicht nimmt (15. Dezember 
1893), wie er gar die Verſetzung Marſchalls nach dem 
Reichsamt des Innern betreibt und zu deſſen Nach; 
folger im Auswaͤrtigen Amt den damaligen Freund 
Graf Philipp Eulenburg auserwaͤhlt (13. Januar 1893), 
und wenn man ferner alle feine Irrungen und Will, 
kuͤrlichkeiten in der Zeit der Kladderadatſchgeſchichte 
uͤberblickt, fo erſcheint der hartnaͤckige Eifer des Witz— 
blattes gegen das Schalten und Walten eines Geheim⸗ 
rats im Auswärtigen Amt nicht mehr fo unverſtaͤndlich 
und ſonderbar, als er mir bei meinem Eintritt in das 
Amt vorgekommen war. 

Auf den Streit mit dem Kladderadatſch folgte bald, 
wenn auch vielleicht nicht in urſaͤchlichem Zuſammenhang, 
eine unſcheinbare, in der Öffentlichkeit kaum bemerkte, 
aber doch wichtige organiſatoriſche Neuerung im Aus; 
waͤrtigen Amt: Beim Ausſcheiden des fuͤr den Poſten 
des Unterſtaatsſekretaͤrs im preußiſchen Staatsmini⸗ 
ſterium auserſehenen Dirigenten der Abteilung B, 
Wirklichen Geheimen Legationsrates Humbert, wurden 
die Perſonalien der Diplomaten auf den Außenpoſten 
von der Abteilung abgetrennt und einem vortragenden 
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Rat bei TA übertragen. Der erſte Perſonalienreferent 
bei A war Graf Pourtalès. Die Neuerung ließ ſich 
wohl damit rechtfertigen, daß das Urteil von A uͤber 
die Leiſtungen der Diplomaten fuͤr die Beſetzung 
der Botſchaften und Geſandtſchaften entſcheidend war. 
Andererſeits wurde durch die Neuerung in einer Zeit, 
die gerade zu groͤßerer Beruͤckſichtigung volkswirtſchaft⸗ 
licher Kenntniſſe und Faͤhigkeiten der Vertreter des 
Reichs bei den fremden Regierungen draͤngte, der Zaun 
zwiſchen der diplomatiſchen Zunft und der konſulariſchen 
Laufbahn verdichtet und Einblick und Übergang von 
einem Bezirk in den anderen erſchwert. 

Zu der folgenden zehnjaͤhrigen friedlichen und freund⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenarbeit mit Holſtein war meiſt er 
mit ſeinen hiſtoriſchen Kenntniſſen, ſeiner erſtaunlichen 
Faͤhigkeit, internationale Zuſammenhaͤnge zu erkennen 
und Gefahren fuͤr das Reich zu wittern, dem Reichtum 
ſeiner Ideen und Auskunftsmittel der gebende Teil. 
Was ich dagegen aufbringen konnte, war nicht viel 
mehr als ein wenig natuͤrlicher Menſchenverſtand. 
Als er dann zu Beginn der Marokkohaͤndel in bittere 
Feindſchaft zu mir geriet, habe ich nicht vergeſſen, wie⸗ 
viel Dank ich ihm für vergangene Zeiten ſchuldete. So— 
lange ich gut mit ihm ſtand, wurde ich immer rechtzeitig uͤber 
die internationalen Vorgaͤnge unterrichtet. Was bei ihm 
Mitteilſamkeit aus perſoͤnlichem Wohlwollen war, machte 
der Staatsſekretaͤr und Kanzler von Bülow aus Verſtaͤnd⸗ 
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nis für Wirken, Beduͤrfniſſe und Behandlung der Preſſe 
zur Regel. Unter ihm kam es nicht, wie ſpaͤter im Wechſel 
der Staatsſekretaͤre vorübergehend, vor, daß der Preſſe⸗ 
leiter nur ein weit vorgeſchobener, von den notwendigen 
ruͤckwaͤrtigen Verbindungen abgeſchnittener Außenpoſten 
war, der von diplomatiſchen Offenſiven oder Defenſiven 
ſelbſt erſt aus den Blaͤttern oder oͤffentlichen Reden 
Kenntnis bekam. 

Holſtein unterhielt allerlei unterirdiſche Verbindun⸗ 
gen und manches ging bei ihm heimlich und hinten⸗ 
herum, was beſſer von vorn zu erledigen geweſen waͤre. 
Er liebte es, Diplomaten auf Außenpoſten, die ſein 
beſonderes Vertrauen beſaßen, durch Privattelegramme 
mit Anweiſungen und Anregungen zu verſehen und gab 
davon zu den Akten nur, was ihm wichtig und un⸗ 
bedenklich erſchien. Auch im inneren Amtsbetrieb zog 
er es manchmal vor, Mitarbeiter ausſpielen zu laſſen 
und ſelbſt in der Hinterhand zu bleiben. Sorgfaͤltig 
uͤberwachte er den Verkehr der Kanzler, denen er diente, 
zu haͤufige Beſuche im Kanzlerhauſe konnten verdaͤchtig 
machen und ihm die Ruhe rauben. Daß er, wie Gegner 
und Opfer von ihm behaupten, auch mit Zetteln und 
anonymen Karten arbeitete, habe ich nicht bemerkt. 
Von anderen, auch ſolchen, die mit ihm noch Verkehr 
unterhielten, habe ich ihn wegen ſeiner mit dem Alter 
und den Mißerfolgen in der Marokkofrage geſteigerten 
Neigung zu perſoͤnlichen Raͤnken und Hintertreppen⸗ 
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gaͤngen mit den fürchterlichften Worten bezeichnen hören. 
Fuͤr mich blieb er der durch krankhafte Veranlagung zum 
Unheilvollen praͤdeſtinierte, aber doch immer vom reinſten 
patriotiſchen Streben geleitete Mann. 

Sein Wille zur Macht, ſeine Leidenſchaft, vom 
Schnuͤrboden aus die Vorgaͤnge und Perſonen auf der 
offenen Szene an geheimen Draͤhten zu lenken, fuͤr den 
Zuſchauer unſichtbar, fuͤr nichts verantwortlich, war 
dadurch entſchuldigt und beinahe verklaͤrt, daß er ganz 
frei von Eitelkeit und perſoͤnlichem Ehrgeiz war. Auf 
Außerlichkeiten gab er nichts, beſuchte keine Geſell— 
ſchaften, trug nie einen Orden, allerdings auch niemals 
einen Frack. Als ihn, und zwar auf ſeinen eigenen 
Wunſch, Fuͤrſt Buͤlow eines Abends, zu dem ſich der 
Kaiſer angeſagt hatte, dieſem vorfuͤhren wollte — es 
war 1905 und meines Wiſſens uͤberhaupt die erſte 
Begegnung mit dem Kaiſer — zeigte es ſich, daß Holz 
ſtein uͤber keinen ſalonfaͤhigen Frack mehr verfuͤgte und 
alſo im Überrock erſcheinen mußte. Die Schwaͤche 
anderer fuͤr Orden nahm Holſtein nur ernſt in dem Falle, 
daß es eine Zuruͤckſetzung geweſen waͤre, keinen zu 
erhalten. 

Was ſonſt in ſeinem Charakter Sympathiſches war, 
kann man am beſten bei M. Harden nachleſen. Von 
dem Menſchen Fritz von Holſtein hat Harden in ſeinen 
„Koͤpfen“ mit großer Kunſt ein literariſches Bild ent— 
worfen, in dem alle edelern Züge dieſer problematiſchen 


102 


Natur, insbeſondere die Reinheit der Motive ihres 
Handelns, getreu wiedergegeben, daneben aber auch 
„die Flecken auf der inneren Iris“ und boͤſen Exzeſſe 
in der Wahl der Mittel nicht uͤbergangen ſind. Nietzſche 
ſpricht einmal von der angenehmen Verderbtheit meiner 
thuͤringiſchen Landsleute, daß ſie, ſelbſt wenn ſie auf 
dem Wege zur Wahrheit ſind, noch immer die Schleich— 
wege vorziehen. Holſtein ſcheute in der Tat auch „ſtin⸗ 
kende Winkelgaͤßchen“ nicht. Harden erwaͤhnt ferner, 
daß ſich Holſtein gern der Tugend der Wahrhaftigkeit 
ruͤhmte. Aber Wahrheitsliebe in concreto war gerade 
nicht ſeine ſtarke Seite. Gewiß, er ſchaͤtzte offenes Weſen 
und mochte ſelbſt an ſeine eigene Aufrichtigkeit glauben. 
Er war auch nicht eigenſinnig im Sachlichen, ließ Wider⸗ 
ſpruch gelten, wenn er einmal das Einfache nicht ſah 
oder es durch Biegen und Drehen, Kneten und Treten 
in Mißgeſtalt verwandelt hatte. Aber zu leicht kam bei 
ihm Perſoͤnliches, Allzuperſoͤnliches, ins Spiel. Wenn 
er ſich durch Verdacht gegen andere in ſeiner eigenen 
Machtſphaͤre bedroht glaubte, wenn er unter paſſivem 
oder aktivem Terror litt, wenn ihn hyſteriſche Eiferſucht 
packte, kannte er ſich ſelber nicht und verſchoben ſich die 
Linien ſeines Geſichtskreiſes ſo, daß unwahre Bilder 
herauskamen. 

In der Darſtellung ſeines Zwiſtes mit mir geht 
Wahres und Falſches durcheinander. Die Sache fing 
an gleich nach Beginn der deutſchen Marokkoaktion im 
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Fruͤhjahr 1905. Holſtein wuͤnſchte, daß in der Nord⸗ 
deutſchen Allgemeinen eine kriegeriſche Sprache gegen 
Frankreich gefuͤhrt wuͤrde. Ich ſprach mich dagegen 
aus mit der Begruͤndung, daß wir bisher, entſprechend 
unſerem amtlichen Verhalten bei und nach Abſchluß 
der franzoͤſiſch⸗engliſchen Entente, in der Marokkofrage 
beruhigend auf die Preſſe eingewirkt haͤtten, und daß 
nach der deutlichen Sprache, die ſchon in der Reiſe des 
Kaiſers nach Tanger lag, ein ploͤtzlicher Übergang zu 
papiernen Kriegsdrohungen unſere oͤffentliche Meinung 
in Unruhe, Streit und Verwirrung verſetzen muͤßte. 
Der Kanzler Fuͤrſt Buͤlow gab mir recht, und damit 
war mir das eiferſuͤchtige Mißtrauen Holſteins auf⸗ 
geladen. Je weniger der Verlauf der Algeciras⸗Kon⸗ 
ferenz, die Holſtein ſo eifrig durchgeſetzt hatte, ſeinen 
Erwartungen entſprach, um ſo geſpannter wurde ſein 
Verhaͤltnis zu dem Preßreferat, mit Einſchluß regel⸗ 
maͤßiger Beſucher desſelben und ſelbſt alter naher 
Bekannter von ihm, wie des aufrechten Herrn von Huhn 
von der Koͤlniſchen Zeitung. 

Ebenſowenig einwandfrei iſt die Erzaͤhlung Holſteins 
(Köpfe I, S. 114f.), wie ihm Anfang 1906 die Funk, 
tionen eines Direktors der Politiſchen Abteilung mit 
Unterſtellung auch des Preßreferates uͤbertragen worden 
ſeien, wie ich dagegen rebelliert und wie ich aus Rache 
nach ſeinem Abgang die Preßmeute auf ihn gehetzt 
haͤtte. Es war alles anders und namentlich von poſthumer 
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Rache keine Spur. In der ganzen Holſtein⸗Kriſis, die 
ſich von der Reiſe des Staatsſekretaͤrs Frhr. von Richt⸗ 
hofen nach Kiel beim Beſuch des Koͤnigs Edward VII. 
(Juni 1904) bis zum April 1906 hinzog, wurde manch⸗ 
mal im Stile Shakeſpeareſcher Komoͤdien gearbeitet. 
Naͤher darauf einzugehen, muß ich mir verſagen. 
Nur ſo viel ſei bemerkt, daß eine ſchon vor⸗ 
bereitete Nachtragsforderung an Bundesrat und Reichs⸗ 
tag fuͤr den neuen Direktor bei der politiſchen Abteilung 
bald wieder ruͤckgaͤngig gemacht wurde. Die Nachricht 
aus dem Reichstag, daß bei Beratung der Forderung 
die alten Verehrer und Freunde von Bismarck Vater 
und Sohn unter Fuͤhrung des Abgeordneten von Kar⸗ 
dorff wahrſcheinlich eine Holſtein⸗Debatte hervorrufen 
würden, wohl gar mit Erwähnung des Arnim⸗-Prozeſſes 
und der Angriffe des Kladderadatſch, hatte genuͤgt, 
um Holſtein den dringenden Wunſch einzufloͤßen, lieber 
ganz zu verzichten als auf der Rampe des Reichstags 
Rede und Antwort zu ſtehen. Der politiſche Direktor 
verſchwand lautlos in der Verſenkung. 

Wenn Holſtein glaubte, nach der ſchweren Ohnmacht 
des Fuͤrſten Buͤlow im Reichstage am 5. April 1906 
ſein letztes Entlaſſungsgeſuch — es gab deren viele — 
noch zuruͤckziehen zu koͤnnen, weil es im verſchloſſenen 
Schreibtiſch des erkrankten Kanzlers ruhte, ſo hat er 
ſich in einem tatſaͤchlichen Irrtum befunden. Das 
Entlaſſungsgeſuch war am ſelben 5. April 1906 vor⸗ 
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mittags im Auftrage des Kanzlers von dem Staats; 
ſekretaͤr von Tſchirſchey dem Kaiſer vorgetragen und 
von dieſem genehmigt worden. Nur die formelle Er— 
ledigung zoͤgerte ſich noch zehn Tage hin. 

Als Holſtein das Entlaſſungsdekret mit einem Schrei⸗ 
ben Tſchirſchkys erhielt, in dem auf den Auftrag des 
Kanzlers Bezug genommen war, wollte er dieſen Auf⸗ 
trag oͤffentlich als eine Unwahrheit erklaͤren. Der Rat 
eines wirklich guten Freundes brachte ihn davon ab. 
Das Dekret war doch nicht umzuſtoßen, und ein Mann, 
der ſich uͤber Gewalt und Hinterliſt beklagte, wenn ihm 
ſein wie oft geſchriebener Wille geſchieht, waͤre eine 
groteske Figur geweſen. Holſtein kam dann auf die 
Idee, ſeinem ehemaligen Freunde Phili in einem Briefe 
mit beleidigenden Ausdruͤcken vorzuwerfen, daß deſſen 
Einfluͤſterungen die kaiſerliche Ungnade bewirkt haͤtten. 
Die Folgen einer ſolchen Kampfanſage wurden dadurch 
vermieden, daß Fuͤrſt Eulenburg erklaͤrte, nichts bei 
Seiner Majeſtaͤt gegen Holſtein unternommen zu haben, 
und daß dieſer darauf ſeinen Brief zuruͤckzog. 

Vom Fuͤrſten Buͤlow war es klug, daß er nach ſeiner 
Wiedergeneſung die perſoͤnliche Verbindung mit Hol⸗ 
ſtein wiederaufnahm. Noch einmal konnte der alte 
Steuermann das Meer der hohen Politik befahren, 
ungeſehen, wie es ihm am liebſten war, und dem 
Kapitaͤn helfen, bei drohendem Sturm den rechten 
Kurs zu halten — zur Zeit der bosniſchen Kriſis. 


106 


VI. „Offizioͤſe Preßwirtſchaft.“ 


Will der Neuling Tuͤchtiges leiſten, muß er ſich zur 
Regel nehmen: Warten, ſehen und das Naͤchſte be; 
denken. Anno 1894 hatte die Regierung des Deutſchen 
Reichs fuͤr die Beobachtung und Bearbeitung der 
Preſſe, der fremden wie der einheimiſchen, in Fragen 
der inneren wie der auswaͤrtigen Politik, nur eine Stelle 
und dieſe war mit einem Leiter und zwei Expedienten, 
ehemaligen Referendaren, beſetzt, die hauptſaͤchlich die 
Ausſchnitte aus in⸗ und auslaͤndiſchen Blaͤttern zu 
beſorgen hatten. Ein richtiges Lektorat gab es nicht, 
ebenſo auch keinen Fernſprecher. Rudolf Lindau hatte 
ſogar nur mit einem Aſſeſſor oder einem Vizekonſul 
gearbeitet und dieſem war noch Zeit genug geblieben, 
um gelegentlich auch Korrekturen eines neuen Novellen⸗ 
bandes ſeines Meiſters durchzuſehen. Die Hauptbeſchaͤf⸗ 
tigung der Preßſtelle beſtand freilich auch nur darin, 
Tagesuͤberſichten uͤber die Preſſe für den Fuͤrſten Bis⸗ 
marck zu liefern und die Anweiſungen auszufuͤhren, 
mit denen ſie aus Friedrichsruh zuruͤckkamen. Die 
Anweiſungen waren nicht ſelten ſchon ſo gefaßt, daß 
nur Kopf und Schwanz hingefuͤgt zu werden brauchten, 
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bevor der Artikel in der Norddeutſchen Allgemeinen 
Zeitung oder ſonſtwo erſchien. Daneben gingen noch 
Auslaſſungen uͤber beſondere Fragen der inneren Po⸗ 
litik durch die Hand des vortragenden Rates in der 
Reichskanzlei. Wie gering erſchien dieſe Preßtaͤtigkeit 
an Umfang und wie ſtark war fie doch in der Wirkung! 
Nicht die Menge der Beziehungen machte es, ſondern 
die Guͤte deſſen, was von Friedrichsruh ausging. Bei 
dem Anſehen, das der Unvergleichliche in der ganzen 
Welt genoß, ward alles, was ſeines Genius Spur 
verriet, leicht von den Organen der oͤffentlichen Meinung 
aufgenommen. Da war kein großer Apparat mit He⸗ 
beln und Zangen noͤtig. 

Das einzige oͤffentlich bekannt gewordene Wort des 
Grafen Caprivi aus der Zeit nach ſeiner Kanzlerſchaft 
lautete dahin, daß es ſeine Aufgabe geweſen waͤre, 
die Nation nach der vorangegangenen Epoche großer 
Maͤnner und Taten in ein Alltagsdaſein zuruͤckzufuͤhren. 
Da die Wirkungen auf die oͤffentliche Meinung, die 
von ſelbſt und ohne beſondere Nachhilfe von der Macht 
der Perſoͤnlichkeit Bismarcks ausſtrahlten, weggefallen 
waren, mußte nun die Tagespreſſe ſorgfaͤltiger beob⸗ 
achtet und die Vertretung nationaler und amtlicher 
Intereſſen in ihr planmaͤßig gepflegt werden, eine 
Aufgabe, die erſt allmaͤhlich erkannt wurde und die 
viel mehr Kraͤfte erforderte, als zur Verfuͤgung ſtanden. 
Caprivi hatte bei ſeinem Amtsantritt geglaubt, in der 
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inneren Reichspolitik ohne alle Beziehungen zur Preſſe 
auskommen zu koͤnnen. Der Nachfolger Rottenburgs 
in der Reichskanzlei, der aus der Rechtsabteilung des 
Auswaͤrtigen Amts uͤbernommene Wirkliche Geheime 
Legationsrat Goͤring, ein Schulfreund Caprivis, gab ſich 
mit Preßangelegenheiten uͤberhaupt nicht ab. Der neue 
Preßreferent im Auswaͤrtigen Amt hatte alſo auch, nach⸗ 
dem Graf Caprivi inzwiſchen von feinem Irrtum zuruͤck⸗ 
gekommen war, die Vertretung der inneren Reichspolitik 
in der oͤffentlichen Meinung mit zu uͤbernehmen. 

Die geſamte Preſſe der alten Kartellparteien folgte 
dem geſprochenen und geſchriebenen Wort des Alt 
reichskanzlers. In allen Teilen des Reichs ſtanden 
dankbare und ehrliche Anhaͤnger auf, um in uͤbertrie⸗ 
bener Erbitterung und mit unbilligem Urteil das Land 
gegen die Maͤnner des neuen Kurſes mobil zu machen. 
Es gab aber auch unehrliche, Freibeuter und Schelme, 
die hinter dem Ruͤcken des großen Kaͤmpfers das Land 
verwuͤſteten. So trieb z. B. in der Saalezeitung in 
den Jahren 1890/91 ein Berliner Korreſpondent fein 
Weſen, der mit falſchen Nachrichten uͤber Wuͤrdentraͤger 
bei Hofe und in der Regierung das Menſchenmoͤgliche 
an Vergiftung der Stimmung leiſtete. Dieſes Treiben 
hoͤrte dann in der Saalezeitung auf, ſetzte ſich aber in 
der auslaͤndiſchen Preſſe, namentlich Pariſer und Bruͤſ—⸗ 
ſeler Blaͤttern, noch viel toller fort. Es war Syſtem 
darin. In einem einzigen Monat erſchienen in einer 
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Reihe von Pariſer Zeitungen, Gaulois, Lanterne, 
Eclair folgende Nachrichten: 

Der Kaiſer habe in einem Wutanfall ſeinen Bruder 
töten wollen, die Kaiſerin ſei bei feinem Anblick in 
Ohnmacht gefallen; er leide an Krebs im Bein und an 
Tuberkuloſe im Gehirn; in ſeiner Monomanie bilde 
er ſich ein, daß man ihn mit Kochſcher Lymphe vergiften 
wolle; auf einer Seefahrt habe er nachts Alarm ſchlagen 
laſſen und auf Verdeck als Pontifex mit ſchwarz⸗weißer 
Mitra ein phantaſtiſches Schauſpiel aufgefuͤhrt, am 
Schluß ſei er mit Offizieren und Matroſen in eine 
Schlaͤgerei geraten. Um die Troſtloſigkeit der Zuſtaͤnde 
im Reiche zu kennzeichnen, wurde ferner behauptet: 
Der Chef des Zivilkabinetts von Lucanus treibt ein 
lukratives Geſchaͤft mit Orden und Titeln; der General⸗ 
adjutant Graf Wedel hat ſich an der Schloßlotterie 
bereichert; Graf Caprivi hat 400 000 Mark beim Zu; 
ſammenbruch eines Bankhauſes verloren und man weiß 
nicht, wie er zu einem ſolchen Vermoͤgen gekommen iſt. 
Endlich tauchte auch trotz aller Dementis immer wieder 
die Nachricht von einer Kronanleihe zur Beſſerung 
der voͤllig zerruͤtteten Finanzen des Hofes auf. Das 
ſind nur einige Proben des Gifts, das Jahre lang in 
allen moͤglichen Doſen und Verpackungen an ein leicht⸗ 
glaͤubiges Publikum im In⸗ und Auslande verabreicht 
wurde, ohne daß der Fabrikant und die Bezugsquellen 
ermittelt und gefaßt werden konnten. 
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Erſt nach meinem Eintritt ins Amt konnte ich den 
Umfang, den der Schleichhandel mit Schwindelnach— 
richten in den vorangegangenen Jahren angenommen 
hatte, aus den Akten und durch weitere Beobachtungen 
einigermaßen uͤberſehen. Damals wurden der Kaiſer 
und die Maͤnner des neuen Kurſes von einem Berliner 
Korreſpondenten des Newyork Herald in ganz aͤhnlicher 
Weiſe wie früher in Pariſer und Brüffeler Blättern 
angegriffen. Der Verdacht, daß der Berliner Korre— 
ſpondent der Journaliſt Ernſt Schumann, auch Nor; 
mann und Normann⸗Schumann genannt, ſei, wurde 
mir von dem Chef der Exekutive der politiſchen Polizei 
von Mauderode beſtaͤtigt. Fuͤr ſeinen Verkehr mit 
Gordon Bennet, dem Beſitzer des Newyork Herald, 
hatte ſich Schumann in Dr. Mund umgetauft. In 
meinen Unterredungen mit dem Polizeirate von Mau⸗ 
derode war dieſer anfangs ziemlich verlegen, kam dann 
aber deutlich mit der Sprache heraus. Er gab zu, daß 
Schumann eine Reihe von Jahren Agent der politiſchen 
Polizei geweſen war, und ſchilderte ihn als einen dem 
ruͤckſichtsloſeſten Gelderwerb nachgehenden erfindungs⸗ 
reichen Kopf, der ſich durch geſchickte Aufſchneidereien 
uͤber ſeine hohen Verbindungen und durch Mißbrauch 
von Kenntniſſen, die er in ſeiner polizeilichen Taͤtigkeit 
erlangt hatte, immer wieder Eingang bei inz und aus⸗ 
laͤndiſchen Blaͤttern der verſchiedenſten Richtungen zu 
verſchaffen wußte. Nach mancherlei Irrfahrten in Ita⸗ 


ITI 


lien, Griechenland und am Balkan hatte fih Schumann, 
der Sohn eines Gaſtwirts in der Mark, Ende der acht— 
ziger Jahre in Berlin niedergelaſſen. Im Fantener 
Knabenmordprozeß war er noch als Vertrauensmann 
der Antiſemiten, der Juden und der Polizei zugleich 
aufgetreten. Im Fruͤhjahr 1893 war er jedoch in einem 
Antiſemitenprozeß in Leipzig mit ſeiner Methode ſo 
heillos bloßgeſtellt worden, daß er im Polizeidienſt nicht 
mehr verbleiben konnte. 

Wie hilflos die Maͤnner des neuen Kurſes gegenuͤber 
den unterirdiſchen Wuͤhlereien waren, hatte ſich zwei 
Jahre vorher bei den Nachforſchungen nach dem Berliner 
Korreſpondenten der Saalezeitung gezeigt. Ein Re⸗ 
dakteur dieſes Blattes erbot ſich in einem Briefe 
an den Staatsſekretaͤr von Boͤtticher, dem Reichs—⸗ 
kanzler den Verfaſſer der Berliner Senſationsnach⸗ 
richten zu bezeichnen. Darauf wurde erwidert, daß im 
Auftrage des Kanzlers der Adjutant Hauptmann Eb⸗ 
meier den Redakteur auf dem Anhalter Bahnhof 
erwarten werde, um ſeine Mitteilung entgegenzunehmen. 
Der Redakteur traf richtig ein, der erſte, dem er auf dem 
Bahnſteig begegnete, war Schumann, der ihm dringend 
empfahl, ſich in acht zu nehmen. Der Redakteur ließ 
ſich darauf von Hauptmann Ebmeier nur die Angabe 
entreißen, daß die Skandalartikel von einem Beamten 
der geheimen Polizei herruͤhrten. Den Namen wollte 
er erſt ſpaͤter angeben. Statt deſſen kam jedoch nach 
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ein paar Tagen ein Brief des Redakteurs, in dem er 
ſich bitter daruͤber beſchwerte, daß ſein wohlgemeinter 
Schritt an den verraten worden ſei, auf den ſich ſeine 
Mitteilungen an Ebmeier bezogen. Wie war das 
moͤglich? Einfach dadurch, daß Graf Caprivi korrekt 
und ahnungslos der politiſchen Polizei von dem erſten 
brieflichen Angebot des Redakteurs hatte Kenntnis 
geben laſſen, und daß von dieſer der Brief an den 
Agenten Schumann zu Nachforſchungen weitergegeben 
worden war. Schumann, der den Redakteur waͤhrend 
ſeines Aufenthalts in Berlin hatte uͤberwachen laſſen, 
reiſte nach Halle und machte ihm mit einer Abſchrift 
ſeines Briefes in der Hand die Hoͤlle ſo heiß, daß er 
nichts mehr von ſich hoͤren ließ. 

In den Korreſpondenzen Schumanns an die Saale⸗ 
zeitung und ſonſtigen Erzeugniſſen ſeiner Phantaſie 
war anfangs deutlich die Tendenz zu erkennen, fuͤr eine 
Ruͤckberufung des Fuͤrſten Bismarck in ſeine Amter 
zu wirken. Bald jedoch trat er fuͤr den General Grafen 
Walderſee als kuͤnftigen Reichskanzler ein. An den 
Fuͤrſten Bismarck iſt Schumann gewiß nicht heran⸗ 
gekommen, obgleich er wiederholt in Friedrichsruh war 
oder wenigſtens Briefe und Karten wegen des taͤu⸗ 
ſchenden Scheins mit dem Poſtſtempel Friedrichsruh 
verſehen ließ. Dagegen war es ihm gelungen, mit dem 
Grafen Walderſee in engere Verbindung zu kommen, 
perſoͤnliche und briefliche. Dieſe Goͤnnerſchaft hat dem 
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journaliſtiſchen Schildknappen reichen Lohn eingebracht, 
dem unvorſichtig ehrgeizigen General aber ſpaͤter manche 
peinliche Stunde verurſacht. 

Daß der Vielnamige — außer den erwaͤhnten hatte 
ſich Schumann je nach Zeit und Umſtaͤnden noch andere 
Namen zugelegt, die ich wieder vergeſſen habe — bis 
zu ſeinem Verſchwinden aus Berlin 1896 immer wieder 
Abnehmer in der Preſſe fuͤr ſeine Senſationsnachrichten 
finden konnte, erklaͤrte ſich, abgeſehen von der Kritik⸗ 
loſigkeit vieler Redaktionen, nicht nur aus der Geſchick⸗ 
lichkeit, mit der er die Ausgeburten ſeiner verwegenen 
Kombinationsgabe namentlich Auslaͤndern glaubhaft 
machte, ſondern auch daraus, daß er ſich wirklich hin 
und wieder uͤber geheime Vorgaͤnge als gut unter⸗ 
richtet erwies. So ruͤhrte die Enthuͤllung in dem Wiener 
Tagblatt uͤber die Zuwendung an den Miniſter von 
Boͤtticher aus dem Welfenfonds von ihm her. Wer 
ihm die Nachricht verſchafft hatte, iſt ſein Geheimnis ge⸗ 
blieben. 

Dieſe Preßumtriebe, die zum Teil noch vor der Zeit 
meines Eintritts in das Auswaͤrtige Amt lagen, wurden 
erſt durch die Prozeſſe gegen Luͤtzow und Genoſſen und 
gegen den Kriminalkommiſſar von Tauſch vollſtaͤndig 
aufgedeckt. Da auch die weiteren Enthuͤllungen im 
Prozeß Luͤtzow mit zum Bilde der verworrenen Zu— 
ſtaͤnde und der tief aufgewuͤhlten Leidenſchaften waͤhrend 
des erſten Jahrzehnts nach Bismarcks Abgang gehoͤren, 
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will ich eine Schilderung des Tatbeſtandes, der der 
Anklage zugrunde lag, folgen laſſen. 

Bei der Galatafel zu Ehren des Kaiſers Nitolaas 
am 5. September 1896 in Breslau erwiderte der Zar 
die Rede des deutſchen Kaiſers mit den Worten: Je 
puis vous assurer, Sire, que je suis animè des mömes 
sentiments traditionels que Votre Majeste. Der beim 
Mahle anweſende Staatsſekretaͤr Frhr. von Marſchall 
hatte den Text der Antwort des Zaren ſofort notiert 
und feine Richtigkeit von einer Perſoͤnlichkeit aus der 
naͤchſten Umgebung des Zaren beſtaͤtigen laſſen. Das 
war in der Annahme geſchehen, daß der Stenograph 
des deutſchen Zivilkabinetts den franzoͤſiſchen Wortlaut 
vielleicht nicht richtig ſtenographieren wuͤrde. Der 
Marſchallſche Tert wurde dann dem Chef des. Zivil; 
kabinetts uͤbergeben, der die fuͤr die Veroͤffentlichung 
von Kaiſerreden zuſtaͤndige Perſon iſt und ſich dazu 
des Hofberichterſtatters des Wolffſchen Bureaus 
bedient. Hofberichterſtatter war damals der Hofrat 
de Grahl, ein ehemaliger oͤſterreichiſcher Offizier, der 
vor ſeiner Anſtellung im Wolffſchen Bureau Redakteur 
der Konſervativen Korreſpondenz war. Ganz abweichend 
von der Regel ſchickte de Grahl, noch bevor ihm der 
Chef des Zivilkabinetts die Trinkſpruͤche der beiden 
Kaiſer uͤbergeben hatte, eine ſogenannte Vordepeſche 
an Wolffs Bureau ab, in der die Worte des Zaren 
que Votre Majeste umgeaͤndert waren in que feu 
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mon pere. Das ergab einen vollkommen veraͤnderten 
Sinn, da gerade Alexander III. nicht in dem Rufe ſtand, 
für die uͤberkommene deutſch⸗ruſſiſche Freundſchaft zu 
ſchwaͤrmen. Hofrat de Grahl rechtfertigte ſein Verfahren 
damit, daß das Mahl an einem Sonnabend ſtattfand 
und Eile noͤtig war, um in die Morgenblaͤtter vom 
Sonntag noch wenigſtens einen Vorbericht zu bringen. 
Die Worte que feu mon pere wollte er von einem 
unguͤnſtigen Platz des Feſtſaales aus verſtanden haben. 
Tatſaͤchlich erhielt er vom Chef des Zivilkabinetts den 
richtigen Wortlaut erſt eine Weile nachher, gab ihn 
auch ſogleich nach Berlin weiter, wo er ſo ſpaͤt eintraf, 
daß Wolffs Bureau den inzwiſchen an eine Anzahl 
von Redaktionen ausgegebenen falſchen Vorbericht 
nicht mehr aufhalten konnte und der richtige Text 
erſt in den Montagsblaͤttern erſchien. Dieſer Sachverhalt 
wurde dann durch eine Erklaͤrung der Direktion des 
W. T.⸗B. bekanntgegeben. Dunkel und auffaͤllig blieb 
aber, wie der Hofberichterſtatter das von ihm Gehoͤrte 
trotz der Wichtigkeit ſeines Inhalts ſofort weitergeben 
konnte, ohne ſich vorher zu vergewiſſern. Ein halbes Jahr 
ſpaͤter mußte er ſeinen Poſten beim Wolffſchen Bureau 
wegen eines neuen Irrtums aufgeben. Er hatte gemeldet, 
daß ſich unter den zahlloſen Gluͤckwunſchtelegrammen 
an den Fuͤrſten Bismarck zu ſeinem Geburtstag auch 
eines vom Kaiſer befaͤnde, was nicht zutraf, der Gluͤck⸗ 
wounſch war wegen der Verſtimmung unterblieben, die 
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feit der Enthuͤllung über den deutſch⸗ruſſiſchen Geheim⸗ 
vertrag zuruͤckgeblieben war. 

Am 28. September 1896 brachte die Welt am 
Montag einen Artikel, der behauptete, die erſte un⸗ 
richtige Faſſung des Zarentoaſtes beruhe nicht auf einem 
Hoͤrfehler, ſondern ſei dem Hofberichterſtatter von einer 
Stelle der viel beklagten „Nebenregierung“ in die Feder 
diktiert worden. Als Urheber der Faͤlſchung wurde, zwar 
ohne Namen, aber deutlich genug der Oberhofmarſchall 
Graf Auguſt zu Eulenburg bezeichnet, der dabei unter 
engliſchen Einfluͤſſen gehandelt haben ſollte. Als 
Antwort auf ein Dementi des Wolffſchen Bureaus 
brachte die Welt am Montag am 4. Oktober eine zweite 
Zuſchrift ihres Gewaͤhrsmannes, der unter Berufung 
auf eine autoritative Quelle ſeine erſte Nachricht aufrecht 
erhielt und ſie dahin ergaͤnzte, daß der Zweck der Faͤl⸗ 
ſchung geweſen ſei, Zeitungsangriffe auf den verſtorbenen 
Vater des Zaren und gegen dieſen ſelbſt hervorzurufen, 
dadurch das deutſch-ruſſiſche Einvernehmen zu ſtoͤren 
und die verantwortlichen Stellen zu engerem Anſchluß 
an England zu noͤtigen. Bald ſtellte ſich aber heraus, 
daß ſich hinter der angeblichen Intrige des angeblichen 
Hauptes der Nebenregierung eine wirkliche Intrige 
gegen ein Organ der wirklichen Regierung, naͤmlich 
das Auswärtige Amt, verbarg. 

Beide Artikel ruͤhrten von dem Journaliſten und 
Vertrauensmann der politiſchen Polizei von Lützow 
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her, die Information dazu hatte ihm ein journaliſtiſcher 
Anfaͤnger im jugendlichen Alter von neunzehn Jahren, 
Namens Leckert, geliefert, der ſich auf einen hoͤheren 
Beamten des Auswärtigen Amtes als Quelle berief. 
Als dieſer myſterioͤſe Gewaͤhrsmann, von dem Leckert 
haͤufiger wichtige Neuigkeiten durch Rohrpoſtbriefe er⸗ 
halten haben wollte, wurde bald Frhr. von Marſchall, 
bald der Prinz Alexander zu Hohenlohe, der Sohn des 
Reichskanzlers, ſchließlich auch Herr von Holſtein ge⸗ 
nannt. Ganz aͤhnlich wie in dem Fall Schumann⸗ 
Saalezeitung wurde nun der Autor der Skandalartikel, 
Luͤtzow, in ſeiner Agenteneigenſchaft von dem Kriminal⸗ 
kommiſſar von Tauſch mit Ermittelungen nach dem 
Autor betraut. Wie Luͤtzow ſpaͤter geſtand, nahm 
der Kriminalkommiſſar die Mitteilungen uͤber den Ge⸗ 
waͤhrsmann Leckerts freudig mit der Bemerkung auf, 
daß der Kaiſer alles erfahren wuͤrde, „damit wir nun 
endlich den Marſchall beim Wickel haͤtten“. Tatſaͤchlich 
meldete Tauſch ſeinem Vorgeſetzten, daß die Skandal⸗ 
artikel aus dem Auswaͤrtigen Amte ſtammten, teilte 
auch gleich ſeinem Goͤnner, dem Grafen Philipp zu 
Eulenburg, brieflich mit, daß er eine wichtige Nachricht 
für ihn habe. Daß Tauſch ſich endlich auch zu einer 
Reihe von Journaliſten hoͤchſt abfaͤllig uͤber die Nach⸗ 
folger von Bismarck, Vater und Sohn, und den ganzen 
neuen Kurs ausgeſprochen hatte, konnte durch einwands⸗ 
freie Zeugen bewieſen werden. N 
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Aber nicht nur der unſinnige Angriff auf den 
oberſten Hofbeamten mit der Beſchuldigung, eine 
nichtswuͤrdige Handlung begangen zu haben, ſollte von 
dem Staatsſekretaͤr des Auswärtigen Amtes oder einem 
der unter ihm dienenden hoͤheren Beamten ausgegangen 
ſein. Seit Jahr und Tag war insbeſondere die Preß⸗ 
ſtelle des Amtes von verſchiedenen Blaͤttern mehr oder 
minder deutlich verdaͤchtigt worden, gegen die naͤchſte 
Umgebung des Kaiſers zu wuͤhlen und hohe Staats⸗ 
beamte untereinander zu verhetzen. In ſolchen Ver⸗ 
daͤchtigungen hatte ſich namentlich die antiſemitiſche 
Staatsbuͤrgerzeitung hervorgetan. Auch nach dem Er⸗ 
ſcheinen der Artikel in der Welt am Montag uͤber die 
Faͤlſchung des Zarentoaſtes machte ſie ſich die Leckertſche 
Behauptung, daß ſeine Quelle im Auswaͤrtigen Amt 
ſei, zu eigen und wiederholte ihre Klagen uͤber offizioͤſe 
Preßmißwirtſchaft. 

Waͤhrend der Unterſuchung gegen Leckert⸗Luͤtzow 
fiel mir eine Verhetzungsgeſchichte ein, die ſich im 
November 1895 zugetragen und ebenfalls der Staats⸗ 
buͤrgerzeitung dazu gedient hatte, den „Reichsoffizioͤſen“ 
heimliche Umtriebe gegen preußiſche Wuͤrdentraͤger unter⸗ 
zuſchieben. Damals handelte es ſich um die Abſicht 
des Kanzlers Fuͤrſten Hohenlohe, dem Reichstag eine 
Vorlage wegen Einfuͤhrung des oͤffentlichen Verfahrens 
im Militaͤrſtrafprozeß zu machen. Dabei waren ſtarke 
Widerſtaͤnde zu uͤberwinden. Der Chef des Militaͤr⸗ 


119 


kabinetts von Hahnke war Gegner der Reform in dem 
vom Kriegs miniſter geplanten Umfang. In einer Sitzung 
des preußiſchen Staatsminiſteriums war gegen gewiſſe 
Bedenken, die namentlich von dem Miniſter des Innern 
von Koͤller vertreten wurden, eine Einigung zuſtande 
gekommen. Die Entſcheidung des Kaiſers ſtand noch 
aus. Gleich danach erſchien in den Muͤnchener Neueſten 
Nachrichten ein aus Berlin datiertes Telegramm, das 
die ſtreng geheimgehaltene Beratung des Staatsmi⸗ 
niſteriums ziemlich richtig wiedergab und dazu bemerkte, 
von der kaiſerlichen Entſcheidung werde das Bleiben 
oder Gehen des Kriegsminiſters abhaͤngen. Dieſe Ver⸗ 
öffentlihung war dem Kriegsminiſter wegen ihrer 
vorausſichtlich unguͤnſtigen Wirkung auf den Kaiſer 
hoͤchſt unangenehm. Ein Dementi im Reichsanzeiger 
konnte das einmal entſtandene Geruͤcht uͤber Schwierig⸗ 
keiten fuͤr den Reformplan nicht zum Schweigen bringen. 
Zu einer Beſprechung zwiſchen Herrn von Bronſart und 
Frhr. von Marſchall wurde ich zugezogen und vor 
die Frage geſtellt, ob die Berliner Depeſche der Muͤn⸗ 
chener Neueſten Nachrichten nicht von einem Herrn 
des unter der Leitung des Miniſters des Innern ſtehen⸗ 
den Kgl. Literariſchen Bureaus herruͤhren koͤnnte. Nach 
meiner Kenntnis der Perſonen erklaͤrte ich eine ſolche 
Vermutung fuͤr ganz unbegruͤndet. Herr von Bronſart 
blieb jedoch zweifelhaft und berief ſich fuͤr ſeinen Ver⸗ 

dacht auf den Bericht eines zuverlaͤſſigen Agenten. 
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Frhr. von Marſchall beauftragte mich mit Nachfor⸗ 
ſchungen bei der Redaktion des Muͤnchener Blattes. 
Der Mitbeſitzer Georg Hirth kam ſelbſt nach Berlin. 
Nachdem ihm die durch die Berliner Depeſche entſtan⸗ 
denen Verlegenheiten dargelegt worden waren, erfuhren 
wir von ihm, daß die Depeſche in Muͤnchen entſtanden 
war und auf einem Bericht des bayeriſchen Militaͤr⸗ 
bevollmaͤchtigten in Berlin beruhte. 

Aus der Erinnerung daran, daß der Verdacht des 
Kriegsminiſters gegen den Miniſter des Innern durch 
einen falſchen Agentenbericht verſtärkt worden war, ent; 
ſtand nun im Zuſammenhang mit dem vorlaͤufigen 
Ergebnis der Unterſuchung uͤber die Herkunft der 
Artikel der Welt am Montag die Vermutung, daß 
derſelbe Agent, von dem die falſche Auskunft uͤber die 
Quelle der öffentlichen Beſchuldigung des Oberhof⸗ 
marſchalls Grafen Eulenburg in Sachen Zarentoaſt 
herruͤhrte, ein Jahr vorher den Irrtum des Kriegs⸗ 
miniſters gegen Herrn von Koͤller erregt haͤtte. Dieſe 
Vermutung beſtaͤtigte ſich und wurde ſogar noch von 
der Wirklichkeit uͤbertroffen. Die ganze Wahrheit war 
die, daß der Kommiſſar von Tauſch zur Beſtaͤrkung 
des Verdachts gegen das Literariſche Bureau und letzten 
Endes gegen feinen eigenen Miniſter im Kriegs mini⸗ 
ſterium die Quittung eines ehrenhaften, im Kgl. Lite⸗ 
rariſchen Bureau taͤtigen Journaliſten, Kukutſch, uͤber 
empfangenes Beſtechungsgeld vorlegte, eine Quittung, 
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von der er felbft annahm, daß fie fein Unteragent von 
Luͤtzow gefaͤlſcht haͤtte. | 
In der Zwiſchenzeit bis zur Hauptverhandlung 
berief ſich die Staatsbuͤrgerzeitung zum Beweiſe dafuͤr, 
daß ihr nur daran liege, die ganze offizioͤſe Quer⸗ 
treiberei aufzudecken, endlich auch noch auf einen Artikel 
der Koͤlniſchen Zeitung von Ende April 1896, der die 
Verabſchiedung des Departementsdirektors, Generals 
von Spitz, des Bearbeiters der Militaͤrſtrafprozeßnovelle, 
und den Einfluß reaktionaͤrer Hofkreiſe gegen den Reform⸗ 
plan ſcharf kritiſierte. Auch dieſer militaͤriſch⸗politiſche 
Artikel ſollte nach einer Meldung von Tauſch, die bis 
zum Kaiſer ging, von einem Herrn herruͤhren, der 
regelmäßig im Auswaͤrtigen Amt verkehrte, naͤmlich 
Herrn von Huhn, von dem wir wußten, daß er mit 
dem Artikel nichts zu tun hatte. Der wirkliche Verfaſſer 
war der Hauptmann a. D. Fritz Hoͤnig, ein alter Be⸗ 
kannter von mir, mit dem ich aber ſeit Jahren außer 
Verbindung war. Hoͤnig war ein ganz unabhaͤngiger 
Mann, der viel auf ſein eigenes Urteil gab. Er hatte 
die deutſche Heereszeitung herausgegeben und mehrere 
Werke uͤber den Krieg 1870 geſchrieben, von denen 
eines gegen einen Teil des Generalſtabswerks gerichtet 
war und den Verfaſſer in Konflikt mit dem Generalſtab 
brachte. Zu Hoͤnigs Goͤnnern gehoͤrte der Marſchall Prinz 
Friedrich Karl von Preußen und Herzog Georg von Mei⸗ 
ningen, mit dem Grafen Walderſee, dem Kriegsminifter 
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von Verdy unterhielt er engeren Verkehr. Schon die ein? 
fache Frage vor Gericht, ob er den Artikel der Koͤlniſchen 
Zeitung und einen aͤhnlichen im Hamburgiſchen Korre⸗ 
ſpondenten über „Fluͤgeladjutantenpolitik“ im Auftrage 
des Auswaͤrtigen Amts oder des Kriegs miniſters von 
Bronſart verfaßt habe, brachte ihn in Erregung, weil 
er einen Zweifel an der Selbſtaͤndigkeit ſeiner gewiſſen⸗ 
haften ſachlichen Überzeugung heraushoͤrte. 

Das war alſo der dritte Fall, in dem eine falſche 
Meldung uͤber die Herkunft von Zeitungsartikeln er⸗ 
ſtattet und weitergegeben und damit Verwirrung in 
der Regierung und in der Preſſe angerichtet worden 
war. Für die angebliche offizioͤſe Preßmißwirtſchaft 
im Auswärtigen Amt konnte in der viertaͤgigen Haupt; 
verhandlung, wie der Vorſitzende bei der Begruͤndung 
des Urteils hervorhob, auch nicht der Schimmer eines 
Beweiſes erbracht werden. Das Urteil lautete gegen 
von Luͤtzow, Leckert und den Redakteur der Staats⸗ 
buͤrgerzeitung auf Freiheitsſtrafen. 

Unvergeßlich ſind mir die Bilder, die jener Prozeß 
in ſeinem hoͤchſt dramatiſchen Verlauf lieferte: wie der 
Frhr. von Marſchall mit der unerbittlichen Logik des 
alten Staatsanwalts den Kriminalkommiſſar unter 
Berufung auf die Umtriebe ſeines ehemaligen Agenten 
Schumann in die Enge trieb, die Enthuͤllung der wieder⸗ 
holten, einen Miniſter gegen den anderen hetzenden 
Falſchmeldungen der Polizei uͤber die Herkunft von 
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Preßartikeln, das Geſtaͤndnis des Angeklagten von 
Luͤtzow, der verglichen mit Schumann nur ein ungluͤck⸗ 
licher Stuͤmper war, die tiefe Empoͤrung des Zeugen 
Kukutſch, deſſen gefaͤlſchte Unterſchrift ſich auf der dem 
Kriegsminiſterium von Tauſch vorgelegten Quittung 
befand, das Entſetzen des Chefredakteurs des Berliner 
Tageblattes Dr. Levyſohn, als er erfuhr, daß einer 
ſeiner Redakteure, den er an Herrn von Holſtein und 
mich zu regelmaͤßigem Empfang im Auswärtigen Amt 
vergeblich empfohlen hatte, gleichzeitig Horchpoſtendienſte 
fuͤr die Polizei im Auswaͤrtigen Amt verrichten ſollte. 

Aus dem Luͤtzow⸗Prozeß ging der Tauſch⸗Prozeß 
hervor. Die Schwurgerichtsverhandlung dauerte zehn 
Tage, brachte aber politiſch nichts Neues. Politiſche 
Bedeutung haͤtte ſie nur gewinnen koͤnnen, wenn 
Normann⸗Schumann und ſein Goͤnner Graf Walderſee 
als Zeugen uͤber ihr Verhaͤltnis zueinander und zu 
Herrn von Tauſch erſchienen waͤren. Fuͤrſt Bismarck 
ſagte uͤber den Grafen Walderſee: „Er war von unge⸗ 
ſundem Ehrgeiz beſeelt, weil er ſich nicht auf ſeinen 
militärifchen Beruf zu beſchraͤnken wußte... Daß er 
in feiner erſten Erbitterung über die Verbannung nach 
Altona (Anfang 1891) einige gegen Seine Mafeſtaͤt 
direkt gerichtete Artikel in der Saalezeitung veranlaßt 
hat, iſt nur deshalb im Prozeß Tauſch nicht oͤffentlich 
bekannt geworden, weil es dem Grafen gelang, den 
von ihm vielfach benutzten Normann⸗Schumann im 
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Auslande zu erhalten“ (Hofmann, Fuͤrſt Bismarck I, 
S. 196). Tatſaͤchlich war Schumann ſchon waͤhrend 
des Prozeſſes Luͤtzow und Genoſſen nach der Schweiz 
entwichen. In den folgenden Monaten bis zum Tauſch⸗ 
Prozeß verſtand es Graf Walderſee, an der hoͤchſten 
Stelle Verzeihung zu erlangen und eine Vorladung 
zur Zeugenausſage uͤber ſeine Beziehungen zu Schu⸗ 
mann zu vermeiden. 

Die Anklage, die gegen Tauſch auf Meineid lautete, 
ſtand nicht auf ſtarken Fuͤßen. Es handelte ſich darum, 
ob Tauſch als Zeuge im Luͤtzow⸗Prozeß wider beſſeres 
Wiſſen verſichert hatte, niemals politiſche Artikel in⸗ 
ſpiriert zu haben. Bei der Unbeſtimmtheit des Begriffs 
inſpirieren und der Grenzen zwiſchen Perſonalnotizen, 
Hofberichten und politiſchen Artikeln konnte ein ſchluͤſ⸗ 
ſiger Beweis nicht erbracht werden. Herr von Tauſch 
wurde freigeſprochen. Von vornherein ſtand feſt, daß 
er nicht fuͤr den Inhalt aller der Korreſpondenzen 
und Artikel, die feine Vertrauensmaͤnner Normann 
Schumann, von Luͤtzow und andere veröffentlicht hatten, 
verantwortlich gemacht werden konnte. Der Fehler, 
der ihm anhaftete, war nicht kriminaliſtiſcher Art, 
ſondern lag in der Leichtfertigkeit, mit der er die Berichte 
ſeiner Preßagenten aufnahm und allerlei Klatſch, na⸗ 
mentlich wenn er ſich gegen den neuen Kurs verwerten 
ließ, in Zeitungsredaktionen „im Vertrauen“ herum⸗ 
erzaͤhlte. Seine Aufgabe, fuͤr die perſoͤnliche Sicherheit 
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des Kaiſers auf Neifen zu forgen, Aufträge wie der, 
den Verfaſſer oder die Verfaſſerin der anonymen Briefe 
uͤber die Hofgeſellſchaft zu ermitteln, endlich ſeine un⸗ 
kontrollierte Macht uͤber ſeine Agenten waren ihm zu 
Kopf geſtiegen. Den Staatsſekretaͤr Frhr. von Marſchall 
betrachtete er als den Uſurpator des Platzes, der eigent⸗ 
lich dem Grafen Herbert Bismarck gehoͤrte. Dabei 
darf man nicht vergeſſen, daß der Beamtenkoͤrper 
mancher Behoͤrde von dem Wunſche einer baldigen 
Ruͤckkehr des Bismarckſchen Regiments beſeelt war. 
Eine ſolche Behoͤrde war das Koͤnigliche Polizeipraͤſidium 
in Berlin. Der Geiſt des Widerwillens gegen den neuen 
Kurs artete bei den unteren Organen der politiſchen 
Polizei in monſtroͤſe Formen aus. Kein Wunder war 
es daher, daß ein Kriminalkommiſſar lange Zeit eine 
ſo ſelbſtherrliche Rolle ſpielen konnte wie Herr von Tauſch, 
deſſen Preßagenten nicht bloß als Zutraͤger von Neuig⸗ 
keiten an die Polizei, ſondern auch als Erreger oͤffent⸗ 
lichen Klatſches und oͤffentlicher Unruhe dienten. 

Die beruͤhmte Flucht des Frhr. von Marſchall in 
die Offentlichkeit erfuhr neben viel Anerkennung auch 
gewichtigen Tadel. Bei Hofe fand man das Verfahren 
„unpreußiſch“. Fuͤrſt Bismarck ſprach von unnoͤtigen 
Zugeſtaͤndniſſen, die in dem Prozeß durch das Erz 
ſcheinen von Reichskanzler, Miniſtern und Botſchaftern 
vor den gerichtlichen Schranken demokratiſchen Auf⸗ 
fuaſſungen gemacht worden waͤren, und bezeichnete als 
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das für Mißhelligkeiten zwiſchen Miniſtern zuſtaͤndige 
Forum das preußiſche Staatsminiſterium. Aber Gegen⸗ 
ſaͤtze unter Miniſtern lagen in dem Prozeßverfahren 
nicht mehr vor, ſie waren vielmehr ſchon vorher durch 
die Nachforſchungen des Auswärtigen Amtes beſeitigt 
worden. Ahnliche Einwendungen erhob der Fuͤhrer 
der Konſervativen, Graf Limburg⸗Stirum, im preu⸗ 
ßiſchen Abgeordnetenhauſe. Marſchall ſetzte ſich hier⸗ 
gegen im Reichstage am 5. Februar 1897 in einer De⸗ 
batte uͤber die politiſche Polizei mit durchſchlagenden 
Gruͤnden zur Wehr. Er kehrte den Spieß um in den 
Schlußworten ſeiner Rede: „Graf Limburg⸗Stirum 
wänfchte, daß man den Mantel des Dienſtgeheimniſſes 
uͤber dieſe ganze Angelegenheit geworfen haͤtte. Aber 
dieſer Mantel haͤtte mit dem Polizeibeamten auch das 
gute Recht, die Ehre und die Integritaͤt des Aus⸗ 
waͤrtigen Amts verhuͤllt. Der Beamte, der gefehlt hat, 
waͤre geſchuͤtzt worden, aber die Herren, die ſich nichts 
zuſchulden kommen ließen, waͤren erſt recht bloßgeſtellt 
worden. Dies waͤre ein Verfahren, das mit den beſten 
preußiſchen Traditionen in direktem Widerſpruch ge⸗ 
ſtanden haͤtte.“ 

Unter normalen Verhaͤltniſſen haͤtten wohl die 
Mißſtaͤnde in der Handhabung der politiſchen Polizei 
mit weniger Geraͤuſch abgeſtellt werden koͤnnen, aber 
die Zuſtaͤnde waren eben infolge der tiefen Erregung 
jener Zeit uͤber das Scheiden des Altreichskanzlers 
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ganz außergewoͤhnlicher Art, und wenn ſelbſt das Vor⸗ 
gehen nicht preußiſch war, ſo waren doch ſeine Wir⸗ 
kungen gut deutſch. Vor allem: Die boͤsartigen An⸗ 
griffe in der auslaͤndiſchen Preſſe auf die Perſon des 
deutſchen Kaiſers als eines phyſiſch, geiſtig, moraliſch 
und finanziell kranken und heruntergekommenen Men⸗ 
ſchen hoͤrten vollſtaͤndig auf. In der ſuͤdamerikaniſchen 
Preſſe fand ich ſpaͤter noch einmal Faͤhrten, aber ſie 
waren alt und verwittert. Ferner hatte das oͤffentliche 
Verfahren eine groͤßere Vorſicht der deutſchen Preſſe 
bei der Aufnahme von politiſchen Hetz- und Skandal; 
geſchichten zur Folge. Eine geheime Beratung im 
preußiſchen Staatsminiſterium oder ein Diſziplinar⸗ 
verfahren, bei dem ſicherlich niemals ein Intereſſen⸗ 
gegenſatz zwiſchen dem Kommiſſar und ſeinen Agenten 
entſtanden, d. h. ſehr vieles im Dunkel geblieben waͤre, 
haͤtte das nicht fertiggebracht, was Marſchall mit Frei⸗ 
mut und forſchem Draufgehen erreichte. — 

Den Eifer, mit dem ich den Einfluß ſchaͤdlicher 
Elemente in der deutſchen Preſſe zu bekaͤmpfen ſuchte, 
hatte ich aus meinem Berufe als freier Schriftſteller 
mit ins Amt gebracht. Zu poſitiven Leiſtungen auf 
dem neuen Taͤtigkeitsfelde reichte er natuͤrlich nicht aus. 
Er hatte aber wenigſtens nichts gemein mit der Ge⸗ 
wohnheit, der man damals noch in der hohen Bureau⸗ 
kratie, zivilen wie hoͤfiſchen und militaͤriſchen, begegnete, 
naͤmlich alle Journaliſten, auch Leute, die ihren Beruf 
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wirklich nicht verfehlt hatten, in Bauſch und Bogen 
als Preßbengel zu bezeichnen. Nach meiner Einſicht 
konnte der neue Preßreferent für das Amt nur nuͤtz— 
liches leiſten, wenn es ihm gelaͤnge, ein gegenſeitiges 
Vertrauensverhaͤltnis mit den ehrlichen und gediegenen 
Kräften der deutſchen Preſſe herzuſtellen. Herr von Ki— 
derlen aͤußerte ſpaͤter einmal, als er endlich nach zehn⸗ 
jaͤhriger Verbannung nach Bukareſt Staatsſekretaͤr ge⸗ 
worden und manchmal uͤbler Laune war, eine andere 
Anſicht. Er meinte: „Ach, mit zweifelhaften Exiſtenzen“ 
— er gebrauchte einen noch ſtaͤrkeren Ausdruck — „laßt 
fih’8 am beſten arbeiten.“ Gelegentlich, meinetwegen, 
wenn es gar nicht anders geht. Bei jener muͤrriſchen 
Außerung dachte er nicht daran, daß er mir bei meinem 
Amtsantritt gerade die beiden Journaliſten am waͤrmſten 
empfohlen hatte, die mir dann zwei Jahrzehnte hindurch 
die treueſten Helfer und Berater geblieben ſind: Arthur 
von Huhn von der Koͤlniſchen Zeitung und Auguſt 
Stein von der Frankfurter Zeitung. Beide Humoriſten, 
doch von verſchiedener Grundſtimmung, der eine gern 
in grotesken Bildern ſchwelgend, der andere mit der 
feinen, immer ſchlagfertigen Ironie eines Romantikers. 

Der ehemalige Dragonerleutnant von Huhn war 
weit in der Welt herumgekommen, mit den Ruſſen 
war er vor Plewna, dann jahrelang in Paris zur Zeit 
des Botſchafters Fuͤrſten Hohenlohe, dann wieder am 
Balkan Freund des Battenbergers und Stambulows. 
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Wenn er Erholung brauchte, ſetzte er ſich auf ein Schiff 
des Norddeutſchen Lloyd und fuhr nach Amerika oder 
nach Oſtaſien, und von allen ſeinen Reiſen konnte er 
die wunderbarſten Begebenheiten erzaͤhlen. Beſonders 
den Bulgaren war er gewogen, die Ruͤckſchlaͤge, die ſie 
im zweiten Balkankriege erlitten, machten ihn nicht 
irre in ſeiner alten Prophezeiung, daß ihnen die Zukunft 
am Balkan gehoͤre. Die Erfuͤllung im Weltkrieg hat 
er nicht mehr erlebt. — Fuͤr die inneren Zuſtaͤnde des 
Reichs, beſonders die parlamentariſchen Vorgaͤnge in 
der letzten Zeit des Fuͤrſten Bismarck und in den 
Amtsperioden ſeiner Nachfolger, konnte es keinen beſſeren 
Kenner und Beobachter in der Preſſe geben, als Auguſt 
Stein. Namentlich feine mit ausgeruhtem Geiſte ver; 
faßten Irenaͤusartikel uͤber Staatsmaͤnner und hervor⸗ 
ragende Parlamentarier gehoͤren nach Stil und Inhalt 
zu dem Beſten, was die Publiziſtik der letzten Jahr⸗ 
zehnte aufzuweiſen hat. Wie ein reicher Sammler, 
der ſich darin gefaͤllt, ſeine Schaͤtze zu zeigen, war er 
immer bereit, dem ehemaligen Kollegen in ſeinem 
Geheimratsamt mit gutem und ganz ſelbſtloſem Rate 
beizuſtehen. Gern gedenke ich auch meiner freundlichen 
Beziehungen zu Redakteuren von ſo verſchiedener po— 
litiſcher Richtung, wie dem ſtreng konſervativen, aber 
gegen die extremen Methoden der Kreuzzeitung tapfer 
ankaͤmpfenden Paſtor Engel vom Reichsboten oder dem 
mit milder liberaler Weltweisheit erfuͤllten Fitger von 
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der Weſerzeitung in Bremen. Später war mir die 
Freundſchaft des Dr. Ernſt Francke, Vertreters der 
Muͤnchener Neueſten Nachrichten, dienſtlich wegen ſeiner 
gruͤndlichen Kenntniſſe in den ſozialpolitiſchen Fragen 
und ſeiner engen Beziehungen zu der gewerkſchaftlichen 
Bewegung von beſonderem Werte. Den hier genannten 
Maͤnnern der Feder geſellten ſich im Laufe der Zeit 
noch manche andere hinzu, die das ihnen erwieſene 
amtliche Vertrauen reichlich vergalten. 

Das viele Geſchreibe uͤber die boͤſen Offizioͤſen iſt 
mir von Anfang an als eine grobe, den journaliſtiſchen 
Beruf ſelbſt herunterſetzende Unart der deutſchen Preſſe 
erſchienen. Nur die deutſche Preſſe hat ſie, kein anderes 
Kulturland der Welt kennt ſie. Schon zur Amtszeit 
des Fuͤrſten Bismarck, als der amtliche Preßapparat 
im Reiche noch winziger war, als bei meinem Eintritt 
ins Amt, wurde fortwaͤhrend uͤber das Treiben der 
Offizioͤſen geklagt, ohne daß man ſich über den Begriff 
des Offizioͤſentums klar geweſen waͤre. Der eine dachte 
an bare Subventionen aus dem Welfenfonds, der andere 
ſtempelte einfach alles als offizioͤs ab, was der Oppo— 
ſition gegen den Fuͤrſten Bismarck unbequem war. 

In der Fehde des Kladderadatſch gegen die drei 
Maͤnner im feurigen Ofen kamen haͤufig Witze gegen 
die ungluͤckliche Preßſtelle vor, die ſo ziemlich alle fuͤr 
die Angreifer unguͤnſtigen Artikel der Tagespreſſe ver 
anlaßt haben ſollte. Ebenſo gab es eine ganze Anzahl 
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oppoſitioneller Tageblaͤtter, die kaum eine Polemik mit 
einer anderen Zeitung fuͤhrten, ohne den Gegner als 
offizioͤs zu denunzieren. Stein ſchrieb in der Frank⸗ 
furter Zeitung gegen den „Hausknechtsſtandpunkt“, als 
ob ein eigenes freies Urteil eines Zeitungspolitikers 
gar nicht moͤglich waͤre und immer offizioͤſe Einfluͤ⸗ 
ſterungen vermutet werden muͤßten, wenn er in dem 
einen oder anderen Falle mit der Regierung ginge. 
Die Norddeutſche Allgemeine Zeitung brachte wiederholt 
Artikel gegen das Gegreine über offizioͤſe Preßmiß— 
wirtſchaft. Dieſe wurde dann in mehreren Prozeſſen, 
namentlich den gegen Luͤtzow und Genoſſen, als eine 
leichtfertige Fabel erwieſen. Es half alles nichts. 
Vielleicht wird auch dieſer armſelige Ruͤckſtand aus der 
Zeit des deutſchen Spießbuͤrgers mit der ewigen Sorge 
um die weiße Weſte der Unabhaͤngigkeit und den Be⸗ 
dientenmanieren durch den Weltkrieg hinweggeſchwemmt. 

Weniger offenbar und aufdringlich als alle dieſe 
Wahrnehmungen und Gegenwirkungen im deutſchen 
Preßgelaͤnde war eine fuͤr die auswaͤrtige Politik außer⸗ 
ordentlich wichtige Angelegenheit, die ſchon in den erſten 
Zeiten meiner Amtstaͤtigkeit zu beachten war: der inter⸗ 
nationale Nachrichtenverkehr. Man vergegenwaͤrtige ſich, 
daß damals die Blaͤtter der Freien und Hanſaſtadt 
Hamburg noch keine Wolffſchen Depeſchen veroͤffent— 
lichten, das Material des Wolffſchen Bureaus erſchien 
dort unter der Firma R. B. (Reuters Bureau). Das 
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war fo gekommen: Auf Grund einer Konzeſſion des 
Koͤnigs von Hannover hatte ſich Reuter in der Mitte 
der ſechziger Jahre des vorigen Jahrhunderts einen 
eigenen Geſchaͤftsbetrieb in Deutſchland eingerichtet 
und namentlich in den Staͤdten Hamburg, Frankfurt 
und Hannover feſten Fuß gefaßt. Durch den Ausgang 
des Krieges von 1866 verlor Reuter den groͤßten Teil 
des gewonnenen Bodens, aber Hamburg hielt er feſt, 
und zwar auch noch in dem erſten allgemeinen Kartell; 
vertrag, der im Januar 1870 zwiſchen Havas, Reuter 
und Wolff mit einer Dauer von 20 Jahren zuſtande 
kam. Der Erneuerung dieſes Kartells auf weitere 
10 Jahre ging nach dem Beſuche Criſpis in Friedrichs; 
ruh (1887) ein in ſeinen Folgen hoͤchſt ungluͤckliches 
Zwiſchenſpiel voraus. Auf Betreiben Criſpis ſollte zur 
Bekaͤmpfung des franzoͤſiſchen Einfluſſes der Havas⸗ 
agentur eine dem Dreibunde analoge Verbindung der 
Depeſchenagenturen in Rom, Wien und Berlin ger 
ſchaffen werden, und zwar unter Anſchluß von Reuter 
in London. Tatſaͤchlich kam auch im Mai 1889 ein 
ſolches vom Auswaͤrtigen Amt gebilligtes Abkommen 
zuſtande, bei dem Reuter das beſte Geſchaͤft machte. 
Er blieb in ſeinem Hamburger Beſitz. Überſeeiſche 
Fragen kamen uͤberhaupt nicht in Betracht. Als nun 
gar noch der Kampf gegen Havas trotz der loyalen 
Unterſtuͤtzung Reuters, der zuſammen mit Wolff ein 
Bureau in Paris errichtete, vollſtaͤndig fehlſchlug, hielt 
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man es fuͤr geraten, zu dem 1870 geſchaffenen Zuſtand 
zuruͤczukehren. Den Preis für die Zuſtimmung von 
Havas mußte Wolff in Europa zahlen. Havas erhielt 
dazu noch Suͤdamerika, Reuter behielt Oſtaſien. 

In dieſem ſchließlichen Ergebnis der Verhandlungen 
vom Ende der achtziger Jahre ſpiegeln ſich klar die in 
der Natur der Dinge liegenden Schwierigkeiten, mit 
denen eine Macht ringen muß, die zu ſpaͤt, zu einer 
Zeit, da die Konkurrenten ihre Poſition ſchon laͤngſt und 
ſtark befeſtigt haben, auf dem Kampfplatz erſcheint. 
Während Havas und Reuter ſich in der Überſee feſt— 
ſetzten, mußte Wolff froh ſein, ſich nur einigermaßen 
in Europa einrichten zu koͤnnen. 

Der neue Vertrag galt bis 1900. Bei den Ver⸗ 
handlungen 1898 gelang es endlich dank der Gefchid; 
lichkeit des Direktors Mantler und mit Hilfe der Drohung 
des Abbruchs aller Beziehungen, Reuter aus Hamburg 
zu verdraͤngen und wenigſtens den Anfang einer groͤßeren 
Bewegungsfreiheit fuͤr die uͤberſeeiſchen Gebiete zu machen. 

Die Zeiten, in denen ſich Deutſchland um die Ur; 
teile der Braſilianer, Argentinier und Chilenen, der 
Chineſen und der Japaner nicht zu kuͤmmern brauchte, 
ſind laͤngſt vorbei, ebenſo wie die Zeiten, da die Geſchicke 
der Voͤlker in einem kleinen und abgeſchloſſenen Kreiſe 
von Hofleuten und Diplomaten entſchieden wurden. 
Dieſer Entwicklung aber iſt fuͤr uns, die wir uns erſt 
die nationale Einheit und die Sicherheit des Reiches 
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in Europa erfämpfen mußten, das Verſtaͤndnis dafür 
nachgehinkt, wie ſtark die Vertretung der politiſchen und 
wirtſchaftlichen Intereſſen eines Landes in der oͤffent⸗ 
lichen Meinung der uͤbrigen Welt auf den politiſchen 
und wirtſchaftlichen Konkurrenzkampf einwirkt. Wer 
die Geringfuͤgigkeit der angewandten Kraͤfte und Mittel 
in Betracht zieht, kann ſich nur wundern, daß die Ver⸗ 
ſaͤumniſſe auf dieſem Gebiete nicht noch ſchlimmer 
waren. Erſt unter dem dritten Kanzler nahm das 
Verſtaͤndnis zu. Fuͤr das Preßreferat wurden drei neue 
Stellen von ſtaͤndigen Hilfsarbeitern geſchaffen, und 
neue organiſatoriſche Plaͤne wurden vom Fuͤrſten Buͤlow 
und ſpaͤterhin auch vom Reichstag wirkſam unterſtuͤtzt. 
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VII. Caprivis Ausgang. 


Die Capriviſche Handelsvertragspolitik wurde am 
beredtſten von dem Staatsſekretaͤr Frhrn. von Marſchall 
im Reichstage vertreten. Von der Zeit her, als er ba⸗ 
diſcher Geſandter am preußiſchen Hofe und Bevoll⸗ 
maͤchtigter im Bundesrate war, lag ihm die Wirtſchafts⸗ 
politik des Reiches gegenuͤber dem Auslande beſſer als 
die rein diplomatiſche Arbeit. Deshalb vertiefte er ſich 
waͤhrend der erſten Jahre ſeines neuen Amtes haupt⸗ 
ſaͤchlich in jene und uͤberließ dieſe dem milden Unter; 
ſtaatsſekretaͤr Frhrn. von Rotenhan und dem gewiegten 
Spezialiſten von Holſtein. berhaupt war es Marſchalls 
Art, das, was er angriff, gruͤndlich durchzuarbeiten. 
Leicht war ihm beim Vortrag anzumerken, wenn er eine 
Sache nicht fuͤr wichtig hielt. Dann ging ſein Blick ins 
Leere, ſein Geiſt war wo anders. Feſſelte dagegen ein 
Gegenſtand ſeine Aufmerkſamkeit, ſo ließ er ihn ſo 
bald nicht wieder los. 

Im Herbſt 1893 ſtand die zweite Serie von Han— 
delsvertraͤgen, naͤmlich mit Spanien, Rumaͤnien und 
Serbien, zur Debatte. Mit einem erdruͤckenden Material 
ſuchte Marſchall zu beweiſen, daß die erſten Handels; 
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vertraͤge erfüllt haͤtten, was man von ihnen erwarten 
durfte: Steigerung unſeres Warenverkehrs, keine Ver⸗ 
ſchlechterung, ſondern Verbeſſerung der Handelsbilanz, 
kein Tribut an Sſterreich⸗-Ungarn. Ferner kehrte er 
ſich ſcharf gegen den grellen Widerſpruch, zu behaupten, 
einerſeits, daß das Ausland den Zoll trage, anderer; 
ſeits, daß der um 15 Mark für die Tonne ermaͤßigte 
Zoll auf Roggen und Weizen an dem ſtarken Preis; 
ſturz um 100 bis 120 Mark ſchuld fei, einem Preisſturz, 
den ſogar der Kampfzoll von 75 Mark gegen Rußland 
nicht aufzuhalten vermochte. Auch der Mann ohne 
Ar und Halm griff in die Debatte ein, fragte, was es 
heiße, daß man ihm dies Wort vorwerfe, berief ſich 
darauf, daß er als junger Menſch zu Fuͤßen Stahls, 
des geiſtigen Naͤhrvaters der konſervativen Partei, 
geſeſſen haͤtte und beſchwor den Geiſt Fichtes und Arndts 
gegen die Übertreibung von Gruppenintereſſen gegen 
die Staatsintereſſen herauf. 

Aber alle Beweiſe und Beſchwoͤrungen wirkten 
gerade da nicht, wo ſie am meiſten wirken ſollten, auf 
dem platten Lande. Der Bauer verſtand die ſtatiſtiſchen 
und ſonſtigen Darlegungen uͤber den Einfluß des Welt⸗ 
marktpreiſes auf den Inlandspreis nicht, er fing wirk⸗ 
lich an, Not zu leiden, und hörte lieber von den Agi⸗ 
tatoren des am 18. Februar 1893 gegruͤndeten Bundes 
der Landwirte, daß die Landwirtſchaft bisher nur Amboß 
geweſen ſei und nun Hammer werden muͤſſe. Auf der 
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rechten Seite des Reichstags gab es nur wenige, die 
an dem Ton der Bundesredner Anſtoß nahmen, darunter 
der immer aufrichtige Abgeordnete von Kardorff. In 
der Sache ſelbſt, daß die Landwirtſchaft die Koſten der 
Handelsvertraͤge zu bezahlen habe, ſtimmten ſo ziemlich 
alle vom Abgeordneten Grafen Limburg⸗Stirum bis 
zu den laͤndlichen Abgeordneten der Nationalliberalen 
uͤberein. 

Ein neuer Sturm gegen Caprivi ging Anfang 1894 
los, als ſich die Wahrſcheinlichkeit zeigte, daß der Zoll⸗ 
krieg mit Rußland mit einem langfriſtigen Handels⸗ 
vertrag, alſo fuͤr die Capriviſche Politik erfolgreich, den 
Agrariern zuwider, beendet werden wuͤrde. Die Fuͤhrung 
in der Preſſe uͤbernahm die Kreuzzeitung. Im Grunde 
war es fuͤr die Preisbildung beim Getreide nicht er⸗ 
heblich, ob nun auch Rußland der Vertragszoll gewaͤhrt 
werden ſollte, oder nicht. Die erforderliche Menge aus⸗ 
laͤndiſchen Getreides ging doch, gleichviel woher, zu 
dem niedrigeren Satze ein, und wenn die oͤſtliche Grenze 
ganz geſperrt worden wäre, haͤtte der ruſſiſche Getreide⸗ 
uͤberſchuß feinen Druck auf den Hauptfaktor der Preis; 
bildung, den von den Welternten abhängigen Welt; 
marktpreis, kaum vermindert. Der Gegenwert fuͤr 
die Zollverguͤnſtigungen des Auslandes war zum großen 
Teil ſchon mit den niedrigeren deutſchen Getreidezoͤllen 
in den laufenden Vertraͤgen mit Sſterreich-Ungarn, 
den Vereinigten Staaten, Rumaͤnien uſw. bezahlt, 
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und daher war jede Erleichterung, die Rußland dem 
deutſchen Ausfuhrhandel gewaͤhrte, reiner Gewinn. 
Aber dieſer Grund, der auch Gegner des geltenden 
Vertragstarifs beſtimmen konnte, fuͤr den ruſſiſchen 
Vertrag zu ſtimmen, ſchlug bei den Agrariern nicht 
durch, und die Konſervativen unter Führung der Kreuz⸗ 
zeitung machten wenig Hehl daraus, daß der Wider— 
ſtand gegen den ruſſiſchen Vertrag der Anfang einer 
allgemeinen Schilderhebung gegen den Grafen Caprivi 
bilden wuͤrde. In feinem Neujahrsartikel erklaͤrte es 
das Blatt als Chriſtenpflicht, gegen Schaͤdliches, das 
Recht und Geſetz werden ſolle, Zeugnis abzulegen, auch 
auf die Gefahr hin, wie die alten Gottesmaͤnner Elia, 
Amos und Paulus als Verſtoͤrer und Unruhſtifter 
verklagt zu werden. Acht Tage darauf hieß es an 
derſelben Stelle, der letzte Grund bei „dem unheilbaren 
Zerwuͤrfnis“ zwiſchen dem Grafen Caprivi und den 
Konſervativen liege nicht bloß in dem Vertrage mit 
Rußland, ſondern in dem allgemeinen Mangel an 
Vertrauen. 

Noch viel rabuliſtiſcher war die Sprache der Redner 
in den Verſammlungen des Bundes der Landwirte. 
Man behauptete, daß die keimenden Gefühle der Anz 
haͤnglichkeit an die Dynaſtie der Hohenzollern erſtickt 
wuͤrden, daß Thron und Altar ins Wanken gerieten, 
daß der deutſche Landwirt genoͤtigt waͤre, den Kaiſer 
als feinen politiſchen Gegner anzuſehen. Reichstags⸗ 
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abgeordnete der Rechten, die Miene machten, für den 
ruſſiſchen Vertrag zu ſtimmen, wurden zu bindenden 
Verſprechungen oder zur Niederlegung ihres Mandats 
gedraͤngt. Die Verſuche der Norddeutſchen Allgemeinen 
Zeitung, den Konſervativen gegen den Terrorismus des 
Bundes der Landwirte ins Gewiſſen zu reden, blieben 
vergeblich. Die parteiamtliche Konſervative Korreſpon—⸗ 
denz ſtimmte ganz mit der Kreuzzeitung darin uͤberein, 
daß eine Regierung, deren „Stuͤtze“ und „Kerntruppe“ 
die Sozialdemokratie ſei, kein Entgegenkommen ver⸗ 
diene. 

Auch das Eingreifen des Kaiſers half nichts. Auf 
einem Mahle beim Reichskanzler trat er warm fuͤr den 
Vertrag ein, von dem er ſich auch guͤnſtige politiſche 
Folgen verſprach, zumal da ſich Rußland bisher noch 
keinem Staate gegenüber für lange Dauer unter Preis; 
gabe des Syſtems der Abſperrung gebunden hatte. 
Ein Zeichen gebeſſerter politiſcher Beziehungen war es 
ſchon, daß der Botſchafter Graf Schuwalow auf dem 
Diplomatenmahle zu Kaiſers Geburtstag, einen Tag 
nach dem Empfange des Fuͤrſten Bismarck im Koͤnig⸗ 
lichen Schloſſe zu Berlin, abweichend von dem feſt— 
ſtehenden Brauche und offenbar mit Zuſtimmung des 
Kaiſers Alexander III., einen Trinkſpruch auf den 
Grafen Caprivi ausbrachte. Aber dieſe Vorgänge dien; 
ten in der Agitation auf dem Lande nur dazu, um den 
Maͤnnern des neuen Kurſes „Koſakenfurcht“ nachzuſagen. 
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Die Beratungen im Reichstag endigten mit einem 
betraͤchtlichen Erfolg, es ſtimmten mit Ja 200, mit 
Nein 146 Abgeordnete. Die Mehrheit ſetzte fich zuſammen 
aus allen Stimmen der freiſinnigen Vereinigung, der 
freiſinnigen Volkspartei, der ſuͤddeutſchen Volkspartei, 
der Sozialdemokraten und der Polen, ferner aus der 
großen Mehrheit der Nationalliberalen, 10 Mitgliedern 
der deutſchen Reichspartei, 4 Konſervativen (den Prinzen 
zu Hohenlohe⸗Oehringen und Hohenlohe-Schillingsfuͤrſt, 
Graf Doͤnhoff-Friedrichſtein, Uhden) und der Mehrheit 
des Zentrums. Die Minderheit beſtand aus ſaͤmtlichen 
Antiſemiten, den Konſervativen mit den genannten 
Ausnahmen, dem groͤßeren Teile der Reichspartei, dem 
kleineren Teil des Zentrums und 16 Nationalliberalen. 
Die Mehrheit reichte alſo von der aͤußerſten Linken bis 
in die konſervative Rechte hinein, waͤhrend ſich das 
Bereich der Minderheit von der aͤußerſten Rechten bis 
in die Mitte erſtreckte. 

Feſt in der vollen Gunſt des Kaiſers ſtehend, ſieg⸗ 
reich im Parlament — was konnte die Stellung des 
Kanzlers bedrohen? Dennoch — bei naͤherem Zuſehen 
enthielt der parlamentariſche Boden nur duͤrftige Keime 
für kuͤnftige Frucht. Die Parteien, die ſich die ſtaats⸗ 
erhaltenden nannten und einer im allgemeinen konſer⸗ 
vativen Richtung der inneren Politik folgten, waren 
geſpalten und boten einem Staatsmann keinen feſten 
Halt, der ſich zwar ſelbſt als konſervativ betrachtete, 
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aber warme Sympathien nur auf der linken Seite des 
Reichstags genoß. Der rein aͤußerliche Verſoͤhnungs⸗ 
akt mit der Flaſche Steinberger und dem Empfang im 
Schloß, bei dem Graf Caprivi ganz ausgeſchaltet war, 
hatte die erklaͤrte Gegnerſchaft des Fuͤrſten Bismarck 
gegen den neuen Kurs nicht aͤndern koͤnnen. Alles, 
was zu ſeiner Fahne hielt, beſonders die konſervative 
Partei, fand es beſchaͤmend, daß die Regierung ihren 
Sieg allein der Sozialdemokratie zu verdanken hatte, 
gegen deren Stimme der ruſſiſche Handelsvertrag nicht 
durchzuſetzen geweſen wäre, Es war die Zeit, als der 
Abgeordnete Eugen Richter den Kampf mit geiſtigen 
Waffen gegen die Sozialdemokratie in ſeinen „Irr⸗ 
lehren“ auf kalkulatoriſche Art fuͤhren zu koͤnnen glaubte 
und auf buͤrgerlicher Seite faſt nur ein einziger, der 
greiſe Mommſen, an der landlaͤufigen Unterſcheidung 
zwiſchen Ordnungsparteien und Umſturzpartei Anſtoß 
nahm. 

Kamen nun noch zu der verworrenen Parteilage 
Schwierigkeiten in der miniſteriellen Situation hinzu, 
ſo war die Regierungskriſis da. Schon waͤhrend der 
Debatten uͤber den Handelsvertrag waren Geruͤchte von 
einer Kanzlerkriſis im Umlauf. Unter Berufung auf 
Hofkreiſe wurde erzaͤhlt, die Konſervativen wuͤrden nach 
Erledigung des Streits um den Vertrag geſtreichelt 
und Caprivi nach Verlauf von ſechs bis ſieben Monaten 
wahrſcheinlich geopfert werden. Anfang Maͤrz ſagte 
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mir der Kanzler, er denke nicht daran zu gehen. Von 
dem an und fuͤr ſich ſchon bedenklichen Dualismus, 
der vor zwei Jahren mit der Aufhebung der Perſonal⸗ 
union zwiſchen dem Kanzleramt und dem preußiſchen 
Miniſterpraͤſidium geſchaffen war, befuͤrchtete er ſo lange 
nichts, als er auf die loyale Unterſtuͤtzung des Miniſter⸗ 
praͤſidenten Grafen Botho zu Eulenburg zaͤhlen konnte. 
Das war bisher tatſaͤchlich der Fall geweſen. Graf 
Eulenburg ſtand zwar innerlich nach ſeiner ganzen 
Vergangenheit der konſervativen Partei ſehr nahe, 
war aber Staatsmann genug, um die wirtſchaftlichen 
und politiſchen Vorteile eines langfriſtigen Handels⸗ 
vertrages mit Rußland anzuerkennen und den Maß⸗ 
loſigkeiten der agrariſchen Agitation entgegenzuwirken. 

Caprivi hatte bei der erſten Leſung im Reichstag 
die Ausſtreuungen uͤber eine Spaltung zwiſchen der 
Reichsregierung und der preußiſchen Regierung als 
nicht wahr bezeichnet und ſich darauf berufen, daß 
das preußiſche Miniſterium Mann fuͤr Mann den 
Handelsvertrag gutgeheißen. Aber das vom Finanz⸗ 
miniſter von Miquel vertraulich geſprochene Wort, 
die Konſervativen waͤren Eſel, wenn ſie nicht gegen 
den Vertrag ſtimmten, konnte nicht in Abrede geſtellt 
und auch nicht durch eine Reichstagsrede Miquels fuͤr 
den ruſſiſchen Vertrag vergeſſen gemacht werden. Einem 
ſo klugen Kopf wie ihm war es nicht entgangen, daß 
für eine ſtetige Politik im Reiche ein feſterer Halt not⸗ 
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wendig war, als die Mehrheit bieten konnte, die den 
Handelsvertrag angenommen hatte, und daß die Oppo⸗ 
ſition der Rechten bei dem beherrſchenden Einfluß, den 
ſie in der Verwaltung Preußens ausuͤbte, auf die 
Dauer nicht zu ertragen war. Ihm ſchwebte der Gedanke 
einer Wiederannaͤherung der alten Kartellparteien vor, 
die ſich nach Beendigung der handelspolitiſchen Debatten 
wohl auf Grund des gemeinſamen Eintretens der 
Konſervativen und des größten Teils der National- 
liberalen fuͤr den Fuͤrſten Bismarck und gegen den 
„inneren Feind“, vielleicht ſpaͤter ſogar mit Anſchluß 
des Zentrums, bewerkſtelligen ließe. Caprivi machte 
ſich wenig Sorge darum, daß Nachrichten uͤber eine 
beabſichtigte hohe Auszeichnung fuͤr Herrn von Miquel 
erſchienen und allerlei uͤber ſeine enge Fuͤhlung mit 
dem Grafen Herbert Bismarck herumerzaͤhlt wurde. 
Er gab ſich damit zufrieden, zu wiſſen, daß der Kaiſer 
fuͤr jetzt keine Kriſis haben wollte. Auf eine vom 
Grafen Eulenburg im Namen Miquels geſtellte Anfrage, 
ob er deſſen Ruͤcktritt wuͤnſche, gab er zur Antwort, 
ſeinetwegen koͤnnte Herr von Miquel Finanzminiſter 
bleiben, nur duͤrfte er nicht erwarten, daß er liberalen 
Blaͤttern, die fuͤr die Kanzlerpolitik gegen die Kreuz⸗ 
zeitung eintraͤten, wegen unfreundlicher Artikel uͤber 
Miquel Fußtritte gaͤbe. Das machte der Offenheit und 
dem Selbſtbewußtſein des Kanzlers alle Ehre, trug aber 
nichts dazu bei, die Unklarheiten uͤber die miniſterielle 
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Situation in der Öffentlichkeit zu beſeitigen. Die Kriſen⸗ 
geruͤchte wollten denn auch nicht verſtummen. 

„Die Amter des Reichskanzlers und des preußiſchen 
Miniſterpraͤſidenten koͤnnen auf die Dauer nicht getrennt 
ſein, ohne die Verfaſſung zu faͤlſchen und die Autoritaͤt 
des Reiches zu ſchwaͤchen. Wir haben zwiſchen Reichs- 
politik und preußiſcher Politik niemals an die Möglich; 
keit eines gegenſeitigen Bekaͤmpfens und Rivaliſierens 
gedacht. Ein Reichskanzler, der nicht auf die Autoritaͤt 
des preußiſchen Staatsminiſteriums geſtuͤtzt iſt, ſchwebt 
mit der ſeinigen in der Luft wie ein Seiltaͤnzer.“ So 
ſprach Fuͤrſt Bismarck zu 28 nationalliberalen Reichs; 
tagsabgeordneten, die am 19. April 1894 unter Fuͤhrung 
des alldeutſchen Profeſſors Haſſe in Friedrichsruh er⸗ 
ſchienen waren, und fuͤgte die Aufforderung an ſeine 
Landsleute im preußiſchen Landtage hinzu, mit Inter⸗ 
pellationen gegen die unnatuͤrliche Trennung von Kanz⸗ 
leramt und Miniſterpraͤſidium vorzugehen. Harte, pro—⸗ 
phetiſche Worte! Zwei Monate darauf ereignete ſich 
eine Schreckenstat, die mittelbar den Sturz des „Seil; 
taͤnzers“ veranlaßte oder doch beſchleunigte. 

Die Ermordung des Praͤſidenten der franzoͤſiſchen 
Republik Carnot durch den italieniſchen Anarchiſten 
Caſerio am 25. Juni 1894 in Lyon machte in der ganzen 
geſitteten Welt tiefen Eindruck. Waͤhrend aber in den 
anderen Laͤndern, namentlich den romaniſchen, wo ſolche 
mit Gift, Dolch und Petarden veruͤbten Untaten am 
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haͤufigſten vorkommen, der Gedanke einer internationalen 
Bekaͤmpfung des Anarchismus aufs neue behandelt 
wurde, trat in Deutſchland ſofort wieder die Frage 
des Sozialiſtengeſetzes in den Vordergrund. Eines der 
erſten Blaͤtter, das Ausnahmemaßregeln gegen die 
Sozialiſten „mit ihrem anarchiſtiſchen Anhaͤngſel“ for; 
derte, waren die Hamburger Nachrichten. 

Den ganzen Sommer uͤber war die Tagespreſſe voll 
von Artikeln uͤber die Frage, was die Regierung gegen 
die Umſturzpartei tun oder nicht tun ſollte. Irgend⸗ 
welche klaren Linien waren in dem Durcheinander der 
Anſichten nicht zu erkennen. Da jede der buͤrgerlichen 
Parteien neben dem allgemeinen Intereſſe, die Sozial⸗ 
demokratie einzudaͤmmen, ihre eigenen Sonderwuͤnſche 
hatte, konnte eine Einigung uͤber Mittel und Wege nicht 
zuſtandekommen. Die Chriſtlichſozialen und die Anti⸗ 
ſemiten machten den juͤdiſchen Geiſt fuͤr das Wachstum 
der Sozialdemokratie mitverantwortlich, die Liberalen 
dagegen ſahen als eine Art der den revolutionaͤren 
Umſturz befoͤrdernden Verwilderung der Sitten die 
antiſemitiſche Volksverhetzung an. Mittelparteiliche Blaͤt⸗ 
ter verlangten ein neues Kartell, die Freiſinnigen und 
die aͤußerſte Rechte waren aus entgegengeſetzten Gruͤnden 
ſcharf dagegen, jene, weil es eine Narrheit ſei, die 
Gegenſaͤtze zwiſchen Fortſchritt und Reaktion zu ver— 
tuſchen ſtatt durchzukaͤmpfen, dieſe, weil ſie ſtets Gegner 
des Kartells waren und mehr insgeheim als offen das 
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Heil von einem Konflikt mit Beſeitigung des allgemeinen 
gleichen Wahlrechts erwarteten. 

Ein guter Menſch, aber ſchlechter Pſychologe, hatte 
in der Wiener Politiſchen Korreſpondenz geſchrieben, 
daß die ſozialiſtiſche Krankheit der Heilung entgegen— 
reife, und daß der Reichskanzler Graf Caprivi gegenuͤber 
dem leidenſchaftlichen Rufe nach Ausnahmegeſetzen den 
Mut der Kaltbluͤtigkeit bewahre. Hohn und Spott war 
die Antwort aus allen Lagern, wo die Ruͤckkehr zu den 
1890 verlaſſenen Bahnen der gewaltſamen Unterdruͤckung 
der Sozialdemokratie gefordert wurde. Etwas prak— 
tiſcher faßte Grieſemann, der mit ſeiner ſcharf polemiſchen 
Feder von der Konſervativen Korreſpondenz zur Nord— 
deutſchen Allgemeinen Zeitung uͤbergegangen war, die 
Frage eines neuen Sozialiſtengeſetzes an. Als Voraus⸗ 
ſetzung fuͤr eine wirkſame Gegenarbeit gegen die revo— 
lutionaͤren Tendenzen bezeichnete er, daß ſich der Stachel 
des Gewiſſens gegen die ſyſtematiſch betriebene Anz 
noͤrgelung der Regierung — ein Stich gegen die Agrarier 
— wieder rege und die gegenwaͤrtige Zerfloſſenheit und 
innere Zerruͤttung der buͤrgerlichen Parteien aufhoͤre. 
Die Hamburger Nachrichten und ihr Gefolge blieben 
jedoch dabei, daß der Mut der Kaltbluͤtigkeit nur Mangel 
an Entſchloſſenheit bedeute. 

In den Regierungskreiſen war man ziemlich ratlos. 
Zuerſt tauchte der Gedanke auf, es mit einer Verſchaͤrfung 
des preußiſchen Vereinsgeſetzes zu verſuchen. Das Reich 
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hatte damals von feiner Zuſtaͤndigkeit, das Vereins⸗ 
und Verſammlungsrecht einheitlich fuͤr alle Bundes⸗ 
ſtaaten zu ordnen, noch keinen Gebrauch gemacht. Dann 
wurde eine Verſchaͤrfung des Strafrechts ins Auge 
gefaßt, namentlich um das oͤffentliche Anpreiſen von 
gemeingefaͤhrlichen Vergehen und Beſchimpfungen von 
Religion, Monarchie, Familie, Ehe und Eigentum 
beſſer zu treffen. Indeſſen geſchah das erſt nach der 
Königsberger Rede des Kaiſers vom 6. September 
beim Parademahle nach dem Manoͤver. 

Unter den Kaiſerreden hat kaum eine andere ſo nach⸗ 
haltig in der inneren Politik jahrelang fortgewirkt als 
dieſe. Sie hatte ein doppeltes Geſicht, das eine zuruͤck⸗ 
gewandt tadelnd und ſtrafend gegen das „Unding“ 
einer laͤrmenden Oppoſition Adliger gegen den Koͤnig, 
das andere vorausgerichtet mit dem Rufe: „Auf zum 
Kampfe fuͤr Religion, fuͤr Sitte und Ordnung gegen die 
Parteien des Umſturzes!“ Der Tadel, obgleich noch 
verſchaͤrft durch das Streichen ſo bekannter Politiker, 
wie der Grafen Mirbach und Kanitz, von der Liſte der 
zur Provinzialtafel einzuladenden Gaͤſte, ward bald 
vergeſſen, dagegen der Kampfruf gerade von der Partei, 
die der Tadel am meiſten anging, fort und fort im 
Verein mit den anderen Gegnern des neuen Kurſes 
begeiſtert wiederholt. Die Führung in der Preſſe über; 
nahm wieder die Kreuzzeitung unter ihrem, damals 
noch von dem Hofprediger Stocker politiſch und dem 
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Grafen Walderſee in feinen Geldgeſchaͤften unterſtuͤtzten 
Redakteur Freiherrn von Hammerſtein. In richtiger 
Witterung fuͤr den ſich vorbereitenden Syſtemwechſel 
wurde von den ſchlaueſten Gegnern des Grafen Caprivi 
die Angriffstaktik aufgegeben und der „gute Troupier“ 
mit der Verſicherung, daß niemand daran denken duͤrfe, 
ihn ſtuͤrzen zu wollen, in goͤnnerhaften Schutz genommen. 
Die neue Taktik gegen den Grafen Caprivi war ungefaͤhr 
dieſelbe, die in dem ſogenannten Scheiterhaufenbriefe 
Stöders an Hammerſtein vom Jahre 1888 empfohlen 
war, um den Kaiſer, ohne daß er es merke, mit Bismarck 
zu entzweien. Ich komme auf den Brief ſpaͤter noch 
zuruͤck. 

Caprivi ſelbſt ahnte, daß ſeine Kanzlertage gezaͤhlt 
waren. Nach Beendigung ſeiner Brunnenkur gegen 
Ende September ging er noch einige Tage aufs Land. 
Auf der Durchreiſe durch Berlin teilte er mir mit, er 
habe meine Ernennung zum Vortragenden Rat be; 
ſchleunigt, weil er ſchwere Zeiten vorausſehe und nicht 
wiſſe, ob ſein Nachfolger dasſelbe Wohlwollen fuͤr mich 
haben werde wie er. 

Anfang Oktober war er wieder in Berlin, am 
5. Oktober hatte er Vortrag beim Kaiſer in Hubertus⸗ 
ſtock. Von der Ausſprache kehrte er in tiefernſter Stim⸗ 
mung, jedoch nicht ohne alle Hoffnung, zuruͤck. Sein 
royaliſtiſches Herz beklagte es tief, daß der Koͤnig und 
Kaiſer manche Dinge nicht ſo ſehen koͤnne, wie ſie wirklich 
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find. Er wolle immer das Beſte, es ſei aber ſchwer, 
ihn vor Irrtuͤmern zu ſchuͤtzen, ſo, wenn er glaube, durch 
ſeine ſcharfe Vermahnung in Koͤnigsberg die oſtpreu⸗ 
ßiſchen Konſervativen wieder zur Ordnung gebracht 
und durch ſeinen Kampfaufruf fuͤr Religion und Sitte 
die Kreuzzeitung und die Bismarck-Blaͤtter für die 
Regierung gewonnen zu haben. Fuͤr den Monarchen 
ſei es auch ſchwer, eine genaue Vorſtellung davon zu 
haben, wie tief Ausnahmegeſetze die breiten Maſſen 
des Volkes erregen und was im Reichstage durch⸗ 
zuſetzen ſei und was nicht. 

In der Ausſprache vom 5. Oktober hatte ſich der 
Kanzler bereit erklaͤrt, auf dem Boden des gemeinen 
Rechtes dem Reichstage Vorſchlaͤge zu machen, dagegen 
weitergehende Maßregeln widerraten, die ſich nur recht⸗ 
fertigen ließen, wenn man das Reich in Gefahr erklaͤre. 
Wuͤrde ſie der Reichstag, wie vorauszuſehen, ablehnen, 
ſo muͤßte er aufgeloͤſt werden, einmal, zweimal, und 
dann bleibe nichts uͤbrig als der Staatsſtreich mit 
Beſeitigung des geltenden Wahlrechts, was viel groͤßere 
Gefahren, aͤußere und innere, heraufbeſchwoͤren wuͤrde. 
Auf das wiederholte Angebot Caprivis, von ſeinem 
Poſten zuruͤckzutreten, hatte der Kaiſer geantwortet, 
daß er ſich nicht von ihm zu trennen wuͤnſche, und dabei 
auch auf die auswaͤrtige Lage — der Tod des Zaren 
Alexanders III. ſtand bevor — Bezug genommen. Die 
Hoffnung, die Caprivi von Hubertusſtock zuruͤckgebracht 
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hatte, beruhte auf der wiederholt gemachten Beob; 
achtung, daß der Kaiſer ſachliche Gruͤnde hinterher 
ſorgfaͤltig uͤberlegte und ſich ihnen trotz anfaͤnglichen 
Widerſtrebens zugaͤnglich erwies. 

Die Sorge Caprivis, daß ein ſcharfes Vorgehen 
gegen die Sozialdemokratie, gewollt oder nicht gewollt, 
letzten Endes zu einem Staatsſtreich fuͤhren wuͤrde, 
war nicht grundlos oder uͤbertrieben. Es lagen zu⸗ 
verlaͤſſige Nachrichten vor, nach denen ſchon in der 
Fraktionsſitzung der Konſervativen, in der die end— 
guͤltige Stellung zum ruſſiſchen Handelsvertrag feſt⸗ 
gelegt wurde, von Rednern der extremſten Richtung 
Außerungen gefallen waren, daß man es zur wieder; 
holten Aufloͤſung des Reichstags treiben muͤßte und 
ohne Anderung des Wahlrechts nicht auskommen koͤnnte. 
Eine aͤhnliche Stimmung war auch in nationalliberalen 
Kreiſen vorhanden und unter anderem in einem Artikel 
der Koͤlniſchen Zeitung vom 13. Auguſt zum Ausdruck 
gekommen, der ſozialdemokratiſche, antiſemitiſche und 
ultramontane Hetzereien in einen Topf zuſammenwarf 
und das gleiche Wahlrecht dafuͤr verantwortlich machte, 
daß der Reichstag in Wirklichkeit mehr die Krankheits- 
erſcheinungen als die Kraft und Intelligenz der Nation 
abſpiegelte. Noch im Sommer 1895 ſprach es das 
„Volk“, das Organ Stoͤckers, der es wiſſen konnte, 
ganz offen aus, daß es ſich beim Sturze Caprivis 
vornehmlich um die Einleitung „einer groͤßeren Aktion“ 
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gehandelt hätte, „die uns aus den parlamentariſchen 
Wirren“ fuͤhren ſollte. 

Waͤhrend der folgenden Wochen bildete ſich in den 
Beratungen des preußiſchen Staats miniſteriums all 
maͤhlich ein kaum uͤberbruͤckbarer Gegenſatz zwiſchen 
den Anſichten des Kanzlers und denen des preußiſchen 
Miniſterpraͤſidenten heraus. Im Auftrage des Kanzlers 
hatte der Staatsſekretaͤr des Reichsjuſtizamts Nieber⸗ 
ding einen Geſetzentwurf ausgearbeitet, der in wenigen 
Artikeln eine Verſchaͤrfung des Strafrechts enthielt. 
Auch wurden neue einſchraͤnkende Vorſchriften uͤber die 
Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit als preußiſche An⸗ 
gelegenheit erwogen. Die erſte Sitzung des Staats⸗ 
miniſteriums am 12. Oktober verlief beſſer, als man 
erwarten konnte. Der Kanzler beſtand zunaͤchſt auf 
einer Entſcheidung der Frage, ob die Miniſter bereit 
waͤren, es auf einen ſchweren Konflikt mit dem Reichs⸗ 
tag ankommen zu laſſen. Waͤhrend Graf Botho zu 
Eulenburg dies als eine cura posterior behandelt zu 
ſehen wuͤnſchte, ſprach ſich Dr. von Miquel dafuͤr aus, 
daß nur maßvolle Entſchluͤſſe, die nicht die Gefahr 
eines Staatsſtreichs enthielten, gefaßt wuͤrden. Außer 
den beiden Staatsſekretaͤren von Boͤtticher und Frhr. 
von Marſchall traten auch der ſeinerzeit als Miniſter 
für größeren Arbeiterſchutz berufene Frhr. von Berlepſch 
und der Kultusminiſter Dr. Boſſe entſchieden auf die 
Seite des Kanzlers. Nach dieſer Generaldebatte nahm 
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die Mehrheit der Minifter in einer Sitzung vom 19. Ok⸗ 
tober den Nieberdingſchen Entwurf an. Auch der 
Miniſterpraͤſident ſtimmte formell zu, jedoch nur unter 
Einwendungen, die ſich namentlich auf praͤventive Unter⸗ 
druͤckung von Verſammlungen und Zeitungen bezogen. 
Der Kanzler behielt ſich vor, die Anſichten der leitenden 
Miniſter der Bundesſtaaten einzuholen, ſei es der 
Reihe nach, ſei es in einer gemeinſamen Sitzung. 
Ehe es zu der gemeinſamen Beratung der bundeg; 
ſtaatlichen Miniſter kam, trat ein Zwiſchenfall ein. Am 
20. Oktober, faft zur ſelbigen Stunde, als Graf Caprivi 
aus der Hand des freiſinnigen Oberbuͤrgermeiſters 
Baumbach den Ehrenbuͤrgerbrief der Stadt Danzig 
als Zeichen des Dankes fuͤr die Bemuͤhungen um den 
Handelsvertrag mit Rußland entgegennahm, empfing 
der Kaiſer in Potsdam eine Abordnung des Bundes 
der Landwirte fuͤr Oſtpreußen zur Überreichung einer 
Adreſſe, in der im Sinne der Koͤnigsberger Rede eine 
Oppoſition des Grundbeſitzes gegen ſeinen Herrn und 
Koͤnig als ein Unding erklaͤrt und gegen die innere 
Faͤulnis und Zerſetzung des Volkes eine ſtraffe Geſetz⸗ 
gebung in der Hand einer energiſchen Exekutive gefordert 
wurde. An der Spitze der Abordnung ſtanden der Ab— 
geordnete von der Groͤben, einer der Zwiſchenrufer 
der Rechten gegen Caprivi und Marſchall im Reichstags⸗ 
ſtreit um die Handelsvertraͤge, und der aus der Liſte 
der Gaͤſte beim Feſtmahl in Koͤnigsberg geſtrichene 
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Herr von Simpfon-Georgenburg. Bei der Überreichung 
der Adreſſe hatten der Miniſterpraͤſident Graf Eulenburg 
und der Landwirtſchaftsminiſter von Heyden Pate ge; 
ſtanden. Graf Caprivi fuͤhlte ſich ſchwer verletzt und 
ſandte am 23. Oktober ein ſchriftliches Entlaſſungs⸗ 
geſuch ab, in dem er auseinanderſetzte, daß er das 
Vertrauen in die Nuͤtzlichkeit weiteren Zuſammenarbei⸗ 
tens mit dem preußiſchen Miniſterpraͤſidenten verloren 
haͤtte. Dieſer haͤtte zwar den Vorſchlaͤgen repreſſiver 
Natur gegen Exzeſſe der Agitation der Sozialdemokratie 
zugeſtimmt, aber nur unter Vorbehalten, die neue 
Schwierigkeiten vorausſehen ließen. Auch glaube er 
als Kanzler nicht mehr das volle Vertrauen Seiner 
Majeſtaͤt zu beſitzen, da er bei mehreren Gelegenheiten 
nicht vorher um Rat gefragt worden waͤre. Der Kaiſer 
antwortete umgehend telegraphiſch, daß er das Geſuch 
ablehne und weiteres muͤndlich mitteilen werde. In 
der darauf folgenden Unterredung wiederholte der 
Kaiſer, daß er keine Trennung wuͤnſche, wohl wiſſend, 
daß ein anderer Kanzler noch weniger von dieſem 
Reichstag zu erreichen imſtande wäre, Beim Emp⸗ 
fange der oſtpreußiſchen Agrarier ſei ſein Ziel geweſen, 
ſie auch fuͤr den Kanzler verſoͤhnlicher zu ſtimmen. 
Graf Caprivi gab darauf dem Wunſche des Kaiſers 
nach, erbat aber und erhielt die Erlaubnis, eine Ab; 
ſchrift ſeines Abſchiedsgeſuches dem Grafen Eulenburg 
zur Kenntnis zu bringen. 
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Am 24. Oktober war der Kaifer zur Jagd in 
Liebenberg beim Grafen Philipp zu Eulenburg. 
Herr von Holſtein wollte wiſſen, daß ſich der Kaiſer 
in der Unterredung mit Caprivi erboten haͤtte, ihm 
einen ſichtbaren Beweis ſeines Vertrauens zu geben. 
Nach feiner Meinung haͤtte der Kanzler davon Ge; 
brauch machen und die Entlaſſung des Grafen Botho 
verlangen muͤſſen. Am 25. Oktober erſchien der Artikel 
der Koͤlniſchen Zeitung, in dem von einem ſchroffen 
Gegenſatze des preußiſchen Miniſterpraͤſidenten zu den 
Anſchauungen des Kanzlers die Rede und die volle 
Unterſtuͤtzung des Kaiſers fuͤr den Grafen Caprivi dick 
unterſtrichen war. Am gleichen Tage Konferenz der 
ſtimmfuͤhrenden Miniſter mit dem Ergebnis allgemeiner 
Ablehnung von Plaͤnen, die zu erbitterten Kaͤmpfen 
unter den buͤrgerlichen Parteien fuͤhren muͤßten. Am 
26. Oktober vormittags der Kabinettschef von Lucanus 
beim Kanzler mit der Aufforderung, den Artikel der 
Koͤlniſchen Zeitung abzuſchuͤtteln, Weigerung Caprivis, 
dem kaiſerlichen Verlangen nachzukommen, da er nichts 
mit der Darſtellung des rheiniſchen Blattes zu tun habe. 
Mittags bei dem Gottesdienſt fuͤr den verſtorbenen 
Zaren in der ruſſiſchen Botſchaft Meldung eines Fluͤgel⸗ 
adjutanten an Caprivi, er moͤchte um 2 Uhr zum Kaiſer 
ins Schloß kommen. Bei der kurzen Audienz Erklaͤrung 
des Kaiſers, daß er nunmehr wegen der fortgeſetzten 
Reibereien das Ruͤcktrittsgeſuch genehmigen wolle. 
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Zwei Stunden nach der Audienz ließ mich der 
geſtuͤrzte Kanzler rufen. Er empfing mich mit den 
Worten: „So, nun bin ich frei und froh, ich habe 
bereits den Dienern gekuͤndigt und den Staatsſekre⸗ 
taͤren Abſchiedsbeſuche gemacht. Sobald als möglich 
fahre ich nach der Schweiz und ziehe mich dann ganz 
aufs Land bei meinen Nichten zuruͤck. Wahrſcheinlich 
wird Graf Eulenburg auch entlaſſen werden und die 
ungluͤckliche Trennung beider Poſten aufhören)”. Gleich 
darauf bat er mich noch einmal zu ſich, das Wichtigſte 
hatte er vergeſſen: ſeine letzte Bitte an den Preßreferenten, 
naͤmlich allen Einfluß aufzubieten, damit ſich die Blaͤtter, 
die ihm freundlich geſinnt waren, nicht gegen den Kaiſer 
kehrten, vielmehr als den tieferen Grund der Kriſis 
ſeinen Zank mit dem Grafen Eulenburg betrachteten. 
Sachlich, vornehm, ſich ſelbſt getreu bis zum Ende! 

Vereinzelt tauchte in der Preſſe der Gedanke auf, 
daß der Inſpirator des Artikels in der Koͤlniſchen 
Zeitung in richtiger Vorausſicht ſeiner Wirkung auf 
den Kaiſer den Sturz Caprivis zu beſchleunigen be⸗ 
zweckt habe. Aller Wahrſcheinlichkeit nach war der 
Artikel auf Holſteins Zimmer entſtanden. Richtig iſt 
auch, daß der Kanzler laͤngſt ſchon der Geſchaͤftigkeit 


) Graf Botho Eulenburg kam als Nachfolger des Fuͤrſten Hohen: 
lohe auf dem Statthalterpoſten in Frage. Der neue Kanzler widerſprach 
jedoch dieſer Kandidatur, die nach ſeiner Kenntnis der reichslaͤndiſchen 
Verhaͤltniſſe keinen guͤnſtigen Eindruck auf die Bevölkerung machen wuͤrde. 
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Holſteins mißtraute und deutlichen Unmut merken ließ, 
wenn dieſer ſich in Dinge miſchte, die ihn nichts an⸗ 
gingen. Gleichwohl glaube ich, daß der Artikel nicht 
der Abſicht, das Praͤvenire zu ſpielen, entſprang, ſondern 
ein Baͤrendienſt war. Als Meiſter im Minieren, Vor⸗ 
bauen und Feſtlegen war Herr von Holſtein immer 
ſehr beſorgt, ſich vor neuen Wendungen und Ploͤtzlich⸗ 
keiten zu ſchuͤtzen. Ob nach Caprivi wieder ein ſo will⸗ 
faͤhriger Kanzler kommen wuͤrde, der ihm das aus⸗ 
waͤrtige Geſchaͤft uͤberließ, konnte er nicht wiſſen. Das 
ſpricht dafuͤr, daß er wirklich mit ſeinem haſtigen Vor⸗ 
prellen die Stellung Caprivis zu befeſtigen meinte und 
wider Willen das Gegenteil erreichte. Auch Kiderlen, 
der mit in Liebenberg war, und der Jagdherr Graf 
Philipp Eulenburg ſtanden im Verdacht, gegen Caprivi 
beim Kaiſer mit Hilfe des Artikels der Koͤlniſchen 
Zeitung intrigiert zu haben. Aber der Artikel lag in 
Liebenberg noch nicht vor und kam dem Kaiſer erſt nach 
feiner Ruͤckkehr nach Berlin zu Geſicht. Der Kladde⸗ 
radatſch brachte in ſeiner naͤchſten Nummer ein Bild, 
auf dem jene beiden als Giftmiſcher dargeſtellt waren. 
Holſtein, der Dritte im Bunde, fehlte, weil er nicht 
mit in Liebenberg war. Es waͤre aber auch ſchwer 
geweſen, ihn bildlich darzuſtellen, da uͤberhaupt keine 
Photographie von ihm exiſtierte und das einzige Konter⸗ 
fei von ihm, auf dem Kongreßbilde von Anton von 
Werner, ſehr veraltet und dem Zeichner wahrſcheinlich 
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unbekannt war. Erſt zur Zeit der Holſtein⸗Kriſis iſt es 
einem verwegenen Knipſer auf der Straße gelungen, 
die graue Eminenz auf die Platte und in ein illuſtriertes 
Blatt zu bringen. 

Bei ſeinem Abſchied erhielt Graf Caprivi die Bril⸗ 
lanten zum Schwarzen Adlerorden als Zeichen der 
Dankbarkeit fuͤr treue Dienſte, wie es in dem beglei⸗ 
tenden Handſchreiben hieß. Auf die Veroͤffentlichung 
des Schreibens legte er keinen Wert, weshalb ſie unter⸗ 
blieb. Nach ſeiner Abreiſe von Berlin habe ich den 
Grafen Caprivi nicht wieder geſehen und von ihm 
außer einem Gruß aus Montreux nichts mehr gehoͤrt. 
Er hinterließ viele Gegner, manchen Verehrer, wenige 
Freunde und gewiß keinen perſoͤnlichen Feind. Sein 
einfaches, aufrechtes, offenes Weſen mußte jeden, der 
ihm naͤhertrat, fuͤr ihn einnehmen. Mit dem ſcharfen 
Verſtand, der dem Juriſtenſohn eigen war, und ſeinem 
ungewoͤhnlichen Fleiß konnte er alles Neue raſch erfaſſen 
und ſich in jede Aufgabe raſch einarbeiten. Er hatte 
viel geleſen und verfuͤgte namentlich uͤber einen reichen 
Vorrat geſchichtlicher Kenntniſſe. Sein Lebtag hatte er 
ein einfaches Leben gefuͤhrt und war ſtolz darauf. Als 
die Fabel von den 400 000 Mark, die er bei einem 
Bankbruch eingebuͤßt haben ſollte, wieder in der ihm 
feindlichen Preſſe auftauchte, ſchickte er mir mit Bleiſtift 
auf ein Folioblatt hingeworfene Notizen, die im Wort⸗ 
laut folgen moͤgen, da ſie ſeine Sinnesart kennzeichnen: 


158 


„B. 17Zel0: 
ich möchte 

1. mal öffentlich feftftellen, daß dieſe Geſchichte von 
den 400 000 Mark, die ſyſtematiſch verbreitet 
worden iſt, voͤllig erlogen iſt; ich habe weder je 
Vermoͤgen gehabt, noch mit dem Bankier Wolff 
in irgendeiner Beziehung geſtanden. Ich bin 
vermoͤgenslos im vollſten Sinne des Wortes, 
habe ‚niemand beraubt und niemand beerbt'; 

2. die Perfidie der Schriftleitung des Bundes der 
Landwirte brandmarken, die ihren Leſern die Un⸗ 
wahrheit auftiſcht, um mich in ſchlechtem Licht 
und in ſchlechter Geſellſchaft erſcheinen zu laſſen. 

ich glaube, es waͤre am beſten in der Norddeutſchen 
kurz und kraͤftig entgegenzutreten. Vielleicht haben Sie 
die Guͤte, ein paar Worte zu entwerfen. 

Im uͤbrigen autoriſiere ich Sie, wem Sie wollen 
zu ſagen, daß ich, ſeit ich Hauptmann bin, von meinem 
Gehalt gelebt, alle meine Pferde von meinem Gehalt 
bezahlt habe, und ſtolz darauf geweſen bin, als armer 
Offizier mich anſtaͤndig durchzuſchlagen. 

5. Ei 

Bei der Berufung ins Kanzleramt war er der ger 
horſame Diener ſeines Koͤnigs. Es iſt aber ein Irrtum, 
daß er dieſes Amtes ohne das Bewußtſein der Verant⸗ 
wortlichkeit vor der Nation nur nach hoͤheren Weiſungen 
gewaltet habe. Im Gegenteil, er fuͤhlte ſich durchaus 


159 


als Staatsmann und ſprach es offen aus, daß ein Staats⸗ 
mann, der ſich ohne innere Überzeugung zu einem be⸗ 
liebigen Schritt draͤngen laſſe, nichts tauge. Gerade in 
den letzten kritiſchen Wochen gebrauchte er wiederholt 
das Wort: Nur nicht ſchlapp werden! 

Fuͤr ſtaatsmaͤnniſche Entwuͤrfe großen Stils fehlten 
ihm Zeit, Erfahrung und Phantaſie. Vor allem war 
es ihm nicht gegeben, das Voͤlkerleben nicht bloß in ſeinen 
Einzelerſcheinungen, ſondern auch in den verborgenen 
Zuſammenhaͤngen zu erfaſſen und mit Schoͤpferkraft 
ein Ganzes zu bilden. Er war wie einer, der Buſch und 
Baum, Fluß und Anger, jedes einzelne der Gegend 
ſcharf ſieht und klar erkennt, aber die großen Linien und 
den Charakter der Landſchaft nicht erſchaut. Die An⸗ 
kuͤndigung bei ſeinem erſten oͤffentlichen Auftreten als 
Kanzler, er werde das Gute nehmen, wo er es finde, 
war als freundliche Einladung zu Wohlwollen und 
Beiſtand recht am Platze, aber als ſtarrer Grundſatz 
und Syſtem auf die Dauer mit beſtaͤndig wechſelnden 
Gefolgſchaften war ſie unmoͤglich. 

Wie er ſelbſt ohne Familie, ohne Beſitz, aber auch 
ohne Selbſtſucht und ohne Spur eines unſachlichen 
Denkens ein iſolierter Mann war, ſo hat er auch nur 
iſolierte Taten vollbracht. Aber was er im Auswaͤrtigen 
mit dem Helgolandvertrag, im Militaͤriſchen mit der 
Reorganiſation des Heeres, im Innern mit der Abwehr 
einer ſchweren Gefahr für den ruhigen Gang der Ent⸗ 
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wicklung geleiftet hat, das find Taten — von der Mit⸗ 
welt geſcholten, von der Nachwelt zu preiſen. In den 
großen Zeitfragen, die fuͤr die Zukunft des Reiches ent⸗ 
ſcheidend waren, hat er nicht geirrt und nicht gefehlt. 
Wer ihm immer noch Skrupelloſigkeit, Unfaͤhigkeit und 
Eitelkeit vorwirft!), hat die Schwere der Aufgabe, 
Nachfolger Bismarcks zu ſein, nicht begriffen und redet 
kritiklos parteiiſche Urteile von Zeitgenoſſen nach, die 
der Lauf der Geſchichte widerlegt hat. Caprivi hat ſich 
mit der Staͤrkung der Sicherheit des Reiches nach außen 
und mit dem Offenhalten des Weges zum Frieden 
mit den breiten Maſſen darum nicht weniger um das 
deutſche Volk verdient gemacht, weil er in allen drei 
Faͤllen, beim Helgolandvertrage, bei der Militaͤrreform, 
bei der Behandlung der Umſturzgefahr, von ſeinem 
großen Vorgaͤnger nicht unterſtuͤtzt, ſondern bekaͤmpft 
wurde. Und war ein lauterer Charakter! 


1) Z. B. Dietrich Schäfer: Bismarck, 1917, S. 218. 


VIII. Der Übergang zur Weltpolitik. 


Waͤhrend des letzten Viertels des vorigen Jahr⸗ 
hunderts gingen zwei große Bewegungen im Leben 
der deutſchen Nation nebeneinander her: Der Drang 
hinaus aufs Meer in die weite Welt mit Handel und 
Schiffahrt und im Innern ein heftiges Ringen der 
unteren Volksmaſſen gegen die herrſchenden Gewalten 
mit zum Teil utopiſchen Zielen und internationalen 
Illuſionen. Jener Drang nach außen druͤckte ſich lange 
Zeit, abgeſehen von der kolonialen Bewegung, geraͤuſch⸗ 
los in der praktiſchen Taͤtigkeit der Unternehmer und 
Kaufleute aus und trat erſt unter dem neuen Kurs 
mit allmaͤhlich zunehmendem Getoͤſe in der Organiſation 
der Alldeutſchen und in den Plaͤnen fuͤr den Bau einer 
ſchuͤtzenden Kriegsflotte auf das politiſche Gebiet über. 

Der Vorlaͤufer der alldeutſchen Organiſation war 
der Allgemeine Deutſche Verband, der ſich bald nach 
dem Abſchluß des Helgolandvertrages aus Gegnern 
der „Abtretung“ Sanſibars an England bildete. Zum 
erſten Vorſitzenden wurde Karl Peters gewaͤhlt, er ging 
jedoch bald als Reichskommiſſar nach Oſtafrika zuruͤck. 
Peters war, glaube ich, der erſte Deutſche, der ganz 
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von dem angelſaͤchſiſchen Problem gepackt wurde. Ich 
entſinne mich, wie er 1883 noch in den Zwanzigern 
ſtehend, von einem laͤngeren Aufenthalt in England 
nach Berlin kam und einen Artikel in der Gegenwart 
veroͤffentlichte, der mit ſtarkem Pathos die Germanen 
zum Eintritt in den Wettſtreit mit den Angelſachſen 
um uͤberſeeiſchen Beſitz aufforderte. Die Abſicht, ſeinem 
Werke „Weltwille und Willenswelt“ eine neue Schrift 
„Die Myrmidonen des Herrn von Hartmann“ folgen 
zu laſſen, blieb unausgefuͤhrt, nachdem es ihm gelungen 
war, neben dem damals nur der theoretiſchen Auf: 
klaͤrung dienenden Deutſchen Kolonialverein die Ge⸗ 
ſellſchaft fuͤr deutſche Koloniſation zu begruͤnden. Mit 
deren Hilfe vollbrachte der mit ungewoͤhnlicher Energie 
des Willens Ausgeruͤſtete dann ſogleich den Sprung 
von der Philoſophie Schopenhauers in den dunkeln 
Kontinent. 

Im Juli 1893 trat der Leipziger Statiſtiker Profeſſor 
Ernſt Haſſe, der nach der Aufloͤſung des Reichstags im 
Mai 1893 als nationalliberaler Abgeordneter für Leipzig⸗ 
Land gewaͤhlt worden war, an die Spitze des Allgemeinen 
Deutſchen Verbandes. Im Jahre darauf nahm die 
Vereinigung von Anhaͤngern des Fuͤrſten Bismarck und 
eines größeren Deutſchland den Namen Alldeutſcher 
Verband an. Von da ab entfaltete fie eine außer⸗ 
ordentlich ruͤhrige Werbetaͤtigkeit, namentlich in den 
ſogenannten gebildeten Kreiſen. So gut auch der All⸗ 
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deutſche Verband als nationaler Sauerteig unter den 
Deutſchen daheim und draußen gewirkt haben mag, 
ſo viel hat er durch prahleriſches Pochen auf die Macht 
des Reiches und naive Unterſchaͤtzung fremden Volks⸗ 
tums dem deutſchen Anſehen im Auslande geſchadet. 
Die uͤbelen Wirkungen mancher alldeutſchen Schrift 
aus der erſten Zeit des Verbandes reichen bis in die 
Gegenwart hinein. Im Jahre 1893 veröffentlichte 
Kurd von Strantz einen Aufſatz, in dem ſtand: „Ehe 
nicht in Duͤnkirchen, Herdingen (Hesdin), Ryſſel (Lille), 
Artreyt und Kameryk im niederdeutſchen Land, und 
in Nanzig, Lunſtadt (Lienhardtsſtadt, Luneville), Leuk 
(Toul) und Verdun (deutſch geſprochen) im alten 
Stammesherzogtum Lothringen die franzoͤſiſche Trikolore 
zu Fuͤßen des deutſchen Aars liegt, iſt das Reich nicht 
geſaͤttigt und die alte Schuld nicht beglichen.“ Der 
franzoͤſiſche Etatsredner Jules Roche hatte einen ſeiner 
ſtaͤrkſten Erfolge in der Kammer, als er im gleichen Jahre 
die Stellen der Schrift vorlas, die die Befreiung der 
ſieben franzoͤſiſchen Departements Meuſe, Meurthe, 
Vosges, Haute Saöne, Doubs und Jura von der fran⸗ 
zoͤſiſchen „Fremdherrſchaft“ als deutſch⸗nationales Pflicht⸗ 
gebot bezeichneten. Noch kurz vor dem Ausbruch des 
Weltkriegs wurde von franzoͤſiſchen Schriftſtellern wie 
Vergnet das Verlangen, von Frankreich die ehemals 
deutſchen Teile des Reiches Lothars, die flandriſchen 
Gebiete, Lothringen und die Freigrafſchaft von Frank⸗ 
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reich abzutrennen, als Zeichen des Geiſteszuſtandes im 
deutſchen Volke hingeſtellt. Ferner erſchien 1895 eine 
vom Verbandsvorſitzenden Haſſe guͤnſtig beurteilte 
Schrift „Großdeutſchland“ mit einer Karte, nach der 
zu dem kuͤnftigen großdeutſchen Bunde gehoͤren ſollten: 
1. Das jetzige kleindeutſche Kaiſerreich nebſt Luxemburg; 
2. Holland und Belgien; 3. der deutſche Teil der Schweizer 
Eidgenoſſenſchaft; 4. das oͤſterreichiſche Kaiſerreich. Das 
Werk bot nicht nur Kriegs hetzern, wie Andre Cheradame, 
willkommenen Anlaß zur Verdaͤchtigung der deutſchen 
Friedensliebe, ſondern diente auch neutralen Schrift⸗ 
ſtellern, wie dem Daͤnen Gudmund Schuͤtte, als Schreck⸗ 
bild pangermaniſtiſchen Machthungers. Wer ſich naͤher 
mit dieſem politiſchen Moſt, der ſich abſurd gebaͤrdete, 
und ſeiner Wirkung im Auslande befaßt, kann nicht mehr 
ſo erſtaunt darüber fein, wie leicht ſich das franzoͤſiſche 
Volk im Auguſt 1914 von den Pariſer Machthabern zu 
dem Glauben an den deutſchen „Überfall“ überreden 
ließ und wie wenig guͤnſtig die Stimmung in anderen 
Laͤndern, auch ſtammverwandten, fuͤr Deutſchland nach 
Kriegsausbruch war und geblieben iſt, trotz mancher 
tauglichen neben manchen untauglichen Mitteln der 
deutſchen Aufklaͤrungspropaganda. 

Die Forderung der Zeit waͤhrend der neunziger 
Jahre lautete nicht: Schmiedet Eroberungsplaͤne, ſon⸗ 
dern: Baut Schiffe, Schiffe, Schiffe zur Sicherung un⸗ 
ſerer weltwirtſchaftlichen Intereſſen. Das Mißverhaͤltnis, 
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das fich zwiſchen der Schutzbeduͤrftigkeit unſeres Handels⸗ 
verkehrs in der Überſee, ſowie unſerer Kuͤſten, und den 
vorhandenen Machtmitteln herausgebildet hatte, ſtellte 
die auswaͤrtige Politik vor die außerordentlich ſchwierige 
Aufgabe, Anſpruͤche zu erheben, fuͤr die der noͤtige Nach⸗ 
druck fehlte, und actes de presences zu machen, wo 
andere Maͤchte ſchon beati possidentes waren. Auf der 
einen Seite konnte der Schwerpunkt unſerer geſamten 
auswaͤrtigen Politik, der nun einmal nach unſerer 
geographiſchen Lage und unſerer Geſchichte in Europa 
lag, nicht verruͤckt werden, und beſtand die Notwendig⸗ 
keit fort, möglichft dauerhafte Buͤndniſſe zu unterhalten. 
Auf der anderen Seite konnten uns dieſe Buͤndniſſe 
bei den unvermeidlichen Reibungen in anderen Welt⸗ 
teilen nichts Weſentliches nuͤtzen und ergaben ſich hier 
Konſtellationen, die uns bald mit dem einen, bald mit 
dem anderen unſerer Gegner in Europa zuſammen⸗ 
fuͤhrten. Dabei tauchten dann wieder Schwierigkeiten 
im nahen Orient, wie die armeniſchen Greuel und der 
Aufſtand in Kreta, auf, die auf die außereuropaͤiſchen 
Konſtellationen zuruͤckwirkten und einen klaren, gerad⸗ 
linigen Kurs unmoͤglich machten. So entſtand der 
Eindruck der Zickzackpolitik, der waͤhrend der erſten Jahre 
der Kanzlerſchaft des Fuͤrſten Hohenlohe haͤufig den 
Gegenſtand von Klagen und Vorwuͤrfen in der Preſſe 
und im Reichstag bildete. 

Gleich der erſte weltpolitiſche Schritt, den das Reich 
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unter dem dritten Kanzler unternahm, ſtellte ſich als 
eine Politik der freien Hand fuͤr die außereuropaͤiſche 
Welt dar, die mit der Buͤndnispolitik fuͤr Europa in 
Widerſpruch zu ſtehen ſchien. Mit den Gegnern des 
Dreibundes, Rußland und Frankreich, ſchloß ſich das 
Deutſche Reich zuſammen zum Einſpruch gegen den 
Frieden von Schimonoſeki, den das ſiegreiche Japan 
am 17. April 1895 China auferlegt hatte. Der Einſpruch 
richtete ſich dagegen, daß Japan nach dem Vertrag 
nicht nur die Inſel Formoſa, ſondern auch die Halb⸗ 
inſel Liautung mit dem Kriegshafen Port Arthur er⸗ 
halten ſollte. Man wollte nicht, daß Japan zwei „Schild⸗ 
wachen“ vor den Zufuhrſtraßen Chinas errichtete und 
damit ein wirtſchaftliches und politiſches Übergewicht 
uͤber das Reich der Mitte erhielte. Da die drei Maͤchte 
auch nach der Ratifikation des Friedensvertrages (8. Mai 
1895) bei ihrem Einſpruch verharrten, gab Japan dem 
Drucke nach und verzichtete auf die Halbinſel Liautung. 

Die gemeinſame Intervention war von Rußland 
angeregt worden, nachdem ſchon Anfang Maͤrz 1895, 
ſechs Wochen vor dem Friedensſchluß, die deutſche Res 
gierung in Tokio den freundſchaftlichen Rat gegeben 
hatte, keine Gebietsabtretung auf dem chineſiſchen Feſt⸗ 
land zu fordern, weil ſich ſonſt europaͤiſche Staaten 
einmiſchen wuͤrden. Von allen drei Maͤchten hatte Ruß⸗ 
land die ſtaͤrkſten politiſchen Gruͤnde, um ſich gegen 
den Übergang der Halbinſel Liautung in japanifchen 
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Beſitz zu wehren. Vielleicht war auch die im Oktober 
1895 von der Times aus Hongkong gebrachte, von 
Petersburg aus alsbald dementierte Nachricht doch 
wahr, die Nachricht naͤmlich, daß ſeit laͤngerer Zeit ein 
ruſſiſch⸗chineſiſcher Geheimvertrag beſtehe, der Rußland 
das Recht einraͤume, ſeine ſibiriſche Bahn durch die 
Mandſchurei zu fuͤhren und Kriegsſchiffe in Port Arthur 
vor Anker gehen zu laſſen. Jedenfalls durfte Rußland 
bei ſeinem Beſtreben, Japan an dem Erwerb von 
Liautung zu verhindern, mit Sicherheit auf die Unter⸗ 
ſtuͤtzung ſeines neuen Bundesgenoſſen in Europa, Frank⸗ 
reich, rechnen. War es doch auch fuͤr Frankreich als 
Beſitzer von Indochina politiſch nicht gleichguͤltig, daß 
China dem beherrſchenden Einfluß Japans unterworfen 
werden ſollte. Was aber Deutſchland veranlaſſen konnte, 
im oſtaſiatiſchen Bunde der Dritte zu ſein, das blieb 
zunaͤchſt dunkel und ſtreitig. Wohl war die Stellung, 
die ſich der deutſche Handel in China erworben hatte, 
ſchon ſtaͤrker als die des ruſſiſchen und des franzoͤſiſchen 
Handels. Unter den Fremden in China nahmen die 
Deutſchen der Kopfzahl nach die zweite Stelle ein. 
Viele der erſten Handelshaͤuſer in den chineſiſchen Ver⸗ 
tragshaͤfen waren deutſche Firmen. Seit ſieben Jahren 
beſtand die Deutſch⸗aſiatiſche Bank, ſeit neun verkehrten 
zur Hebung der Ein⸗ und Ausfuhr die oſtaſiatiſchen 
Reichspoſtdampfer. Aber in aͤhnlicher Weiſe politiſch 
intereſſiert, wie die anderen beiden Einſpruchsgenoſſen 
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war das Deutſche Reich nicht, im Gegenteil ſtand von 
vornherein als politiſcher Verluſt die Abkehr Japans 
von feiner bisherigen dankbaren Freundſchaft für Deutſch⸗ 
land feſt. 

Fuͤrſt Bismarck gab ſeine Meinung dahin kund, 
daß die handelspolitiſchen Gruͤnde zur Erklaͤrung des 
Schrittes nicht ausreichten. Er fuͤrchtete, daß ein 
„Arbeiten auf Preſtige“ mitſpielte. Der billigenswerte 
Zweck, zu beweiſen, daß ſich Deutſchland in den engliſch⸗ 
ruſſiſchen Gegenſatz nicht zugunſten Englands einmiſchen 
wollte, haͤtte nach ſeiner Anſicht ſchon durch die Bekun⸗ 
dung wohlwollender Neutralitaͤt erreicht werden koͤnnen. 
Die auffaͤllige antiengliſche Schwenkung der deutſchen 
Politik in Oſtaſien ſchien ihm ein Symptom fuͤr den 
fortdauernden Mangel der wichtigen Faͤhigkeit des 
ruhigen Abwartens zu ſein. Nachdem der „Sprung 
ins Dunkle“ einmal geſchehen, muͤßte die einmal er⸗ 
griffene Hand Rußlands feſtgehalten werden. Um⸗ 
gekehrt nahm ein Teil der deutſchen Preſſe gerade daran 
Anſtoß, daß man Rußland Dienſte erwieſe, die wahr⸗ 
ſcheinlich ſchlecht vergolten werden wuͤrden. 

Bei der amtlichen Behandlung der Angelegenheit 
war am ſtaͤrkſten Herr von Holſtein beteiligt. Überhaupt 
waren die erſten Jahre der Kanzlerſchaft des Fuͤrſten 
Hohenlohe die Zeit, in der er ſeinen Willen am leichteſten 
durchſetzen konnte. Waͤhrend bei dem Vorgehen gegen 
Japan an der Seite Rußlands und Frankreichs fuͤr 
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den Staatsſekretaͤr Frhrn. von Marſchall die gefaͤhr⸗ 
deten deutſchen Handelsintereſſen den Ausſchlag gaben, 
ließ ſich Herr von Holſtein von europaͤiſchen Gedanken 
leiten. Zunaͤchſt kam es ihm darauf an, es unter keinen 
Umſtaͤnden zu einer Bluttaufe der franzoͤſiſch⸗ruſſiſchen 
Allianz kommen zu laſſen. Mit dem Beitritt Deutſchlands 
zu der oſtaſiatiſchen Einmiſchung war die Gefahr der 
Bluttaufe jedenfalls gebannt. Ob freilich eine Blut⸗ 
taufe der auf Europa eingeſtellten ruſſiſch⸗franzoͤſiſchen 
Waffenbruͤderſchaft weit hinten im fernſten Orient 
wirklich ſo gefaͤhrlich fuͤr Deutſchland geweſen waͤre, 
iſt eine wohl aufzuwerfende Frage. Ein anderes Leit⸗ 
motiv war, Rußland in ſeinen oſtaſiatiſchen Plaͤnen zu 
beſtaͤrken, was dasſelbe bedeutete wie Erſchwerung der 
panflamiftifchen Ausdehnungsgeluͤſte in Europa. Auch 
hiergegen ließ ſich einwenden, daß mit wohlwollender 
Neutralitaͤt die gleiche Wirkung ohne das Riſiko des 
Verluſtes der japaniſchen Sympathien zu erreichen 
geweſen waͤre. Immerhin blieb Holſtein mit der Grund⸗ 
anſchauung, daß europaͤiſche Politik die Hauptſache war, 
nicht Weltpolitik, ganz im Rahmen der Bismarckiſchen 
Tradition. 

Nachdem der unmittelbare Zweck, ein japaniſches 
Gibraltar am Eingang des Golfes von Petſchili mit 
ſeinen politiſchen und wirtſchaftlichen Folgen zu ver⸗ 
hindern, erfuͤllt war, fiel der oſtaſiatiſche Gelegenheits⸗ 
bund zwiſchen Rußland, Frankreich und Deutſchland 
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fofort auseinander. Der Rußland geleiſtete Dienſt 
hatte Deutſchland eine natuͤrliche Anwartſchaft darauf 
verliehen, bei der chineſiſchen Anleihe, die zur Deckung 
der Kriegsſchuld an Japan in Hoͤhe von ungefaͤhr einer 
Milliarde Mark notwendig war, in gleicher Weiſe wie 
die anderen Partner beteiligt zu werden. Statt deſſen 
wurden die Verhandlungen unter den Finanzgruppen 
der drei Interventionsmaͤchte, denen auch die engliſche 
Rothſchild⸗Gruppe beigetreten war, auf ruſſiſches Be⸗ 
treiben durch eine Teilanleihe von 320 Millionen Mark 
durchkreuzt, zu der Pariſer Banken, unter ruſſiſcher 
Buͤrgſchaft fuͤr puͤnktliche Zinſenzahlung, das Geld 
gaben. Damit ſpielten die beiden Partner zunaͤchſt 
allein, ohne deutſche und engliſche Beteiligung, die 
Rolle des Wohltaͤters fuͤr China und verſtaͤrkte ſich 
der Eindruck, daß wir mit dem Einſpruch gegen die 
japaniſchen Friedensbedingungen nur Rußland Vorteile 
verſchafft, ſelbſt aber ganz leer ausgegangen waͤren. 
Mit ſteigendem Eifer traten einzelne deutſche Blaͤtter 
dafuͤr ein, daß Deutſchland fuͤr ſeine Mitwirkung beim 
Schutze Chinas eine Entſchaͤdigung verlangen ſollte, 
moͤglichſt in Geſtalt eines Stuͤtzpunktes fuͤr ſeine Flotte 
und ſeinen Handel. China gegenuͤber hatten wir gewiß 
kein Recht, Kompenſationen dafuͤr zu verlangen, daß 
wir zum Schutze unſerer eigenen wirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſen gegen eine uͤbermaͤchtige Stellung Japans ein⸗ 
geſchritten waren. Dieſe Intereſſen waren aber ſchon 
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an und für fich fo bedeutend, daß der Erwerb eines 
Stuͤtzpunktes, zumal bei dem zerruͤtteten Zuſtand, in 
dem ſich China nach dem Kriege befand, als eine dankbare 
Aufgabe der deutſchen Diplomatie erſcheinen mußte. 
Die guͤnſtige Gelegenheit, ſie zu erfuͤllen, kam mit der 
Ermordung zweier deutſcher katholiſcher Miſſionare in 
Suͤd⸗Schantung im Herbſt 1897. 

Fuͤr die Entſcheidung der Frage, ob ſich die amt⸗ 
liche Politik ſchon beim Anſchluß an die Intervention 
gegen Japan oder erſt nach Ermordung der beiden 
deutſchen Miſſionare der Zuſtimmung Rußlands zur 
Beſetzung eines chineſiſchen Kuͤſtenortes verfichert hat, 
bietet eine Stelle in Hohenlohes Denkwuͤrdigkeiten einen 
gewiſſen Anhalt. Anfang September 1895 reiſte Fuͤrſt 
Hohenlohe auf ſeine ruſſiſchen Beſitzungen in Werki, 
machte am ro. September in Petersburg dem ruſſiſchen 
Miniſter Fuͤrſten Lobanow einen Beſuch und wurde am 
11. September vom Zaren und der Zarin in Peterhof 
empfangen. Nach der Eintragung in ſein Journal vom 
gleichen Tage ſagte der Zar: „Er habe unſerem Kaiſer 
im Fruͤhjahr (alſo um die Zeit des gemeinſamen Ein⸗ 
ſpruchs gegen den Frieden von Schimonoſeki) ge⸗ 
ſchrieben, er wuͤrde nichts dagegen haben, wenn wir 
uns irgend etwas dort erwerben wollten, um einen 
feſten Punkt oder eine Kohlenſtation zu haben.“ Hohen⸗ 
lohe faͤhrt dann fort: „Ich ſagte ihm, der Kaiſer habe 
es mir unter dem Siegel der Verſchwiegenheit mit⸗ 
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geteilt (wozu der Zar eine beifällige Bewegung machte). 
Ich erwaͤhnte dann die Tſchuſainſeln, die aber die Eng⸗ 
länder in Anſpruch nehmen. ‚Sa,‘ ſagte der Zar, die 
wollen immer alles fuͤr ſich haben, wo jemand etwas 
nimmt, wollen die Englaͤnder ſich gleich viel mehr 
nehmen‘, und dabei machte er eine Armbewegung. So 
habe er in der Zeitung geleſen, daß ein Englaͤnder 
behaupte, England muͤſſe noch einen Punkt tauſend 
Meilen noͤrdlich von Hongkong erwerben. „Mais ce 
serait chez nous‘, fuͤgte er lachend hinzu.“ 

Danach ſcheint es, als ob ſchon zur Zeit des Vor⸗ 
gehens gegen Japan ein deutſch⸗-ruſſiſches Ein verſtaͤnd⸗ 
nis, wenigſtens unter den beiden Herrſchern, wegen des 
kuͤnftigen deutſchen Erwerbs irgendeines chineſiſchen 
Hafens vorgelegen und dieſes zu dem deutſchen Anſchluß 
an die ruſſiſch⸗franzoͤſiſche Einmiſchung beigetragen 
habe. Was Fuͤrſt Hohenlohe uͤber den Fruͤhjahrs⸗ 
briefwechſel der beiden Kaiſer berichtet, trifft ohne Zweifel 
zu. Dagegen iſt es ein Irrtum, daß auf Grund des 
Briefwechſels die Beſetzung von Kiautſchon Mitte 
November 1897 ohne alle diplomatiſche Schwierigkeit 
zwiſchen Berlin und Petersburg vonſtatten gegangen 
ſei. Ich glaube nicht, daß mich mein Gedaͤchtnis taͤuſcht, 
wenn ich den wirklichen Verlauf wie folgt ſchildere: 

Vorſpiel: Mit Wiſſen des Auswaͤrtigen Amtes werden 
in der Zeit nach der Reviſion des Friedens von Schi⸗ 
monoſeki von dem Kommando des oſtaſiatiſchen Ges 
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ſchwaders gründliche Unterſuchungen vorgenommen, um 
noͤrdlich von Schanghai einen für die Schiffahrt und 
den Handel mit dem Hinterland moͤglichſt guͤnſtigen 
Ankerplatz zu ermitteln. 

Erſter Akt: Anfang November 1897 nach der Er⸗ 
mordung der Miſſionare verlangt der Kaiſer ſofortige 
Maßregeln zur Beſitzergreifung von Kiautſchou. Der 
Kanzler hebt die Möglichkeit einer Störung der guten 
Beziehungen zu Rußland hervor. Darauf Depeſche des 
Kaiſers an Zar Nikolaus, ob er mit der beabſichtigten 
Okkupation der Kiautſchoubai einverſtanden ſei. Aus⸗ 
weichende Antwort des Zaren, er koͤnne nicht zuſtimmen 
und nicht widerſprechen, die Ruſſen haͤtten den Hafen 
1895 verlaſſen. Befehl des Oberkommandos der Marine 
an den Chef des oſtaſiatiſchen Kreuzergeſchwaders, 
Kiautſchou in Beſitz zu nehmen. 

Zweiter Akt: Murawiew, der Nachfolger Lobanows, 
teilt nach einer Audienz beim Zaren mit, Rußland 
beſitze ein vertragliches Ankerrecht fuͤr Kiautſchou und 
mache die Prioritaͤt geltend. Alſo Dementi der Zaren⸗ 
depeſche an den Kaiſer durch die ruſſiſche Regierung. 
Ein ruſſiſches Geſchwader unterwegs nach Kiautſchou. 
Admiral von Diederichs iſt ſchneller am Platz und erklaͤrt 
gemaͤß einer vom Kaiſer gebilligten telegraphiſchen 
Anweiſung des Kanzlers l' occupation nicht la prise 
de possession der Kiautſchoubai. Der Erwerb von 
Hoheitsrechten bleibt alſo noch offen. 
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Dritter Akt: Murawiew weicht trotzdem noch nicht zu; 
ruͤck, der ruſſiſche und der franzoͤſiſche Vertreter in Peking 
bieten der chineſiſchen Regierung ihre Dienſte an, wenn 
ſie ſich auf keine Gebietsabtretung an Deutſchland ein⸗ 
laſſe. Die ruſſiſche Diplomatie ſpricht offen davon, daß 
der Zar durch die Depeſche des Kaiſers uͤberrumpelt 
worden ſei. Infolge davon droht ſich die Suͤhne⸗ 
angelegenheit, auch nach Holſteins Anſicht, zu einer 
Frage der Wuͤrde des Reiches auszuwachſen. Darum 
heißt es, erſt recht feſtbleiben, den Ruſſen klarmachen, 
daß das deutſche Unternehmen in keiner Weiſe gegen 
die freundlichen deutſch⸗ruſſiſchen Beziehungen verftößt 
und daß ſeine Preisgabe die ganze wohlerworbene und 
durch die Zuſammenarbeit mit Rußland 1895 befeſtigte 
Stellung Deutſchlands in Oſtaſien heillos ſchwaͤchen 
wuͤrde. 

Vierter Akt: In der erſten Haͤlfte des Dezember 
Erſcheinen des engliſchen Kriegsſchiffes „Daphne“ vor 
Port Arthur, gleich darauf trifft ebenda in ſchleuniger 
Fahrt ein ſtarkes ruſſiſches Geſchwader aus Wladi⸗ 
woſtock ein, um mit Zuſtimmung der Chineſen im Hafen 
zu überwintern. Die deutſch⸗ruſſiſche Spannung loͤſt 
ſich, Kiautſchou wird von Deutſchland, Port Arthur von 
Rußland gepachtet. 

Leicht alſo, einfach durch ſchneidiges Landen und ohne 
diplomatiſche Schwierigkeiten, hat ſich der Erwerb des 
Stuͤtzpunktes an der Kuͤſte der reichen Provinz Schantung 
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nicht vollzogen. Es war ein Wagnis, gut von der Marine 
vorbereitet und nur am letzten Ende infolge der mutigen 
Initiative des Kaiſers improviſiert. Von einer voran⸗ 
gegangenen feſten deutſch-ruſſiſchen Abmachung kann 
keine Rede ſein, eine loſe Zuſage des Zaren lag vor, 
weiter nichts. Das von dem Grafen Murawiew geltend 
gemachte vertragliche Vorrecht war in allen vertraulichen 
Beſprechungen ſorgfaͤltig verſchwiegen und auch bei dem 
Gedankenaustauſch waͤhrend des Kaiſerbeſuches am 
ruſſiſchen Hofe im Sommer 1897 trotz der beſonders 
freundſchaftlich gehaltenen Trinkſpruͤche mit keiner Silbe 
erwaͤhnt worden. Die Hinterhaͤltigkeit der ruſſiſchen 
Politik im Falle Kiautſchou bildete das Seitenſtuͤck zu 
der im Falle der chineſiſchen Teilanleihe bewieſenen 
Untreue. 

Kiautſchou iſt gegenwaͤrtig im Beſitze von Japan. 
Die Regierung in Tokio wird ſich dieſe Beute nicht ſo 
leicht, wie einſt Port Arthur, wieder entreißen laſſen 
und hat bereits ihren Anſpruch auf Einverleibung 
Kiautſchous und der deutſchen Suͤdſeeinſeln fuͤr die 
Friedensverhandlungen angemeldet. Die Frage draͤngt 
ſich auf, ob die gewaltſame Aneignung unſeres Pacht⸗ 
gebietes nur eine natuͤrliche Folge des Eintritts Japans 
in den Weltkrieg an der Seite unſerer europaͤiſchen 
Feinde, oder ob ſie ſchon vor Kriegsausbruch diploma⸗ 
tiſch vorbereitet war. Mit anderen Worten: Hat Ja⸗ 
pan vor ſeiner Kriegserklaͤrung an Deutſchland bins 
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dende Zuſicherungen unſerer europaͤiſchen Gegner, na 
mentlich Englands und Rußlands, beſeſſen, die ihm 
den dauernden Erwerb von Kiautſchou verbuͤrgen? 
Wenn ja, ſo waͤre Kiautſchou fuͤr Japan, das durch das 
Buͤndnis mit England nicht zur Teilnahme an einem 
europaͤiſchen Krieg verpflichtet war und auch ſonſt 
keinen Kriegsgrund gegen Deutſchland hatte, der Preis 
dafuͤr geweſen, daß es ſich dem Dreiverband gegen die 
Zentralmaͤchte anſchloß. 

Der engliſch⸗japaniſche Buͤndnisvertrag wurde 1911 
mit Guͤltigkeit bis zum Jahre 1921 in einer von der 
fruͤheren abweichenden Faſſung erneuert. Im neuen 
Vertrag war die Verpflichtung Japans, die engliſchen 
Rechte in der Naͤhe der Grenze Indiens ſichern zu hel⸗ 
fen, geſtrichen, der engliſch-ruſſiſche Vertrag von 1907 
hatte ſie uͤberfluͤſſig gemacht. Zugunſten Englands 
war ferner die Verpflichtung aufgehoben worden, Ja⸗ 
pan im Falle eines Krieges mit den Vereinigten Staa⸗ 
ten von Amerika zu Hilfe zu kommen. Dieſe Verpflich⸗ 
tung Englands war für Japan fo wertvoll, daß es ger 
wiß nicht ohne ein gleichwertiges Zugeſtaͤndnis darauf 
verzichtet haben wird. Eine Rede des japanifchen Mi⸗ 
niſters Kato vom 5. September 1914 gab als Grund 
fuͤr den Beiſtand, den England im Kriege verlangen 
koͤnne, an, daß der Handel in Oſtaſien, den Japan und 
England als eines ihrer beſonderen Intereſſen anſaͤhen, 
ſtaͤndiger Bedrohung unterliege, und daß die Baſis, 
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die ſich Deutſchland in einer Ecke des fernen Oſtens 
erworben habe, ein ernſthaftes Hindernis fuͤr dauern⸗ 
den Frieden ſei. Daraus kann man ſchließen, daß Ja⸗ 
pan ſchon vor dem Kriege von England freie Hand etz 
halten hatte, mit den deutſchen Beſitzungen und den 
deutſchen wirtſchaftlichen Intereſſen im fernen Oſten 
nach Belieben und Vermoͤgen zu verfahren). 

Über die Buͤrgſchaft, die ſich Japan von Rußland 
fuͤr ſeinen Eroberungszug verſchafft hat, wuͤrde man 
wahrſcheinlich vollen Aufſchluß beſitzen, wenn die Ver⸗ 
oͤffentlicher der ruſſiſchen Geheimakten nicht bloß den 
ruſſiſch⸗japaniſchen Vertrag vom 3. Juli 1916, ſondern 
auch ſeine Vorlaͤufer bekanntgegeben haͤtten. Der ver⸗ 
oͤffentlichte Vertrag bezweckt, China vor der politiſchen 
Herrſchaft jeder dritten Macht zu bewahren, und laͤßt 
den Buͤndnisfall eintreten, wenn eine der Parteien mit 
der dritten Macht in kriegeriſche Haͤndel geraͤt. Als 
dritte Maͤchte waren, abgeſehen von Deutſchland, Amerika 
und England gemeint. Der Eingang des Vertrags; 
textes nimmt auf ein geheimes Abkommen vom 8. Juli 
1912 Bezug. Im Herbſt 1912 verzeichneten oſtaſiatiſche 
Blaͤtter das Geruͤcht, daß Rußland und Japan ein ge⸗ 
heimes Bündnis für den Fall kriegeriſcher Verwick— 
lungen in Europa geſchloſſen haͤtten. Dabei konnte es 
ſich nur um eine Ruͤckendeckung für Rußland handeln, 


1) Bol, Otto Franke: „Die Großmächte in Oſtaſien“ in dem 
Sammelwerk „Deutſchland und der Weltkrieg“, S. 458f. 
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Japan brauchte eine ſolche nicht. Tatſaͤchlich nahm Ruß⸗ 
land im Herbſt 1912 die erſte große Probemobilmachung 
ſeiner ſibiriſchen Korps vor. Von Tokio aus wurde 
dem Geruͤcht von neuen geheimen ruſſiſch⸗japaniſchen 
Abmachungen widerſprochen. Aus der Veroͤffentlichung 
des Geheimvertrags vom 3. Juli 1916 in dem Organ 
der Sowjetregierung, der Petersburger Isweſtija, haben 
wir erfahren, daß das Dementi falſch war. Wenn aber 
das fruͤhere Abkommen wirklich, wie die oſtaſiatiſchen 
Geruͤchte behauptet hatten, eine Ruͤckendeckung Ruß⸗ 
lands fuͤr den Fall eines europaͤiſchen Kriegs bezweckte, 
was konnte dann das Entgelt Rußlands fuͤr die ja⸗ 
paniſchen Dienſte ſein? Etwa ebenfalls das Verſprechen, 
keinen Widerſpruch dagegen zu erheben, wenn Japan 
eine guͤnſtige Gelegenheit benutzen wollte, Kiautſchou 
zu erobern und ſich alle deutſchen Gerechtſame in China 
fuͤr die Dauer anzueignen? Traͤfe dies zu, ſo wuͤrde zu 
der bekannten Vorgeſchichte des Weltkrieges ein neuer 
beweiskraͤftiger Abſchnitt hinzukommen. Die Schuld 
Rußlands, den Angriffskrieg gegen die Mittelmaͤchte 
von langer Hand diplomatiſch wie militaͤriſch vorbereitet 
zu haben, waͤre dann erſt recht offenbar. 

Mit dieſer Abſchweifung bin ich, wie ein hitziger 
Jaͤger uͤber ſeine Reviergrenze, weit in eine von meinem 
Thema entfernte Zeit hineingeraten, und kehre nun 
zu der weltpolitiſchen Ubergangsperiode gegen Ende des 
neuen Kurſes zuruͤck. 
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Zwiſchen unſerer Einmiſchung in die oſtaſiatiſchen 
Haͤndel an der Seite Rußlands und Frankreichs und 
der Pachtung von Kiautſchou ereignete ſich der Einfall 
des Dr. Jameſon in die Suͤdafrikaniſche Republik und 
der Telegrammwechſel zwiſchen dem Deutſchen Kaiſer 
und dem Praͤſidenten Kruͤger mit nachfolgendem Aus⸗ 
bruch einer beiſpiellos heftigen deutſch-engliſchen Wer; 
ſtimmung. Über die aͤußeren Vorgaͤnge herrſcht kein 
Zweifel !). Nur über einen Punkt beſteht eine gewiſſe 
Unſicherheit: War die Kruͤger⸗Depeſche eine impulſive 
Handlung des Kaiſers oder ein Akt der deutſchen Re⸗ 
gierung? 

Am 2. Januar 1896 abends traf in Berlin die 
Meldung des Kaiſerlichen Botſchafters Grafen Hatzfeld 
in London ein, daß das Gefecht bei Kruͤgersdorp gegen 
die von Jameſon gefuͤhrte Truppe der Chartered com- 
pany ſiegreich für die Buren entſchieden ſei. Eine gleiche 
Meldung des Konſuls in Praͤtoria war noch unterwegs. 
Am 3. Januar vormittags kam der Kaiſer vom Neuen 
Palais in Potsdam nach Berlin und begab ſich ſofort 
zu einer Beratung mit dem Reichskanzler in deſſen 
Wohnung. An der Beratung nahmen außer dem 
Fuͤrſten Hohenlohe teil der Staatsſekretaͤr des Reichs⸗ 
marineamts Hollmann, der Staatsſekretaͤr Freiherr 
von Marſchall und der Direktor der Kolonialabteilung 


g 1) Der Weg zur Kruͤger-Depeſche iſt ausführlich dargeſtellt bei Graf 
Reventlow, Deutſchlaͤnds auswärtige Politik 1888 — 41914, S. 67ff. 
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Dr. Kayſer. Ob auch Admiral Knorr vom Oberkommando 
der Marine zugegen war, weiß ich nicht. Beſtimmt nicht 
beteiligt war Herr von Holſtein. Der Entwurf zu einer 
Gluͤckwunſchdepeſche an den Praͤſidenten Kruͤger lag 
bei Beginn der Beratung nicht vor, der Gedanke, eine 
Kaiſerdepeſche abzuſchicken, kam erſt während der Be— 
ratung auf, und als er gebilligt war, entwarf der 
Kolonialdirektor Kayſer in einem Nebenzimmer den 
Text, der dann mit unweſentlicher Abaͤnderung einer 
Stelle von der Hand Marſchalls vom Kaiſer gezeichnet 
wurde. Im Auswärtigen Amt wurde damals all; 
gemein geglaubt, daß der Gedanke vom Kaiſer aus⸗ 
gegangen waͤre. Erſt viele Jahre ſpaͤter entſtand die 
Lesart, daß der intellektuelle Urheber der Krüger; 
Depeſche Marſchall geweſen und der Kaiſer in jener 
Beratung gleichſam majoriſiert worden ſei. Damit 
ſollte endlich dem Kaiſer die Schuld abgenommen 
werden, mit der KrügerzDepefche die guten Beziehungen 
zu England ſo ſchwer verletzt zu haben, daß der Schade 
durch nichts mehr, auch nicht durch die häufigen „Ca; 
noſſafahrten“ nach England, zu heilen warn). Aber 
kommt denn uͤberhaupt etwas darauf an, ob die erſte 
oder die zweite Lesart richtig iſt? Ohm Paul hatte nicht 
lange vorher, bei Eröffnung der für Transvaal fo wich—⸗ 
tigen Bahnlinie nach der Delagoabei, ſchon einmal 
einen kaiſerlichen Gluͤckwunſch empfangen, ohne daß ein 
) Adolf Stein, Kaiſer Wilhelm II., Leipzig 1909. 
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Entruͤſtungsſturm in England losgebrochen wäre, Die 
Wirkung der Kruͤger⸗Depeſche hing nicht davon ab, wer 
zuerſt auf den Gedanken gekommen war, dem Praͤ— 
ſidenten einen kaiſerlichen Gluͤckwunſch zu dem Buren⸗ 
ſieg zu ſchicken, ſondern von dem Inhalte der Depeſche, 
und gleichviel, wem die intellektuelle Urheberſchaft des 
Gedankens zukam, die Depeſche war und blieb ein 
deutſcher Regierungsakt in optima forma, gehoͤrte alſo 
uͤberhaupt nicht unter die Rubrik impulſiver Handlungen. 
Nicht vom Kaiſer oder von unverantwortlichen Rat 
gebern, ſondern mit Wiſſen und unter Billigung des 
allein verantwortlichen Kanzlers war ſie verfaßt und 
abgeſchickt worden. Das die oͤffentliche Meinung in 
England Aufreizende ihres Inhalts lag in der Moti— 
vierung des Gluͤckwunſches, daß es dem Burenvolke 
„in eigener Tatkraft“ und „ohne an die Hilfe befreundeter 
Maͤchte zu apellieren“ gelungen ſei, die Unabhaͤngigkeit 
ihres Landes gegen Angriffe von außen zu bewahren. 

In der Londoner Konvention von 1884 war die Un⸗ 
abhaͤngigkeit der Burenrepublik durch die Klauſel ein⸗ 
geſchraͤnkt worden, daß ſie ohne Zuſtimmung Englands 
keine Vertraͤge mit dritten Staaten abſchließen durfte. 
Nach der engliſchen Auslegung ſollte die Republik ſelb⸗ 
ſtaͤndig bei der Ordnung ihrer inneren Angelegen⸗ 
heiten ſein, dagegen in ihren auswaͤrtigen Beziehungen 
der Aufſicht der Londoner Regierung unterſtehen. Seit⸗ 
dem war Transvaal in den Augen jedes Englaͤnders 
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nicht viel mehr als eine engliſche Kolonie, der man self: 
governement zugeſtanden hat. Die Worte der Kaiſer⸗ 
depeſche vom 3. Januar „ohne an die Hilfe fremder 
Regierungen zu appellieren“ klangen ſo, als ob der 
deutſche Kaiſer bereit geweſen waͤre, auf einen Hilferuf 
des Praͤſidenten mit Heeresmacht herbeizueilen und es 
auf einen Konflikt mit England ankommen zu laſſen. 

Die Grundlage der deutſchen Rechte in Transvaal 
bildete der mit der ſuͤdafrikaniſchen Republik 1885 abge⸗ 
ſchloſſene Handelsvertrag. Der Vertrag hatte ſeiner Zeit 
der engliſchen Regierung zur Genehmigung vorgelegen 
und ſie erhalten. Damit war von Deutſchland die Lon⸗ 
doner Konvention anerkannt worden, nach der ſich die 
auswaͤrtigen Beziehungen des Transvaal in britiſcher 
Einflußſphaͤre befanden. Unſer wirtſchaftliches Suter; 
eſſe aber ging dahin, die Selbſtaͤndigkeit des Buren⸗ 
ſtaates zu erhalten und die Beſtrebungen der engliſchen 
Partei, die auf Vereinigung von ganz Kuͤdafrika zu 
einem einheitlichen Wirtſchaftsgebiet gerichtet waren, 
nicht zum Ziele kommen zu laſſen. Ein wirkſames Mittel, 
die Vergewaltigung der Burenſtaaten zu verhindern, 
hatten wir nicht. Infolgedeſſen konnte auch die Kaiſer⸗ 
depeſche an Kruͤger nichts anderes ſein, als ein Appell 
an die menſchliche Gerechtigkeit gegen raͤuberiſche Frie⸗ 
densbrecher und ein Sympathiebeweis fuͤr die gluͤck— 
liche Abwehr. Daß ihr Wortlaut eine andere Deutung 
zuließ, war ihr Fehler. 
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An dem maßvollen Verhalten, das die deutſche 
wie die engliſche Diplomatie von Anfang an gegenuͤber 
dem Einbruch Jameſons beobachtet hatte, aͤnderte die 
Veroͤffentlichung der Kruͤger⸗Depeſche nichts. Zwiſchen der 
erſten Meldung aus Transvaal, daß die dortige Re⸗ 
gierung in großer Sorge wegen bevorſtehender, von 
der engliſchen Partei in Johannisburg angeſtifteter 
Unruhen ſei, und der Nachricht von der Gefangennahme 
Jameſons und feiner Truppe, d. h. zwiſchen dem 24. Dez 
zember 1895 und dem 2. Januar 1896 abends uͤber⸗ 
ſtuͤrzten ſich die Ereigniſſe und infolgedeſſen auch die 
diplomatiſchen Berichte, Erlaſſe und Noten. Mittei⸗ 
lungen der Trans vaalregierung, Hilferufe der Deutſchen 
in Praͤtoria, Ratſchlaͤge an Krüger, Maßregeln zum 
Schutze der Deutſchen, Anfrage in London (über die 
Haltung der engliſchen Regierung) und in Liſſabon 
(wegen etwaiger Befoͤrderung von Mannſchaften des 
Kreuzers „Seeadler“ auf der Delagoabahn), Einleitungen 
und Abſtoppen von diplomatiſchen Schritten folgten ſich 
eilig in bunter Reihe. In dem Durcheinander zeichnete 
ſich nur eines klar und deutlich ab: Das fortgeſetzte 
Beſtreben der deutſchen Regierung und des Kabinetts 
Salisbury, es zu keinem ſchweren deutſch-engliſchen 
Konflikt kommen zu laſſen. Auf deutſcher Seite druͤckte 
ſich das unter anderem darin aus, daß Praͤſident 
Kruͤger am 30. Dezember den dringlichen Rat erhielt, 
ſtrengſtens jede Herausforderung zu vermeiden, ferner 
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daß dem Konſul Herff in Praͤtorig die nachgeſuchte 
Erlaubnis, das Landungskorps vom „Seeadler“ zu 
requirieren, nur fuͤr den Notfall und ausſchließlich zum 
Schutze des Konſulats, des Lebens und Eigentums der 
Reichsangehoͤrigen erteilt, und daß endlich eine An⸗ 
weiſung an den Botſchafter Grafen Hatzfeld, der eng; 
liſchen Regierung amtlich zu erklaͤren, Deutſchland koͤnne 
keine Anderung des voͤlkerrechtlichen Zuſtands in Trans⸗ 
vaal zulaſſen, nach Eintreffen der Nachricht vom Buren⸗ 
ſiege wieder ruͤckgaͤngig gemacht wurde. Ebenſo wirkte 
Lord Salisbury von Anfang an folgerichtig einer Ver; 
ſchaͤrfung der Lage entgegen. Der High Commissioner 
in Kapſtadt mußte Jameſon zum Ruͤckzug auffordern 
und fein Unternehmen in Praͤtoria ausdruͤcklich miß⸗ 
billigen, der engliſche Botſchafter Lascelles in Berlin 
erklaͤrte im Auftrage Lord Salisburys am x. Januar 
1896, ebenſo wie dieſer ſei auch der Staatsſekretaͤr fuͤr 
die Kolonien J. Chamberlain ſcharfer Gegner einer 
ſolchen Gewaltpolitik. In der Tat hatte nicht nur der 
mit Salisbury befreundete Botſchafter Graf Hatzfeld 
den Eindruck, daß der Einfall Jameſons in Transvaal 
der engliſchen Regierung durchaus unerwuͤnſcht war, 
auch Leyds, der Staatsſekretaͤr der Burenrepublik in 
Berlin, war auf Grund von Berichten ſeines Vertreters 
in London der Anſicht, daß Chamberlain von dem 
Jameſon⸗raid vollſtaͤndig uͤberraſcht worden war und 
ehrlich dagegen auftrat. 
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Wenn ſich dies nun wirklich fo mit dem Kabinett 
Salisbury verhielt, wie erklaͤrt es ſich dann, daß die 
Kruͤger⸗Depeſche eine ſolche Wut in faſt der geſamten 
engliſchen Preſſe auslöſte? Hier iſt das im Zeitungs; 
deutſch abgehetzte und ſeines Sinnes beraubte Wort 
ausloͤſen wirklich einmal am Platze. Der Hinweis darauf, 
daß der in der Depeſche ausgeſprochene Gluͤckwunſch zu 
der Wahrung der Unabhaͤngigkeit des Landes und zu der 
bewieſenen eigenen Tatkraft der Buren mit der Stellung 
Englands als paramount power in Guͤdafrika nicht 
ganz uͤbereinſtimmte, reicht nicht hin, um den Grad 
der Fieberhitze zu erklaͤren, der ſich nicht nur in der 
Preſſe, ſondern auch in haͤßlichen Ausſchreitungen gegen 
deutſche Kaufleute und Matroſen in London zeigte. In 
England galt die Depeſche als eine impulſive Handlung, 
die ſie nicht war, aber an ſolche war man in England 
ſchon gewoͤhnt. Nein, das Telegramm war der Druck 
auf den Knopf, der nur fo exploſiv wirken konnte, wenn 
die Batterie vollgeladen war. Das war ſie. Lange 
verhaltene feindſelige Kraͤfte wurden frei. Schon vor 
der Kruͤger-Depeſche war bei verſchiedenen zerſtreuten 
Gelegenheiten eine ſtarke Verſtimmung des engliſchen 
Volkes ſichtbar geworden, deren tiefere Urſache in den 
Erfolgen des deutſchen Wettbewerbes gegen den eng; 
liſchen auf dem Weltmarkte lag. Immer deutlicher 
ſtellte ſich heraus, daß das engliſche Markenſchutzgeſetz, 
das fuͤr alle nach England eingefuͤhrten oder auf eng⸗ 
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liſchen Schiffen nach den Kolonien verfrachteten deutſchen 
Waren die Bezeichnung „Made in Germany“ vorſchrieb, 
ganz gegen ſeine Abſicht den Abſatz deutſcher Erzeugniſſe 
nicht erſchwerte, ſondern foͤrderte. Ahnliche Mißerfolge 
hatten die ſogenannten Spaͤhezuͤge zur Erforſchung der 
Gruͤnde von Deutſchlands Überlegenheit auf manchem 
gewerblichen Gebiete. Berichte von Studienausſchuͤſſen, 
die Einblick in den Produktionsprozeß und die techniſchen 
Methoden in deutſchen Huͤttenwerken, Großeiſenanlagen 
und Kleineiſenwerkſtaͤtten erhalten hatten, ſchloſſen mit 
Alarmrufen und der Aufforderung, die groͤßte Tat⸗ 
kraft zu entfalten, um dem immer gefaͤhrlicheren Wett; 
bewerb der Deutſchen ſtandzuhalten. Eine der erſten 
Amtshandlungen des neuen Unterſtaatsſekretaͤrs des 
Auswärtigen Amtes, Curzon, nach dem Kabinettswechſel 
im Juni 1895 war die Erklaͤrung an eine Abordnung 
von Reedern, die geſetzliche Maßregeln zum Schutze der 
engliſchen Handelsſchiffahrt ankuͤndigte. 

Gerade in Suͤdafrika waren außerordentlich ſtarke 
materielle Intereſſen im Spiel. Auf die Aneignung der 
Diamantfelder der Chartered Company ſollte die Ein⸗ 
verleibung des Goldlandes Transvaal in den ſuͤdafri— 
kaniſchen Kolonialbeſitz folgen. Die oͤffentliche Mei⸗ 
nung in London ſah lange ſchon in Rhodes den Na; 
poleon von Suͤdafrika und in der Betaͤtigung deutſchen 
Unternehmungsgeiſtes in der Delagoabai und dem Hin⸗ 
terlande, ſowie in der wiederholten deutſchen Partei— 
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nahme für die Buren hoͤchſt laͤſtige Hinderniffe für bri⸗ 
tiſche Finanz- und Handelsintereſſen. All dieſen In⸗ 
grimm hatte man in ſich hineingeſchluckt oder nur 
vereinzelt und gelegentlich von ſich gegeben. Die Sa⸗ 
turday Review hatte am 24. Auguſt 1895 geſchrieben: 
„Wir Englaͤnder haben bisher immer Krieg gegen un⸗ 
ſere Rivalen in Handel und Verkehr gefuͤhrt, und unſer 
Hauptrivale iſt heute nicht Frankreich, ſondern Deutſch⸗ 
land. Im Falle eines Krieges mit Deutſchland waͤren 
wir in der Lage, viel zu gewinnen und nichts zu verlieren.“ 
Nach der Kruͤger-Depeſche, die gar noch zeigte, daß die 
deutſche Regierung geneigt ſchien, wohlerworbene Rechte 
in uͤberſeeiſchen Gebieten, wenn es ſein mußte, gegen 
England zu verteidigen, entlud ſich die Handelseiferſucht 
in einem allgemeinen Verdammungsfluch!). 

Wie mancher, dem ein ſtarkes Rechtsgefuͤhl eigen 
iſt, auch ein ſtarkes Vertrauen in die Wirkung ſcharfer 


1) Hermann Oncken: „Die Vorgeſchichte des Krieges“ in dem 
Sammelwerk „Deutſchland und der Weltkrieg“, S. 471: „Wer die pſycho⸗ 
logiſchen Anlaͤſſe des Wutſchreis, der nur aus dem boͤſen Gewiſſen des 
Schuldigen zu erllaͤren iſt, naͤher kennen lernen will, mag die in der 
Saturday Review veröffentlichten Abſchluͤſſe von Minen; und Induſtrie⸗ 
geſellſchaften ſtudieren“. Ferner Graf Reventlow, a. a. O. S. 89: „Es 
iſt unrichtig, von den unheilvollen Folgen der Kruͤger-Depeſche zu 
ſprechen, die unſere Beziehungen zu England verdorben haben ſollen. 
Aufrechterhalten läßt ſich weiter nichts, als daß die Kruͤger-Depeſche 
einen Ausbruch beiſpielloſer Heftigkeit der oͤffentlichen Meinung in Eng⸗ 
land zur Folge gehabt hat. Die Kruͤger-Depeſche kann aber nur als 
der aͤußere Anlaß, nicht als ſeine Urſache angeſehen werden.“ 
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rechtlicher Beweisfuͤhrungen beſitzt, ſo hat Freiherr 
von Marſchall viel Muͤhe und Scharfſinn darauf ver— 
wendet, in ſeinen Reden uͤber auswaͤrtige Angelegen⸗ 
heiten mit unanfechtbaren Beweisgruͤnden fuͤr den 
Schutz des Rechtes und der Vertraͤge einzutreten, aber 
uͤber der Rechtsfrage hat er doch die Machtfrage keines⸗ 
wegs uͤberſehen oder unterſchaͤtzt. Beſonders bei der 
Vertretung der Kruͤger⸗Depeſche und der Beurteilung 
der ganzen Lage in Transvaal war er von Anfang an 
uͤberzeugt, daß wir uns nur mit guten Rechtsgruͤnden 
behelfen koͤnnten und beim Aufwerfen der Machtfrage 
wegen des Fehlens der noͤtigen Machtmittel nur Miß⸗ 
erfolge gegen England erleiden wuͤrden. Eben darum 
vermied er in der amtlichen Behandlung der Sache 
gegenüber dem anſcheinend gutwilligen Lord Salisbury 
alles, was wie eine Drohung ausſehen konnte. Eben 
darum benutzte er auch dieſe Gelegenheit wieder, um 
im Reichstage eingehend das Mißverhaͤltnis zwiſchen 
der Schutzbeduͤrftigkeit unſerer hochentwickelten uͤber⸗ 
ſeeiſchen Intereſſen und der Geringfuͤgigkeit der vor⸗ 
handenen Schutzmittel darzulegen. Ich wuͤßte nicht, 
welcher Miniſter und welcher Staatsſekretaͤr vor der 
Zeit der ſyſtematiſchen Aufklaͤrung, die mit der Berufung 
des Admirals Tirpitz ins Reichsmarineamt kam, mehr 
getan haͤtte, um das Verſtaͤndnis fuͤr die politiſchen 
und wirtſchaftlichen Nachteile unſerer Flottenloſigkeit zu 
wecken, als Freiherr von Marſchall. 
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Nach Abſchluß der engliſch⸗franzoͤſiſchen Entente, als 
ſich die Burenbegeiſterung bei uns laͤngſt abgekuͤhlt hatte, 
iſt die einſt mit Jubel aufgenommene Kruͤger⸗Depeſche 
unzaͤhlige Male als der tiefere Grund fuͤr den Wandel in 
unſerem Verhaͤltnis zu England bezeichnet worden. Hier 
liegt ein Muſterbeiſpiel fuͤr die bequeme und primitive 
Art politiſchen Urteilens vor, die darin beſteht, Wir⸗ 
kungen, die viele Urſachen haben, von einem beſtimmten 
einzelnen Ereignis abzuleiten und Schuld oder Ver⸗ 
dienſt auf eine Perſon zu haͤufen, ohne Ruͤckſicht darauf, 
was andere vorher oder nachher getan haben. 

Zwei Jahre nach dem ungluͤcklichen Telegramm be⸗ 
gann eine Periode engliſcher Annaͤherungen, nicht an 
Frankreich oder an Rußland, ſondern an Deutſchland, 
die durch den Burenkrieg nur unterbrochen, aber nicht 
beendigt wurde. Das Bemuͤhen der kluͤgſten und 
taͤtigſten Mitglieder des Kabinetts Salisbury, nament⸗ 
lich Landsdownes und Chamberlains, denen ſich auch 
Balfour und der Herzog von Devonſhire anſchloſſen, galt 
einem friedlichen Ausgleich mit der ſich zu einer Gefahr fuͤr 
das engliſche Weltimperium entwickelnden deutſchen Groß⸗ 
macht. Bei den letzten Wirren im nahen Orient hatte das 
alte bewaͤhrte Mittel, nach der Kaſtanientheorie die euro; 
paͤiſchen Feſtlandsmaͤchte gegeneinander vorzuſchieben, 
vollſtaͤndig verſagt. Bei den Veraͤnderungen im fernen 
Oſten nahmen Deutſchland und Rußland die beſten 
Plaͤtze an der Sonne vorweg. Der Kern des großen 
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Wortes von der splendid isolation war als hohl und 
taub erkannt. England ſuchte die Verſtaͤndigung mit 
Deutſchland auf der Baſis, daß dem deutſchen Unter⸗ 
nehmungsgeiſt und uͤberhaupt dem deutſchen Drange 
aus der feſtlaͤndiſchen Enge nach außen koloniales Gebiet 
freigegeben werden koͤnnte. 

Im Herbſt 1898 wurde ein bee Ge⸗ 
heimvertrag uͤber die Anwartſchaft auf portugieſiſchen 
Kolonialbeſitz fuͤr den Fall ſeines Verkaufs abgeſchloſſen. 
Vorangegangen war ihm im Fruͤhjahr 1898 das erſte 
vertrauliche Buͤndnisangebot des Kolonialminiſters 
Chamberlain. Der Vertrag uͤber die portugieſiſchen Be⸗ 
ſitzungen war die Folge davon, daß die deutſche Regie⸗ 
rung einen Allianzvertrag, der das Verhaͤltnis zu Ruß⸗ 
land ſtoͤren koͤnnte, nicht ſchließen wollte und zunaͤchſt 
anregte, ſich uͤber Einzelfragen zu verſtaͤndigen. Auf jenen 
Vertrag folgte dann 1899 der Samoavertrag und 1900 
das deutſch⸗engliſche Vangtſeabkommen. 

Im Januar ıgor kam Chamberlain auf feinen 
Allianzgedanken zuruͤck, den Übergang dazu ſollte ein 
geheimes Abkommen uͤber Marokko bilden. Bereits 
damals ſprach es Chamberlain klar aus, daß England, 
wenn ſich der formelle Anſchluß an Deutſchland und den 
Dreibund als unmoͤglich erwieſe, ein Zuſammengehen 
mit dem Zweibund, ſelbſt unter ſchweren Opfern, ins 
Auge faſſen muͤßte. Bei der Anweſenheit des Kaiſers 
in England nach dem Tode der Koͤnigin Viktoria wurde 
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die Frage eines Defenſivbuͤndniſſes, das bei Doppel; 
angriff wirkſam fein ſollte, in Unterredungen mit dem 
Premierminiſter Lord Salisbury und dem Miniſter des 
Auswärtigen Lord Landsdowne eroͤrtert, und daran 
ſchloſſen ſich weitere Beſprechungen zwiſchen Landsdowne 
und dem Botſchafter Grafen Hatzfeld, ferner des Bot⸗ 
ſchafters Lascelles im Auswaͤrtigen Amt in Berlin, 
endlich auch zwiſchen dem Kaiſer und dem Koͤnig Eduard 
in Wilhelmshoͤhe (Auguſt 190). Im Sommer ıgoı 
wurde noch einmal ein gemeinſames Vorgehen in 
Marokko, wo neue Unruhen ausgebrochen waren, von 
London aus angeregt, in Berlin aber nur als ein Ver⸗ 
ſuch, Deutſchland gegen Frankreich vorzuſchieben, an⸗ 
geſehen. Erſt zu Weihnachten ıgor ſchliefen die Ver⸗ 
handlungen ganz ein. Der Vorſchlag Chamberlains 
hatte alſo dasſelbe Schickſal wie die Anregung des 
Fuͤrſten Bismarck in feinem im dritten Abſchnitt er⸗ 
waͤhnten Briefe an Lord Salisbury vom Jahre 1887. 
Beide Schritte galten einem engen Einvernehmen zwi⸗ 
ſchen der Weltmacht England und der ſtaͤrkſten Feſt⸗ 
landsmacht Deutſchland, beide fuͤhrten zu nichts. Im 
Jahre 1887 zeigte England keine Gegenliebe, um die 
Jahrhundertwende war die Abneigung auf deutſcher 
Seite!). 

1) Die erſten näheren Mitteilungen über dieſe Epiſode waren in 


einem Artikel von Theodor Wolff: „Die deutſch-engliſche Allianz, 
neue Beiträge zur Zeitgeſchichte“ enthalten, der am 8. Februar 1909 im 
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Ausführlich auf die Verhandlungen von Igoı einzu; 
gehen, gehoͤrt nicht zu meiner Aufgabe. Fuͤr den Zu⸗ 
ſammenhang, in dem ich die Zeit der Buͤndnisangebote 
herangezogen habe, genuͤgt es, darzulegen, daß ſie ernſt 
gemeint waren, und daß darum um ſo weniger die 
„unheilvolle“ Kruͤger⸗Depeſche fuͤr die Wendung der eng⸗ 
liſchen Politik gegen Deutſchland verantwortlich gemacht 
werden darf. Die ſtarken Verluſte im Burenkriege, der 
allgemeine Unwille der nichtengliſchen Welt gegen die 
Vergewaltigung einer kleinen Nation, die verſchaͤrften 
Reibungen mit Rußland in Nordchina und mit Frank 
reich in Puͤnnan und Afrika lagen den Leitern der eng⸗ 
liſchen Politik ſchwer auf den Nerven. Lord Salisbury, 
trotz ſeines hohen Alters und feiner langſamen Ber 
daͤchtigkeit noch immer der maßgebende Mann im eng⸗ 
liſchen Kabinett, uͤberwand ſeine fruͤhere Hinneigung 
zu Frankreich und erklaͤrte ſich ausdruͤcklich mit einem 
Defenſiobuͤndnis, das Deutſchland nicht aggreſſiv gegen 
Rußland zu verpflichten brauchte, einverſtanden, war 
auch bereit, Landsdowne einen offiziellen Vorſchlag an 


Berliner Tageblatt erſchien. Einzelne Angaben des Artikels waren 
ungenau. Die erſte Anregung Chamberlains erging nicht kurz vor dem 
Burenkriege, ſondern ſchon im Maͤrz 1898. Das auf Betreiben des 
Grafen Walderſee geſtellte Verlangen der deutſchen Regierung, zur 
Deckung der Kriegskoſten und zur Beſchleunigung des Ruͤckzugs der 
fremden Truppen aus China die chineſiſchen Seezoͤlle zu erhoͤhen 
(Fruͤhjahr Igor), verurſachte nur eine Stockung in den Buͤndnis⸗ 
beſprechungen, nicht aber ihren Abbruch. 
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die deutſche Regierung richten zu laſſen. Einer der 
Gründe, daß es nicht hierzu kam, lag in den Schwierig⸗ 
keiten, die mit der von deutſcher Seite gewuͤnſchten Aus⸗ 
dehnung des Buͤndniſſes auf Sſterreich-Ungarn und 
Italien verbunden waren. Lord Salisbury hatte alte 
Bedenken dagegen, Verpflichtungen fuͤr Staaten mit 
ſlawiſchen Volksteilen und lateiniſchen Anſpruͤchen ein⸗ 
zugehen. 

Daß im Hintergrunde der Gedanke ſchlummerte, die 
guten deutſch⸗ruſſiſchen Beziehungen zu truͤben, iſt moͤg⸗ 
lich und wahrſcheinlich. Aber es war ein falſches Axiom 
des Herrn von Holſtein, fuͤr das er ſeinen ganzen Ein⸗ 
fluß einſetzte, daß in dieſem Hintergedanken das leitende 
Motiv fuͤr die engliſchen Annaͤherungsverſuche enthalten 
waͤre. Bei ſeinen politiſchen Berechnungen hielt er an 
dem Glaubensſatz feſt, daß der engliſche Walfiſch und 
der ruſſiſche Baͤr niemals eine wirkliche Freundſchaft 
miteinander eingehen koͤnnten. Die wiederholte Ver⸗ 
ſicherung der engliſchen Staatsmaͤnner, England muͤſſe 
ſich, wenn ſich Deutſchland verſagte, mit dem Zwei— 
bund vertragen, erklaͤrte er fuͤr Schwindel und Bluff 
und ließ ſich auch nicht durch Warnungen des Grafen 
Hatzfeld, deſſen Klugheit er ſonſt vertraute, von ſeiner 
vorgefaßten Meinung abbringen. Dennoch waͤren die 
Verhandlungen wohl nicht im Sande verlaufen, wenn 
nicht auf deutſcher Seite mit der aͤngſtlichen Beſorgnis, 
ſich nicht gegen andere Feſtlandsmaͤchte vorſchieben zu 
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laſſen, ein uͤbertriebener Reſpekt vor der die ganze 
weſtliche Welt taͤuſchenden ruſſiſchen Faſſade verbun⸗ 
den geweſen waͤre. Es war immer noch wahr, was Fuͤrſt 
Bismarck in jenem Schreiben an Lord Salisbury von 
1887 geſchrieben hatte, daß eine ſchwere Gefaͤhrdung des 
europaͤiſchen Friedens in den panſlawiſtiſchen Umtrie⸗ 
ben und in den inneren Zuſtaͤnden des ruſſiſchen Reiches 
liege, wo Reaktion und Revolution gleicherweiſe durch 
Krieg ihr Ziel zu erreichen ſuchten. 

Endlich ſtand auf beiden Seiten die Stimmung der 
Voͤlker der Verwirklichung der Allianzidee ſchnurſtracks 
entgegen. In Deutſchland war die Entruͤſtung wegen 
der Buren noch auf der Hoͤhe. Dem Mißtrauen gegen 
engliſche Vertragstreue leiſteten Intimitaͤten des Lon⸗ 
doner Kabinetts mit Liſſabon Vorſchub, die den Wert 
des Abkommens uͤber den deutſchen Erwerb portugieſi⸗ 
ſchen Kolonialbeſitzes illuſoriſch zu machen ſchienen. Im 
engliſchen Volke beſtand die Handelseiferſucht ſeit ihrer 
durch die Kruͤger⸗-Depeſche hervorgerufenen Exploſion un⸗ 
vermindert fort, und die Forderung der Saturday Nez 
view, Germaniam esse delendam, hatte durch die laͤr⸗ 
mende Oppoſition der alldeutſchen Preſſe gegen die kuͤhle 
Haltung der deutſchen Regierung während des Buren— 
kriegs neuen Anreiz bekommen. In der Edinburger 
Rede vom 25. Oktober ıgoı berief ſich Chamberlain 
gegen den Vorwurf harter engliſcher Kriegsfuͤhrung in 
Suͤdafrika darauf, daß andere Nationen in ihren Krie⸗ 
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gen noch ſtrenger verfahren wären, die Ruſſen im Kau⸗ 
kaſus und in Polen, die Franzoſen in Tongking, die 
Hfterreicher in Bosnien, die Deutſchen 1870. Während 
dieſer verfehlte Rechtfertigungsverſuch weder in Ruß 
land, noch in Frankreich, noch in Sſterreich-Ungarn eine 
nennenswerte Erregung hervorrief, ſetzte in Deutſch— 
land ein wuͤtender Entruͤſtungsſturm ein, der monate⸗ 
lang andauerte. Der Vater des Buͤndnisangebots ließ 
darauf die Hoffnung fahren, daß es moͤglich waͤre, die 
Billigung der Parlamente fuͤr ein verbrieftes und ge⸗ 
ſiegeltes deutſch-engliſches Einvernehmen zu erlangen. 
Die Genehmigung eines ſchriftlichen Vertrags durch 
das engliſche Parlament war naͤmlich von den deutſchen 
Staatsmaͤnnern verlangt und von den engliſchen zu⸗ 
geſagt worden. Fuͤr die Beurteilung der Frage, 
warum der wiederholte Verſuch eines friedlichen Aus; 
gleichs der weltpolitiſchen Gegnerſchaft ſo gaͤnzlich miß⸗ 
gluͤckte und nicht einmal zu einer neuen Verſtaͤndigung 
in Einzelfragen fuͤhrte, faͤllt die feindſelige Stimmung 
beider Voͤlker ſtaͤrker ins Gewicht als das Verkennen 
des Ernſtes der engliſchen Eroͤffnungen auf deutſcher 
Seite. 

Sofort nach dem Scheitern der Verhandlungen 
wurde die angekuͤndigte Schwenkung der engliſchen 
Politik mit dem Abſchluß eines Buͤndniſſes mit Japan 
eingeleitet, dem zwei Jahre ſpaͤter die Entente cordiale 
mit Frankreich nachfolgte. Uns blieb neben dieſem 
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poſitiven Nachteil ein nicht zu unterſchaͤtzender nega⸗ 
tiver Vorteil zuruͤck: Der Bau der deutſchen Kriegsflotte 
war der Gefahr entruͤckt, durch Ruͤckſichten auf ein uns 
verbuͤndetes England gehindert oder verlangſamt zu 
werden. 
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IX. Die große innere Kriſis. 


Die heitere Stimmung, die Graf Caprivi am Tage 
ſeiner Entlaſſung zur Schau trug, konnte nicht daruͤber 
taͤuſchen, wie bitter er es empfinden mußte, daß in der 
Arbeiter⸗ und Sozialiſtenfrage die Politik ſeines Nach⸗ 
folgers wieder an demſelben Ende beginnen ſollte, wo 
ſie ſein Vorgaͤnger Fuͤrſt Bismarck verlaſſen hatte. 
Und doch hatte der Widerſtand des zweiten Kanzlers 
gegen neue Ausnahmegeſetze wider die ſozialiſtiſchen 
Agitationen eine fortwirkende Kraft. 

Caprivis Behandlung der Umſturzgefahr wird in 
drei nuͤchternen Saͤtzen aus ſeinen Reden gekennzeichnet. 
Der eine lautet: „Die Regierung kann niederhalten, 
niederſchlagen, damit iſt die Sache aber nicht gemacht, 
die Schaͤden, vor denen wir ſtehen, muͤſſen von innen 
heraus geheilt werden.“ Der zweite: „Wir muͤſſen uns 
nicht angewoͤhnen, dieſen Arbeiterſtand immer mit 
einem peſſimiſtiſchen Blick anzuſehen, wir duͤrfen die 
Hoffnung nicht aufgeben, auch dieſe Leute wiederzu⸗ 
gewinnen.“ Der dritte endlich erklaͤrt die ſozialdemo⸗ 
kratiſche Frage als die Frage, die fuͤr das Ende des 
Jahrhunderts die herrſchende ſein werde. Der Aus⸗ 
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druck „Frage“ war zu ſchwach. In Wahrheit war das 
erſte Jahrzehnt nach Bismarcks Scheiden aus ſeinen 
Amtern die Zeit der ſchwerſten inneren Kriſis fuͤr 
das Reich. 

Die ſozialdemokratiſche Bewegung ſchwoll zu 
maͤchtigem Umfang an. In ihr herrſchte, Richtung und 
Ziel beſtimmend, der kommuniſtiſche und internationale 
Gedanke. Auf dem Erfurter Parteitage (1891) war ein 
neues Programm aufgeſtellt worden, das dem alten 
Streit zwiſchen den beiden durch die Namen Laſſalle 
und Marx gekennzeichneten Hauptrichtungen ein Ende 
machte. Der Halleſche Parteitag (1890) hatte beſchloſſen, 
daß die „Wiſſenſchaft“ im Programm zu vollen Ehren 
gebracht werden ſollte. Die Wiſſenſchaft — das war 
hauptſaͤchlich das kurz vor der Februarrevolution 1848 
von Karl Marx und Friedrich Engels gemeinſchaftlich 
verfaßte kommuniſtiſche Manifeſt, das Fr. Engels, nach; 
dem es in viele Sprachen, zuerſt ins Engliſche, dann ins 
Franzoͤſiſche, Polniſche, Ruſſiſche, Daͤniſche uͤberſetzt wor; 
den war, in der fuͤnften deutſchen Ausgabe (1890) als 
das internationalſte Erzeugnis der geſamten ſozialiſti⸗ 
ſchen Literatur, als das gemeinſame Programm vieler 
Millionen von Arbeitern aller Laͤnder, von Sibirien bis 
Kalifornien, bezeichnen durfte. In ihm war die ma⸗ 
terialiſtiſche Geſchichtstheorie, die nur von wirtſchaft⸗ 
lichen Trieben das Leben der Voͤlker beherrſcht ſein laͤßt, 
zum erſtenmal in ein Syſtem gebracht, nachdem ſchon 
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vor Marx deutſche und franzoͤſiſche Sozialiſten gelegentlich 
die Abhaͤngigkeit der Politik von der Okonomie, die wirt; 
ſchaftlichen Klaſſengegenſaͤtze als das herrſchende Prinzip 
der Geſchichte und das Verhaͤltnis zwiſchen Armen und 
Reichen als das einzige revolutionaͤre Element in der 
Welt unter Anwendung auf die juͤngſte Zeit behauptet 
hatten. Das kommuniſtiſche Manifeſt geht die Be⸗ 
taͤtigung dieſes Prinzips auf den Hauptſtufen der Ge⸗ 
ſchichte vom klaſſiſchen Altertum an durch, bis dann zu⸗ 
letzt die moderne Bourgeoiſie als das Erzeugnis einer 
langen Reihe von Umwaͤlzungen in der Produktions⸗ 
weiſe auftritt. 

Als Beiſpiel für die gleißende Sprache und die bei⸗ 
ſpielloſe, mit lauter ſchillernden Gegenſaͤtzen arbeitende 
Dialektik diene folgende Schilderung des Wirkens der 
Bourgeoiſie: „Sie hat die buntſcheckigen Feudalbande, 
die den Menſchen an ſeinen natuͤrlichen Vorgeſetzten 
knuͤpften, unbarmherzig zerriſſen und kein anderes Band 
zwiſchen Menſch und Menſch uͤbrig gelaſſen, als das 
nackte Intereſſe, als die gefuͤhlloſe bare Zahlung. Sie 
hat die heiligen Schauer der frommen Schwaͤrmerei, der 
ritterlichen Begeiſterung, der ſpießbuͤrgerlichen Weh⸗ 
mut in dem eiskalten Waſſer egoiſtiſcher Berechnung er⸗ 
traͤnkt. Sie hat die perſoͤnliche Wuͤrde in den Tauſch⸗ 
wert aufgeloͤſt und an Stelle der zahlloſen verbrieften 
und wohlerworbenen Freiheiten die eine gewiſſenloſe 
Handelsfreiheit geſetzt. Sie hat, mit einem Worte, an 
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die Stelle der mit religiöfen und politifchen Illuſionen 
verhuͤllten Ausbeutung die offene, unverſchaͤmte, direkte, 
duͤrre Ausbeutung geſetzt ... Die Bourgeoiſie hat dem 
Familienverhaͤltnis ſeinen ruͤhrend⸗ſentimentalen Schleier 
abgeriſſen und es auf ein reines Geldverhaͤltnis zuruͤck⸗ 
gefuͤhrt. Die Bourgeoiſie hat enthuͤllt, wie die brutale 
Kraftaͤußerung, die die Reaktion ſo ſehr am Mittelalter 
bewundert, in der traͤgſten Baͤrenhaͤuterei ihre paſſende 
Ergaͤnzung fand. Erſt ſie hat bewieſen, was die Taͤtig⸗ 
keit der Menſchen zuſtande bringen kann. Sie hat ganz 
andere Wunderwerke vollbracht als aͤgyptiſche Pyra⸗ 
miden, roͤmiſche Waſſerleitungen und gotiſche Kathe⸗ 
dralen, ſie hat ganz andere Zuͤge ausgefuͤhrt, als Voͤlker⸗ 
wanderungen und Kreudzuͤge.“ 

Den erſten praktiſchen Erfolg hatte das Manifeſt bei 
der Gruͤndung der „internationalen Arbeiteraſſoziation“ 
in London (1864). Bei der Abfaſſung der Statuten 
ſiegte Marx über den alten republikaniſchen Verſchwoͤrer 
Mazzini. Ebenſo gab der franzoͤſiſche Vorläufer des Er; 
furter Programms, das ſog. Minimumprogramm von 
1880, an deſſen Abfaſſung neben Marx und Engels noch 
Guesde und Lafargue beteiligt waren, die Endziele des 
kommuniſtiſchen Manifeſtes und der in ihm nieder; 
gelegten materialiſtiſchen Geſchichtstheorie unverruͤckt 
wieder. 

In Deutſchland dagegen war durch Laſſalle zuerſt 
die nationale Richtung des Sozialismus emporgekom⸗ 
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men und ging der Lauf der Arbeiterbewegung weniger 
von Marx aus, als zu Marx hin. 

Die Wahlen von 1874 fuͤhrten drei Laſſalleaner und 
ſechs Eiſenacher, ſo genannt nach dem Eiſenacher Kon⸗ 
greß der ſozialdemokratiſchen Arbeiterpartei, in den 
Reichstag. Beide Richtungen teilten ſich aber zu ziem⸗ 
lich gleichen Teilen in die 350 000 Stimmen, die drei 
Jahre nach der Errichtung des Reiches gegen die be; 
ſtehende Staats⸗ und Geſellſchaftsordnung abgegeben 
worden waren. Die Kraͤfte waren alſo gleich, und vor 
allem waren es auch die Leiden; die Behoͤrden ſchritten 
nach dem erſchreckenden Anwachſen der ſozialiſtiſchen 
Stimmen mit gleichem Nachdruck gegen die feindlichen 
Bruͤder ein. 

Das auf dem Gothaer Verſoͤhnungskongreß (1875) 
beſchloſſene Einigungsprogramm enthielt noch einige 
Laſſalleſche Gedanken, der freie Staat und die ſozialiſti⸗ 
ſche Geſellſchaft ſollten mit allen geſetzlichen Mitteln im 
nationalen Rahmen erſtrebt und das eherne Lohngeſetz 
durch Errichtung von ſozialiſtiſchen Produktivgenoſſen⸗ 
ſchaften mit Staatsmitteln zerbrochen werden. Marx 
war empoͤrt daruͤber, daß in dem Programm immer 
noch der Staat und der nationale Rahmen mit den ge⸗ 
ſetzlichen Mitteln vorkamen. In einem fuͤr die Fuͤhrer 
der Eiſenacher beſtimmten Brief, der bis zur Zeit des 
Erfurter Parteitages (1891) geheim blieb, warf er dem 
„verpeſteten und demoraliſierenden“ Kompromißwerke 
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„hohle Phraſen, Borniertheit und Flegelei“ vor. Die 
weitere Entwicklung hat aber gelehrt, daß die Schuͤler 
kluͤgere Praktiker als der theoriſierende Meiſter waren. 
Was ſie damals anſtrebten, die innige Vereinigung 
beider Stroͤmungen in der deutſchen Arbeiterwelt, das 
iſt ihnen vollſtaͤndig gelungen. Der Parteivorſtand 
durfte ſich in der Rechtfertigung, die er gegen die Ver⸗ 
oͤffentlichung der Marxſchen Kritik 1891 erließ, mit 
gutem Grunde darauf berufen, daß das Programm keine 
demoraliſierende Wirkung im Sinne von Marx gehabt 
habe und daß erſt noch eine fuͤnfzehnjaͤhrige Entwicklung 
notwendig geweſen war, um die Geſamtheit der Partei 
auf die theoretiſche Hoͤhe von Marx zu heben, der wiſſen⸗ 
ſchaftlich allerdings nach ſeinem Briefe von 1875 in den 
meiſten weſentlichen Punkten recht behalten muͤſſe. 
Das Erfurter Programm beruhte in den Haupt⸗ 
punkten auf einem Entwurf, den Engels aus London 
eingeſchickt hatte. Darin wurden die Schlacken der 
fruͤheren Programme, wie nationaler Rahmen und 
Produktivgenoſſenſchaften, hinweggeraͤumt. Auch der 
Staat kam in keinerlei Geſtalt mehr vor. Der Ber; 
gleich des Erfurter Programms mit ſeinen deutſchen 
Vorlaͤufern beweiſt, daß ſich die ſozialdemokratiſche Lehre 
nirgends uͤber ihren Urſprung erhoben hat, ſondern im 
Gegenteil auf ihn, in ruͤcklaͤufiger Bewegung, nach 
mancherlei Kurven und Abirrungen, allmaͤhlich zuruͤck⸗ 
gegangen iſt, eine eigentuͤmliche Entwicklung, nicht vor⸗ 
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waͤrts und Neues bildend, ſondern ruͤckwaͤrts in immer 
mehr gelaͤuterter Anpaſſung an die aufs gruͤndlichſte 
in dem großen Werke „Das Kapital“ ausgearbeitete 
Lehre von Marx. Der Hauptſatz war, daß ſich die Ge⸗ 
ſellſchaft unter der Herrſchaft des Privateigentums an 
Produktionsmitteln „naturnotwendig“ in zwei Klaſſen 
(Ausbeuter und Ausgebeutete) ſpalte und daß nur die 
Umwandlung der Warenproduktion in ſozialiſtiſche, fuͤr 
und durch die Geſellſchaft betriebene Produktion den 
Großbetrieb und die ſtets wachſende Ertragsfaͤhigkeit 
der geſellſchaftlichen Arbeit fuͤr die bisher „ausgebeu⸗ 
teten“ Klaſſen aus einer Quelle des Elends und der 
Unterdruͤckung zu einer Quelle der hoͤchſten Wohl; 
fahrt und allſeitiger harmoniſcher Vervollkommnung 
machen werde. 

Liebknecht fuͤhrte auf dem Erfurter Tage u. a. 
woͤrtlich aus: „Sind die Produktionsmittel in den Be⸗ 
fig der Allgemeinheit übergegangen, dann iſt das Pro; 
letariat nicht mehr Klaſſe — ſo wenig wie die Bourgeoiſie 
— dann hoͤren die Klaſſen auf, dann iſt nur noch die Ge⸗ 
ſellſchaft Gleichberechtigter vorhanden — die erſte menſch⸗ 
liche Geſellſchaft, die Menſchheit und das Menſchen⸗ 
tum . .. Die Herrſchaft, die Ausbeutung in jeder Form 
ſoll beſeitigt werden, die Menſchen ſollen frei ſein und 
gleich, nicht Herren und Knechte, nur Genoſſen und 
Genoſſinnen, nur Bruͤder und Schweſtern!“ 

Je laͤnger die Aneignung der Marxſchen Lehren in 
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Deutſchland gedauert hatte, um fo fefter ſaßen fie nun 
in den Koͤpfen. Das Erfurter Programm brachte einen 
außerordentlichen Schwung in das Leben der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei. Wohl tauchten noch genug Streitig⸗ 
keiten auf, aber ſie drehten ſich mehr um das taktiſche 
Verhalten als um die Grundſaͤtze, ſo z. B. die Fehde 
Bebels gegen die gemaͤßigte Richtung der Suͤddeut⸗ 
ſchen unter Fuͤhrung von Vollmars und Grillenbergers, 
die fuͤr die Budgetbewilligung in den Einzellandtagen 
eintraten. Unermuͤdlich wurde daran gearbeitet, die auf 
lauter groben Kategorien „Arbeiterklaſſe“ und „Kapi⸗ 
taliſtenklaſſe“, „Staat“ und „Geſellſchaft“, „Menſch⸗ 
heit“ und „Menſchentum“ aufgebaute Marxſche Ge⸗ 
dankenwelt den Waͤhlermaſſen einzupraͤgen. Wo der 
Bildungsdrang des Arbeiters nicht ausreichte, halfen 
Diskutierklubs nach. Wer einmal auf die Scheidung der 
Geſellſchaft in zwei Klaſſen (Ausbeuter und Ausgebeu⸗ 
tete) eingeſchworen war, dem mußte alles uͤbrige des 
Syſtems logiſch richtig erſcheinen und der kuͤmmerte ſich 
nicht mehr darum, daß die Dinge im Leben, wie Bogu⸗ 
mil Goltz ſagt, nicht ſo oder ſo, ſondern ſo und ſo ſind, 
und daß es in der Politik uͤberhaupt nicht auf das 
logiſch Richtige, ſondern auf das praktiſch Nuͤtzliche an⸗ 
kommt. Den Fragen nach dem Ausſehen des Zukunfts⸗ 
ſtaats wich man mit der Berufung auf die geheimnis⸗ 
volle Kraft der Entwicklung aus, die „von ſelbſt“ alles 
zum beſten ordnen wuͤrde. Ihr blieb es alſo auch uͤber⸗ 
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laffen, den von Liebknecht geſchilderten Kollektivmenſchen 
hervorzubringen, ein Sammelweſen voll lauter Tugenden, 
das Gottes Sonne noch nicht beſchienen hat. 

Auch gegen den Einwand, daß die Sozialreform, das 
Eingreifen des Staats in das freie Spiel der Kraͤfte zu⸗ 
gunſten der Arbeiter, den revolutionaͤren Charakter 
andern wuͤrde, war man gewappnet. Die Neue Zeit 
hatte ſchon in einer Begruͤndung des Programment⸗ 
wurfs geſagt: „Der Sozialismus wurzelt gerade in der 
Überzeugung von der Unmoͤglichkeit, dem Proletariat 
in der heutigen Geſellſchaft eine befriedigende Stellung 
zu verſchaffen ... Die gegenwärtige Produktionsweiſe 
erzeugt ebenſo naturnotwendig wie das Elend auch die 
Empörung gegen das Elend... Die Wurzeln dieſer 
Empoͤrung liegen nicht im Elend ſelbſt — nicht uͤberall, 
wo Elend iſt, iſt auch die Empoͤrung gegen das Elend, 
und es ſind nicht die Elendſten unter den Elenden, bei 
denen die Empoͤrung beginnt, ihre Wurzeln liegen in 
dem Klaſſengegenſatz zwiſchen den Ausbeutern und den 
Ausgebeuteten.“ 

Das war die alte Marxſche Dialektik, und aus dieſem 
Gedankengange folgte auch, daß es zum Kampfe um die 
politiſche Macht nicht eines moͤglichſt großen Haufens 
Elender, ſondern einer großen, geſchulten Truppe Em⸗ 
poͤrter bedurfte. 

Dieſer Ruͤckblick auf die Geſchichte der Sozialdemo⸗ 
kratie, der dem Kundigen nichts Neues ſagt, ſoll zeigen, 


206 


daß aus den wirtſchaftlichen Intereſſenkaͤmpfen eine ganze 
Weltanſchauung herausgewachſen war, die ſich aus zwei 
Extremen zuſammenſetzte, einem duͤſteren Peſſimismus 
in bezug auf die beſtehende Ordnung — da herrſchen 
allenthalben nur boͤſe Triebe — und einem maßloſen 
Optimismus in bezug auf die zukuͤnftige kommuniſtiſche 
Geſellſchaft — da iſt der Menſch nur edel, hilfreich und 
gut. Im Jahre 1850 hatte Marx in den von ihm und 
Arnold Ruge herausgegebenen Deutſch-⸗franzoͤſiſchen 
Jahrbuͤchern geſchrieben: Die Waffe der Kritik koͤnne 
die Kritik der Waffen nicht erſetzen, die materielle Ge; 
walt muͤſſe geſtuͤrzt werden durch materielle Gewalt, 
allein auch die Theorie werde zur materiellen Gewalt, 
ſobald ſie die Maſſen ergreife. 

In der zeit, von der ich erzaͤhle, hatte die Theorie 
bereits die Maſſen ergriffen. Der Fetiſchglaube an die 
Wunderkraft der kommuniſtiſchen Geſellſchaft ſetzte ſich 
ſo radikal feſt, daß grundſaͤtzlich Faͤhigkeit und Beruf 
des Gegenwartsſtaates zu wirklichen Reformen geleugnet 
wurde, was nicht hinderte, daß die Partei in ihrer agi⸗ 
tatoriſchen Praxis das Verdienſt an offenbaren Fort; 
ſchritten in der ſozialen Geſetzgebung ausſchließlich fuͤr 
ſich in Anſpruch nahm. Erſt im Laufe dieſes Jahrhun⸗ 
derts hat es in der ſozialdemokratiſchen Literatur an 
kritiſchen Arbeiten gegen die Einſeitigkeiten und Schwaͤ⸗ 
chen der Marxſchen Theorie nicht gefehlt. 

Vor allem war es der Optimismus eines Fuͤhrers 
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wie Auguſt Bebel, der die Maſſen hinriß. In feinem 
buͤrgerlichen Leben war er die friedliche Ehrbarkeit ſelbſt, 
wie Robespierre Philiſter, der ſich als Weltbuͤrger fuͤhlt. 
Sein Redefluß bewaͤltigte die laͤngſten Perioden, ſprang 
aber auch ſpielend in kurzen rhetoriſchen Fragen wie uͤber 
Stromſchnellen dahin. Seine Geſinnung war immer 
grundehrlich, auch wenn ihm, was nicht ſelten vorkam, 
ſeine Leichtglaͤubigkeit einen Streich geſpielt hatte. Noch 
in ergrautem Haar war er feurig wie ein Juͤngling, und 
wenn er auf der Rednertribuͤne mit Halbrechtsſchwen⸗ 
kung ſeinen Finger wie eine Rute erhob und auf den mit 
ſchief geneigtem Haupte in ſich zuſammengeſunkenen 
Fuͤrſten Hohenlohe einredete, konnte man begreifen, 
wie ſehr der fuͤr keinen Überfall geruͤſtete dritte Kanzler 
ſolche Szenen ſcheute. Bebels Optimismus war naiv 
und phantaſtiſch zugleich und wirkte gerade darum ſo 
ſtark auf die Maſſen. In ſeinem Buche „Die Frau“ 
ſchrieb er z. B. über den Zukunftsſtaat: „Da die Herr; 
ſchafts⸗ und Knechtſchaftsverhaͤltniſſe durch Aufhebung 
der bisherigen Eigentumszuſtaͤnde untergehen, hat auch 
der politiſche Ausdruck dafuͤr keinen Sinn mehr. Der 
Staat hört mit dem Herrſchaftsverhaͤltnis auf, wie die 
Religion aufhoͤrt, wenn der Glaube an uͤbernatuͤrliche 
Weſen oder an vernunftbegabte, uͤberſinnliche Kraͤfte 
nicht mehr vorhanden iſt.“ An einer anderen Stelle 
heißt es: „Mord? Weshalb? Es kann keiner am an⸗ 
deren ſich bereichern, und der Mord aus Haß und Rache 
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hängt immer wieder direkt oder indirekt mit dem heu⸗ 
tigen Sozialzuſtand zuſammen. Meineid, Urkunden⸗ 
faͤlſchung, Betrug, Erbſchleicherei, betruͤgeriſcher Ban⸗ 
kerott? Das Privateigentum fehlt, an dem und gegen 
das dieſe Verbrechen begangen werden konnten. Brand⸗ 
ſtiftung? Wer ſoll daran Freude und Befriedigung 
ſuchen, da die Geſellſchaft ihm jede Moͤglichkeit zum Haß 
nimmt.“ 

Mit der Herrſchaft der kommuniſtiſchen Ideen bildete 
ſich natuͤrlich auch der internationale Zug der Partei 
ſtaͤrker aus. Namentlich mit den franzoͤſiſchen Sozialiſten 
wurde enge Fuͤhlung gehalten und die gegenſeitige Soli⸗ 
daritaͤt oͤffentlich verkuͤndet. Zur Feier der Erinnerung 
an den Kommuneaufſtand von 1871 ſandten Mit⸗ 
glieder der Reichstagsfraktion im Maͤrz 1892 eine Be⸗ 
gruͤßung an Lafargue, in der geſagt war: „Der Kampf, 
weit entfernt, eine mildere Form angenommen zu 
haben, wird von Tag zu Tag erbitterter. Alle Parteien 
haben ſich gegen uns vereinigt — der Staat und die 
Kirche haben ſich gegen uns verbuͤndet, aber wir bieten 
ihnen die Stirn, wir marſchieren immer vorwaͤrts und 
werden ſie alle ſchlagen.“ Ahnliche Adreſſen wurden fof 
jedes Jahr ausgetauſcht. 

Die buͤrgerlichen Gegner der Sozialdemokratie er⸗ 
kannten wohl mehr und mehr, daß deren ſtetig zu⸗ 
nehmende Gewalt uͤber die Gemuͤter keineswegs bloß 
auf grobe materielle Inſtinkte und politiſche Macht⸗ 
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anſpruͤche gegründet, ſondern von einem eigenen Schatz 
von Forſchungen und humanen Ideen getragen war. 
Gleichwohl nahm ſich der kritiſche Kampf gegen die ſozia⸗ 
liſtiſchen Beſtrebungen haͤufig nur die Oberflaͤche, Ver⸗ 
ſammlungen, Ausſtaͤnde, Boykotts, Straßendemon⸗ 
ſtrationen, fanatiſche Ausbruͤche in Wort und Schrift zum 
Ziel, ohne die inneren Ideen zu treffen, aus denen die Be⸗ 
wegung ihre nachhaltige Kraft zog. Wie wenig ſelbſt ein 
ſo kritiſch veranlagter Politiker wie Eugen Richter in den 
Kern der Gedankenwelt des geiſtigen Vaters der Sozial⸗ 
demokratie, Karl Marx, eingedrungen war, bewies er 
an einer Stelle ſeiner Flugſchrift: „Die Irrlehren der 
Sozialdemokratie“. Er wollte Bebel daruͤber belehren, 
daß es falſch ſei, den Wertunterſchied von Anzuͤgen da⸗ 
nach zu berechnen, wieviel Stunden der Schneider zu 
ihrer Herſtellung gebraucht habe. Es kaͤmen außer 
den Arbeitsſtunden in Betracht, wieviel Arbeitszeit die 
Herſtellung des Tuches aus der Wolle erforderte. Die 
Arbeitszeit hier aber haͤnge von der Mitwirkung von 
Maſchinen ab, deren Herſtellung wiederum Arbeitszeit 
koſte. Endlich ſetze auch die Wolle einen Aufwand von 
Arbeitszeit bei der Schafzucht voraus. Bebel bedurfte 
aber dieſer Belehrung nicht. Er hatte in ſeinem Buche 
„Die Frau“ allenthalben von „geſellſchaftlich notwen⸗ 
diger Arbeitszeit“ im Sinne der Marxſchen Kritik der 
politiſchen Okonomie geſprochen und dabei vorausgeſetzt, 
daß ſeinen Leſern ſchon bekannt waͤre, was der Meiſter 
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darunter verſtanden hat, nämlich alles das, was E. Rich⸗ 
ter bei Berechnung der Arbeitszeit beruͤckſichtigt wiſſen 
wollte. Derartige Mißverſtaͤndniſſe trugen natuͤrlich 
kraͤftig dazu bei, den Hochmut der ſogenannten Um⸗ 
ſturzpartei erſt recht zu ſteigern. 

Nach einem Spruch Goethes find allgemeine Bes 
griffe und großer Duͤnkel immer auf dem Wege, entſetz⸗ 
liches Ungluͤck anzurichten. Das Kraftgefuͤhl der 
Arbeiter maſſen iſt vielleicht zu keiner Zeit uns 
baͤndiger geweſen als in der Mitte der neun; 
ziger Jahre des vorigen Jahrhunderts. Jeder 
Mißerfolg der Regierung, jeder Erfolg gegen das Un⸗ 

ternehmertum ſchuͤrte das Feuer. Welcher Jubel zum 
Beiſpiel, als der Berliner Bierkrieg zu Weihnachten 1894 
nach ſiebenmonatiger Dauer mit einem Siege der Brau⸗ 
gehilfen, Kuͤfer und Boͤttcher endigte! Die Brauereien 
hatten einen Ring gebildet und eine Anzahl ihrer Ar⸗ 
beiter wegen ſozialdemokratiſcher Betaͤtigung ausge; 
ſperrt. Die Friedensbedingungen wurden von dem Ab⸗ 
geordneten Singer als Vertreter der ſozialdemokratiſchen 
Boykottkommiſſion diktiert und enthielten die Aner⸗ 
kennung, daß der Arbeiter in der Betaͤtigung ſeiner ge⸗ 
werkſchaftlichen und politiſchen Klaſſenintereſſen durch 
den Arbeitgeber nicht behindert werden duͤrfe. 

Um ſo gefaͤhrlicher fuͤr den Frieden im Innern des 
Reichs mußten neue Verſuche ſein, die Bewegung mit 
Gewaltmaßregeln zu unterdruͤcken. Die Spannungen 
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waren bereits fo ſtark, daß fie nicht weiter gefteigert 
werden konnten, ohne eine Erplofion hervorzubringen. 
Mit dem Reichstag, ſo wie er war, die Sozialdemo⸗ 
kratie wieder unter ein Ausnahmegeſetz zu ſtellen, war 
ausgeſchloſſen. Nicht einmal die ſogenannte kleine Um⸗ 
ſturzvorlage, die der neue Kanzler Fuͤrſt Hohenlohe von 
ſeinem Vorgaͤnger uͤbernahm, konnte im Reichstag eine 
Mehrheit erlangen, obgleich ſie im weſentlichen nur das 
gemeine Strafrecht gegen oͤffentliche Anpreiſung von 
Verbrechen und gegen die Aufforderung von Perſonen 
des Soldatenſtandes zur Verweigerung des Gehor⸗ 
ſams verſchaͤrfen wollte. Zwei Jahre darauf wurde der 
Verſuch gemacht, das preußiſche Verſammlungs⸗ und 
Vereinsrecht zu reformieren, d. h. die Befugniſſe der 
Polizei zur Aufloͤſung von Verſammlungen und Ver⸗ 
einen zu erweitern. Das Abgeordnetenhaus ſtrich die 
wichtigſten Vorſchriften. Das Herrenhaus machte dar 
gegen aus dem Entwurf, der ſich auf dem Boden des 
gemeinen Rechts hielt, ein ausdruͤckliches Sondergeſetz 
gegen die Sozialdemokratie. Das Abgeordnetenhaus 
lehnte darauf die Vorlage mit 209 gegen 205 Stimmen 
ab. Die Mehrheit beſtand aus Zentrum, National⸗ 
liberalen und Freiſinnigen. Alſo ſogar das aus Klaſſen⸗ 
wahlen hervorgegangene preußiſche Parlament war fuͤr 
ein Ausnahmegeſetz nicht zu gewinnen. | 

Wie dachte man fich den Staatsſtreich? Konſtantin 
Roͤßler nannte im Oktober 1894 in einer Broſchuͤre die 
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Diktatur die unerlaͤßliche Forderung des Augenblicks. 
Der Kaiſer ſollte den Bundesrat veranlaſſen, auf drei 
Jahre die geſetzgebende Gewalt allein an ſich zu nehmen. 
Die Schleſiſche Zeitung, die ſich unter den konſervativen 
Blaͤttern ſonſt durch maßvolles ruhiges Urteil aus⸗ 
zeichnete, trat im Mai 1895 für die Notwendigkeit eines 
Verfaſſungsbruches ein. Die deutſchen Fuͤrſten ſollten 
ſich, ſo wurde vorgeſchlagen, zu einem neuen Bunde auf 
eine Stunde vereinigen, um eine neue Grundlage zur 
Beſeitigung des allgemeinen gleichen Wahlrechts her; 
zuſtellen, ein Gedanke, der gelegentlich und akademiſch 
auch dem Fuͤrſten Bismarck durch den Kopf gegangen 
war. Aber eben noch bei ſeiner achtzigjaͤhrigen Ge⸗ 
burtstagsfeier hatte der Altreichskanzler die Studenten 
und die Hamburger ermahnt, zu halten, was wir muͤh⸗ 
ſam unter dem Gewehranſchlag der uͤbrigen Europaͤer 
ins Trockene gebracht haben, und nicht zu glauben, daß 
ſich die tiefgehenden, gleichſam geologiſchen Spaltungen 
im deutſchen Boden mit einem Schlage vertilgen ließen. 
Eine andere Anregung ging vom Grafen Mirbach, der 
als Vorſitzender des Vereins der Steuer; und Wirt⸗ 
ſchaftsreformer die vornehme Richtung des Agrarier⸗ 
tums vertrat, im preußiſchen Herrenhaus aus. Er ſagte, 
weite Kreiſe wuͤrden es mit Jubel begruͤßen, wenn auf 
Grund einer Anderung des Wahlrechts ein neuer Reichs⸗ 
tag berufen wuͤrde. Damit wollte er jedoch nach einer 
ſpaͤteren Erlaͤuterung keinen Staatsſtreich im Auge ge⸗ 
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habt haben, ſondern nur Vorſchlaͤge, die ſich darauf 
richteten, die Wahlpflicht einzufuͤhren, die Altersgrenze 
hinaufzuſetzen und die geheime Wahl zu beſeitigen. 
Aber das durchzuſetzen, waͤre eben ohne Konflikt nicht 
moͤglich geweſen. 

In ſeiner Jenaer Rede vom 30. Juli 1892 hatte 
Fuͤrſt Bismarck geſagt, er moͤchte dazu beitragen, daß ſich 
das Parlament wieder zu einer konſtanten Majoritaͤt 
und Autoritaͤt erhebe, er ſelbſt habe unbewußt dazu bei⸗ 
getragen, daß der Reichstag in ſeinem Einfluß herunter⸗ 
gekommen ſei. In derſelben Rede nannte er es ein ge⸗ 
faͤhrliches Experiment, wenn man im Zentrum Europas 
abſolutiſtiſchen Ideen und Velleitaͤten zuſtrebe. Er wollte 
alſo ein Parlament mit eigenem politiſchen Willen ha⸗ 
ben, der ſich gegen abſolutiſtiſche Neigungen richte. Und 
gleichzeitig ſollte die demokratiſchſte Partei mit abſolu⸗ 
tiſtiſchen Mitteln unterdruͤckt werden? Kampf nach 
oben gegen Kaiſer, Hof und Heer, und nach unten gegen 
eine von der Idee der Voͤlkerverbruͤderung beherrſchte 
Maſſe von Proletariern, Kleinbuͤrgern und Literaten — 
das ging uͤber die Kraft eines Parlaments, in dem das 
Buͤrger⸗ und Junkertum, zerſplittert in ein Dutzend 
von Fraktionen, Gruppen und Gruͤppchen, der geeinig⸗ 
ten Sozialdemokratie gegenuͤberſtand. 

Die naͤchſt der ſozialdemokratiſchen Partei an Waͤhler⸗ 
zahl und zugleich an innerer Geſchloſſenheit ſtaͤrkſte 
Partei war das Zentrum. In ſeinem Beſitzſtand in⸗ 
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folge der Maffierung der Katholiken in beſtimmten Teilen 
des Reichs vollſtaͤndig geſichert, in langem Kampfe 
gegen den Fuͤrſten Bismarck und unter Fuͤhrung der 
kleinen Exzellenz von Meppen, des kluͤgſten und ge⸗ 
wandteſten Stegreifdebatters, politiſch geſchult, wie keine 
andere Partei, ein feſt verbundenes Konglomerat von 
demokratiſchen und ariſtokratiſchen Elementen, ſtand 
das Zentrum unerſchuͤtterlich auf dem Grundſatz: Kein 
Aus nahmegeſetz und erſt recht kein Verfaſſungsbruch. In 
der Politik der Partei trat in der erſten Zeit nach Windt⸗ 
horſts Tode der Zug nach links ſtaͤrker hervor. Das zeigte 
ſich ſchon bei dem Streit um die Militaͤrreform und noch 
mehr bei dem Beſchluß uͤber den Antrag Graf Hompeſch⸗ 
Richter⸗Singer vom 23. Maͤrz 1895, durch den die Abſicht 
des konſervativen Praͤſidenten von Levetzow, dem Fuͤr⸗ 
ſten Bismarck zu ſeinem achtzigſten Geburtstag einen 
Gluͤckwunſch zu ſenden, vereitelt wurde. Nach der tiefen 
Entruͤſtung, die der Beſchluß bei den alten Kartellpar⸗ 
teien erregte, konnte nicht mehr an die Verwirklichung 
des von dem Miniſter von Miquel beguͤnſtigten Planes 
einer Verſtaͤndigung dieſer Parteien mit dem Zentrum 
gedacht werden. Die naͤchſte Folge war, daß der Praͤſi⸗ 
dent von Levetzow und der zweite Vizepraͤſident, der 
Nationalliberale Dr. Buͤrklin, zuruͤcktraten und an 
ihrer Stelle die Zentrumsmitglieder von Buol, bis⸗ 
her erſter Vizepraͤſident, und Peter Spahn gewaͤhlt 
wurden. Mit begreiflichem Stolze beging zu gleicher 
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Zeit die einſt verfemte Partei ihr fuͤnfundzwanzig⸗ 
jaͤhriges Jubilaͤum. 

Die konſervative Partei, ebenfalls ihrer Wähler; 
ſchaft in den weiten laͤndlichen Bezirken noch ſicher — da⸗ 
fuͤr hatte das Syſtem Puttkamer in der preußiſchen Ver⸗ 
waltung hinlaͤnglich geſorgt — litt unter den Nachwehen 
der Wandlungen, die in ihr in der Zeit vor und nach 
dem Sturze Bismarcks vorgegangen waren. Im Som⸗ 
mer 1895 wurde ſie durch die Veroͤffentlichung des ſoge⸗ 
nannten Scheiterhaufenbriefes des Abgeordneten Stoͤcker 
empfindlich getroffen. Nicht durch Untreue oder Ver⸗ 
rat, ſondern auf dem Wege des Kaufes von dem ban⸗ 
kerotten Redakteur der Kreuzzeitung, Abgeordneten Frei⸗ 
herrn von Hammerſtein, war der Brief an ein geheimes 
Konſortium und von da in die Spalten des Vorwaͤrts 
gekommen. Ein ſeltener Fall, daß ein Privatbrief, der 
vor einem Menſchenalter geſchrieben wurde, noch im 
Gedaͤchtnis alter Parlamentarier und Journaliſten lebt! 
Und da er exemplariſchen Wert fuͤr geriſſene Taktiker 
von robuſter Moral beſitzt, wird er es wahrſcheinlich noch 
hoch zu Jahren bringen. Zum beſſeren Verſtaͤndnis iſt 
es noͤtig, bis auf die . im Jahre 
1887 zuruͤckzugehen. g 

Der Hof⸗ und Se Stoͤcker fuͤhlte ſich nach 
den Erfolgen, die er auf der Kanzel und in Volksverſamm⸗ 
lungen davongetragen hatte, als Gottesmann berufen, 
die proletariſchen Maſſen der Großſtadt zum poſitiven 
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Chriſtenglauben zuruͤckzufuͤhren. Er war ganz ehrlich 
darin, daß er die Seelen der Armen und Notleidenden 
von der „naturaliſtiſchen“ Weltauffaſſung der Sozial⸗ 
demokratie abziehen und ihnen mit chriſtlicher Liebe 
helfen wollte. Er fand, daß die evangeliſche Kirche in 
Berlin nicht genug Organe habe, um in den unteren 
Maſſen zu wirken, und begruͤndete deshalb die Berliner 
Stadtmiſſion, die wider die das Vaterland und den 
Staat bedrohenden Tendenzen neben der materiellen 
die geiſtliche Verſorgung betreiben ſollte. Unter dieſen 
Tendenzen wurden nicht nur die Beſtrebungen der So⸗ 
zialdemokratie, ſondern auch die liberale Theologie 
Ritſchls, die das Berliner Stadtparlament beherrſchende 
Fortſchrittspartei und nicht zuletzt die Boͤrſe und das 
Judentum verſtanden. Von vornherein war alſo der 
religioͤſen Hilfstaͤtigkeit der Stadtmiſſion reichlich viel 
Politik beigemiſcht. Am 28. November 1887 hielt Stoͤcker 
beim Grafen Walderſee eine Verſammlung ab, an der 
Prinz Wilhelm und Gemahlin, die Miniſter von Putt⸗ 
kamer und von Goßler, der Praͤſident des Reichstags 
v. Wedell⸗Piesdorf, Abgeordnete der Rechten, Geiſtliche 
und Finanzleute teilnahmen. Prinz Wilhelm ſprach ſich 
nach dem Vortrag Stoͤckers freundlich uͤber den chriſt⸗ 
lich⸗ſozialen Gedanken aus. Weitere Matineen beim 
Grafen Walderſee folgten nach. Der Kanzler Fuͤrſt 
Bismarck ſchoͤpfte Verdacht, daß ſich eine orthodox⸗ 
junkerliche Koterie des kuͤnftigen Thronerben bemaͤchtigen 
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und der Kartellpolitik ein Ende machen wollte. All⸗ 
gemein war bekannt, daß die extreme Rechte, die ſoge⸗ 
nannte Kreuzzeitungspartei, nur widerwillig mit der 
von dem Abgeordneten von Helldorf gefuͤhrten regie⸗ 
rungs freundlichen Mehrheit der Konſervativen in das 
Kartell mit den Mittelparteien eingetreten war. Ein 
von dem Vizepraͤſidenten des Staatsminiſteriums von 
Puttkamer herruͤhrender Artikel, der den uͤber die Wal⸗ 
derſee⸗-Verſammlungen entſtandenen Lärm der mittel: 
parteilichen, fortſchrittlichen und ſozialdemokratiſchen 
Blaͤtter beſchwichtigen ſollte, wurde von der Redaktion 
der Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung abgelehnt. Statt 
ſeiner erſchienen in dem Kanzlerblatt ſcharfe Artikel 
gegen die politiſche Taͤtigkeit des Hofpredigers Stoͤcker. 

Kaiſer Friedrich wuͤnſchte die Entfernung Stoͤckers 
aus ſeinen geiſtlichen Amtern als Hof⸗ und Dom⸗ 
prediger. Auf Antrag des Fuͤrſten Bismarck wurde in 
einem Kronrat in Charlottenburg beſchloſſen, Stoͤcker 
vor die Wahl zu ſtellen, ob er auf ſeine Amter oder auf 
ſeine oͤffentliche Agitation in Volksverſammlungen ver⸗ 
zichten wolle. Stoͤcker waͤhlte den Verzicht auf die Agi⸗ 
tation. Wie er jedoch im geheimen weiter gegen den 
Fuͤrſten Bismarck und gegen das Kartell arbeitete, das 
bewies fein am 5. September 1895 vom „Vorwaͤrts“ 
veroͤffentlichter Brief an einen „ſehr bekannten Fuͤhrer 
der konſervativen Partei“. Der Empfänger war der 
Abgeordnete Freiherr von Hammerſtein, deſſen Freund 


218 


und Seelſorger Stöder war. Der Brief war am 14. Au⸗ 
guſt 1888, alſo zwei Monate nach dem Tode Kaiſer 
Friedrichs geſchrieben. Sein Zweck ging dahin, moͤg⸗ 
lichſte Vorſicht in der Behandlung des Kaiſers zu emp⸗ 
fehlen. Vornehmlich ſollte eine Gegenuͤberſtellung des 
Kaiſers und des Fuͤrſten Bismarck jetzt, da der Fuͤrſt 
den Kaiſer ganz fuͤr das Kartell gewonnen habe, ver⸗ 
mieden werden, denn dadurch treibe man den Kaiſer 
erſt recht auf die Kanzlerſeite und verliere ſo das Spiel. 
Die Kernſtelle lautete woͤrtlich: „Man muß rings um 
das Kartell Scheiterhaufen anzuͤnden und ſie hell auf⸗ 
lodern laſſen, den herrſchenden Opportunismus in die 
Flammen werfen und dadurch die Lage beleuchten. 
Merkt der Kaiſer, daß man Zwietracht zwiſchen ihm und 
Bismarck ſaͤen will, ſo ſtoͤßt man ihn zuruͤck. Naͤhrt man 
in Dingen, wo er inſtinktiv auf unſerer Seite ſteht, ſeine 
Unzufriedenheit, ſo ſtaͤrkt man ihn prinzipiell, ohne per⸗ 
ſoͤnlich zu reizen.“ 

Genau nach dieſem Rat handelte Freiherr von 
Hammerſtein in der Kreuzzeitung, zuerſt bis zum Herbſt 
1889, d. h. ſo lange, als ſich noch kein innerer Gegenſatz 
zwiſchen dem jungen Kaiſer und dem alten Kanzler 
zeigte, und ſpaͤter, wie oben geſchildert, ebenſo, als nach 
der Koͤnigsberger Rede noch nicht beſtimmt abzuſehen 
war, ob ſich der „gute Troupier“, den niemand zu ſtuͤr⸗ 
zen gedaͤchte, noch laͤnger auf dem Kanzlerpoſten halten 
wuͤrde oder nicht. 
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Gegen Ende September 1889 wurde in mehreren 
Artikeln der Kreuzzeitung das alte hiſtoriſche Banner 
des wahren konſervativen Royalismus entrollt und 
gegen den „Kartell⸗Goͤtzendienſt“ mit der Behauptung 
Sturm gelaufen, daß man ſich nicht ſcheue, dem Koͤnig⸗ 
lichen Herrn Fingerzeige zu geben, ihm nahezulegen, 
wie er regieren ſolle, und ihm eine Parlaments mehrheit 
zu oktroyieren. Damit war die Taktik des Scheiter⸗ 
haufenbriefes aufgegeben. Im Lager der Kreuzzeitung 
ſchien man Gewißheit daruͤber zu haben, daß die Kanzler⸗ 
ſchaft des Fuͤrſten Bismarck bald zu Ende gehen wuͤrde. 
Auch vor einer Erklaͤrung im Reichsanzeiger, daß keiner 
Partei geſtattet ſei, ſich das Anſehen zu geben, als be⸗ 
ſitze ſie das kaiſerliche Ohr, wich die Kreuzzeitung nicht 
zuruͤck. Die Tage des Kartells waren ſowieſo gezaͤhlt. 
Bei den Wahlen im Februar 1890 verloren die Kar⸗ 
tellparteien insgeſamt 85 Sitze, und mit dem Weggang 
Bismarcks war es auch mit der regierungsfreundlichen 
Mehrheit innerhalb der konſervativen Partei vorbei. 
Herr von Helldorf legte den Vorſitz im Ausſchuß der 
Partei nieder. Stoͤcker und Hammerſtein bekamen die 
Oberhand. Jener war im Herbſt 1890 von ſeinem Hof⸗ 
predigeramt zuruͤckgetreten und widmete ſich fortan mit 
ſeiner Gabe, die Herzen der armen Leute warm zu ma⸗ 
chen, ganz der chriſtlich⸗ſozialen Partei, dieſer fuhr mit 
der ganzen Ruͤckſichtsloſigkeit ſeiner ſtarknervigen Natur 
fort, „die demokratiſche Methode der Erregung von 
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Trotz, Unzufriedenheit und Mißtrauen gegen die Re 
gierung und der Umſchmeichelung der Leidenſchaften 
und der Begehrlichkeit“ (Worte des Reichs boten) an⸗ 
zuwenden, und begann zugleich, mit fremdem Gelde 
Papier⸗ und Haͤuſergeſchaͤfte zu eigenem Vorteil zu 
machen. Beſiegelt wurde der Sieg der extremen Nichz 
tung durch Beſchluͤſſe und mehr noch durch die Reden des 
Parteitags auf Tivoli in Berlin im Dezember 1892. 
Der Verſammlung waren 14 Zuſaͤtze zu dem alten Pros 
gramm vorgeſchlagen worden, deren wichtigſte verlang⸗ 
ten: Kampf gegen den ſich vielfach vordraͤngenden und 
zerſetzenden juͤdiſchen Einfluß, jedoch unter Mißbilligung 
der Ausſchreitungen des Antiſemitismus, Kampf für 
die Monarchie von Gottes Gnaden gegen parlamen⸗ 
tariſches Regiment, Kampf mit den Machtmitteln der 
Staatsgewalt gegen die vaterlandsloſe Sozialdemo⸗ 
kratie und ihre Kennzeichnung als Feinde der ſtaatlichen 
Ordnung in Geſetzen. Die Verſammlung ſtrich aus 
dem Entwurfe die Erwähnung der Auswuͤchſe des 
Antiſemitismus und aͤnderte die Stelle uͤber die Sozial⸗ 
demokratie dahin ab, daß nur vaterlandsloſe Anhaͤnger 
der Sozialdemokratie gekennzeichnet werden ſollten. Die 
Milderung dieſer Stelle geſchah auf Betreiben Stoͤckers, 
um die chriſtlich⸗ſoziale Agitation, der ſich eine Reihe 
juͤngere und freier gerichtete Geiſtliche angeſchloſſen 
hatten, nicht zu erſchweren. 

Mit dem vollſtaͤndigen Siege der Kreuzzeitungspartel 
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im Tivoliprogramm und mit dem ſtarken Hervortreten 
der materiellen Intereſſen in der neuorganiſierten Hilfs⸗ 
truppe, dem Bunde der Landwirte, war die Ruͤckkehr zu 
dem fruͤheren Kartell mit den Mittelparteien unmoͤg⸗ 
lich gemacht. 

An der Spitze der Reichs partei und der national⸗ 
liberalen Partei ſtanden noch die alten Parlamentarier 
von Kardorff und von Bennigſen, die ſchon dem Nord; 
deutſchen Reichstag angehoͤrt, inzwiſchen manche Illu⸗ 
ſion uͤber die Macht des Parlaments aufgegeben hatten, 
aber immer noch ſtarke Reſte ihrer jugendlichen konſtitu⸗ 
tionellen Anſichten bewahrten. Herr von Kardorff war 
immer auf dem Plan, wenn es galt, einer ausſchweifen⸗ 
den Rede Bebels oder einem maſſiven Vorſtoß Singers 
entgegenzutreten, ſtets in urbanen Formen, niemals 
perſoͤnlich verletzend. Aber am 12. Dezember 1894 bei 
der erſten Gelegenheit nach dem Kanzlerwechſel ſchlug 
ihm ſein konſtitutionelles Gewiſſen. Er ſagte: „Wenn 
der Reichskanzler und der Miniſterpraͤſident von Preußen 
zu gleicher Zeit ihr Amt niederlegen, ſo iſt es nach meiner 
Anſicht aus konſtitutionellen Gruͤnden notwendig, daß 
das geſamte Miniſterium dem Monarchen ſeine Porte⸗ 
feuilles zur Verfuͤgung ſtellt, ferner auch deshalb, damit 
die Freiheit der Krone in ihren Entſchließungen gewahrt 
wird.“ Fuͤr eine Kabinettspolitik irgendwelcher Art war 
er nicht zu haben. Als drei Jahre nachher eine Erhoͤhung 
des Gehalts des Kabinettschefs vom Abgeordneten⸗ 
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hauſe abgelehnt war und Herr von Lucanus den Schwarz 
zen Adlerorden erhalten hatte, ſchrieb Kardorff an ſeine 
Frau: „Der ſchwarze Adler wird von den klaren Poli⸗ 
tikern als eine antikonſtitutionelle Demonſtration be; 
griffen.“ Fuͤr einen Verfaſſungskonflikt haͤtte ihn wahr⸗ 
ſcheinlich auch ſein Fraktionsgenoſſe Freiherr von Stumm, 
der ſchaͤrfſte Gegner der Sozialdemokratie, nicht gewinnen 
koͤnnen. Den ſtaͤrkſten Erfolg im Reichstag hatte der 
alte Kaͤmpe, als er in einer wirkungsvollen Klimax der 
Mehrheit vom 23. Maͤrz 1895 den Vorwurf machte, daß 
ſie mit der Verweigerung eines Dankeszeichens fuͤr den 
Reichsgruͤnder das deutſche Parlament vor der ganzen 
Welt laͤcherlich machen wuͤrde. 

Der Fuͤhrer der nationalliberalen Partei, Herr von 
Bennigſen, war um vier Jahre aͤlter und nicht mehr ſo 
beweglich wie Herr von Kardorff. Schon einmal, nach 
dem großen Wandel der Wirtſchafts⸗ und Parteipolitik 
des Fuͤrſten Bismarck, hatte er ſich von den politiſchen 
Geſchaͤften mißmutig zuruͤckgezogen, was Konſtantin 
Roͤßler mit dem ſonderbaren Einfall beklagte, daß 
Bennigſen als Miniſter des Innern der Melanchthon 
der politiſchen Reformation in Preußen haͤtte werden 
koͤnnen. Auf ſeine alten Tage waͤre er ſicherlich der An⸗ 
wendung von Gewaltmaßregeln abhold geweſen. Das 
fuͤr buͤrgt ein weiſes Wort von ihm, das ich weiterhin 
in anderem Zuſammenhang anfuͤhren werde. 

Auf der buͤrgerlichen Linken im Reichstag endlich 
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führte ein abfterbendes Geſchlecht kenntnisreicher, Hochs 
gebildeter Individualiſten (E. Richter, Bamberger, Barth, 
Alexander Meyer, Schrader, Rickert) das Wort, oft voll 
beißendem Sarkasmus, aber doch ohnmaͤchtig und von 
der Rechten wegen ihrer Hinneigung zu Mancheſtertum 
und Freihandel und als Anwaͤlte der juͤdiſchen Bevoͤlke⸗ 
rung ebenſo ſcharf, bei Wahlen ſogar manchmal noch 
ſchaͤrfer bekaͤmpft, als der gemeinſame Feind, die Sozial⸗ 
demokratie, an die ſie in ihren alten großſtaͤdtiſchen Do⸗ 
maͤnen ein Mandat nach dem anderen verloren. Oben⸗ 
drein hatte ſich die buͤrgerliche Linke bei der Capriviſchen 
Militaͤrreform wieder in zwei Teile getrennt. 

Bei ſolcher Zerfahrenheit der Parteiverhaͤltniſſe im 
Reich einen Kampf um Ausnahmegeſetze zu beginnen, 
der nur mit einer Minderung der Autoritaͤt der Re⸗ 
gierung endigen oder in einen Staatsſtreich auslaufen 
konnte, unter Kanzlern normalen Wuchſes und gerade 
in einer Periode geſteigerten Hochgefuͤhls der Sozial⸗ 
demokratie, waͤre ein Verhaͤngnis fuͤr das Reich ge⸗ 
weſen. Jeder Verſuch, wieder mit den verhaßten Spitze⸗ 
leien der Polizei vorzugehen, wieder die Pflege der 
Kameradſchaft in den Arbeitervereinen, die im Heer eine 
Tugend iſt, fuͤr ein verderbliches Laſter zu erklaͤren und 
das freie Wort in Parlament und Preſſe zu unterdruͤcken, 
waͤre bis weit in die buͤrgerlichen Kreiſe hinein als unge⸗ 
ſetzlich und unertraͤglich empfunden worden und auf hef⸗ 
tigen Widerſtand geſtoßen. | 
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An der Spitze des Reichs der Kaiſer in heißem Be⸗ 
muͤhen, die Nation einer herrlichen Zukunft entgegen⸗ 
zufuͤhren, das Parlament in viele ſich befehdende Par⸗ 
teien geſpalten, in ſeinem Einfluß durch Bismarcks, des 
noch lebenden, unwillkuͤrliche Mitſchuld herunterge⸗ 
druͤckt, die Sozialdemokratie im Wachſen unter Fuͤhrern, 
die wie Bebel ehrlich an den baldigen großen Kladdera⸗ 
datſch glaubten; in Preußen die bodenſtaͤndigen Herren⸗ 
menſchen, die dem ſtehenden Heere die beſten Offiziere 
lieferten und aus deren Geſchlecht der nur mit einem 
Tropfen ſozialen Ols geſalbte größte ſtaatsmaͤnniſche 
Genius hervorgegangen war, als treueſte Stuͤtzen des 
Throns im Beſitze uͤberwiegenden Einfluſſes auf den 
Hof des Herrſchers, im Landtag und in der Verwaltung, 
die Bauern mit ihnen vereint in fanatiſcher Oppoſition 
gegen die Handelspolitik des Reichs; die Induſtriearbeiter 
uͤberall im Reich in ſcharfen Kaͤmpfen um Vereinsfreiheit, 
Koalitionsrecht und gewerkſchaftliche Organiſation. 

Zu dieſen tiefen Bewegungen und Spaltungen kam 

nun noch eine erbitterte Gegnerſchaft zwiſchen der Perſon 
des Kaiſers und Koͤnigs und dem ſozialdemokratiſchen 
Arbeitervolk hinzu. Am Sedantage 1895 beim Parade; 
mahle im Koͤniglichen Schloß zu Berlin ward das Wort 
geſprochen: „Eine Rotte von Menſchen, nicht wert, den 
Namen Deutſche zu tragen.“ Ahnliche waren vorher: 
gegangen und folgten nach. Sind ſie auch heute aus⸗ 
geloͤſcht, fo laſſen ſie ſich doch in keiner Betrachtung der 
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ſchweren Wirrſale jener Zeit übergehen. Sie aus ihr 
zu erklären, iſt nicht ſchwer. Das Wort von der Rotte 
war herausgefordert worden durch eine wilde Agitation 
in Schrift und Wort gegen das Feiern der 25jaͤhrigen 
Gedenktage des deutſch⸗franzoͤſiſchen Krieges. Den Ton 
gab der Vorwaͤrts an. Er ſprach von einer mordspatrio⸗ 
tiſchen Feier, in die patriotiſche Kapitaliſten ihre Arbeiter 
hineinpeitſchen wollten, und erging ſich in rhetoriſchen 
Fragen wie dieſer: „Wo iſt der Mann unter dem deut⸗ 
ſchen Induſtrieproletariat, der ſolcher frechen Betaͤtigung 
des Mordspatriotismus nicht hohnlachend und mit 
Ekel erfüllt gegenuͤberſtaͤnde? Wo iſt der Hanswurſt 
unter den Ausgebeuteten, der ſich ohne Ingrimm im 
Herzen durch Beteiligung an ſolcher Feier entehrte? 
Welcher klaſſenbewußte Arbeiter in deutſchen Landen 
reichte im Anblick des mordspatriotiſchen Geheuls nicht 
mit doppelter Innigkeit ſeinen franzoͤſiſchen Bruͤdern 
und Leidensgefaͤhrten die Hand, eingedenk der Loſungs⸗ 
worte, vor denen die Bourgeoiſie der ganzen Welt er⸗ 
blaßt als vor einem Menetekel: „Proletarier aller Laͤn⸗ 
der, vereinigt euch!“ Dieſe Sprache war nicht nur hoͤchſt 
geſchmacklos und prahlerifch, ſondern atmete auch den 
Geiſt der groͤßten Unduldſamkeit, wie ihn die Jakobiner 
der großen franzoͤſiſchen Revolution betaͤtigt hatten. 
Solche Beiſpiele einer maßloſen Überhebung kamen in 
der ſozialdemokratiſchen Preſſe keineswegs nur verein⸗ 
zelt vor. Auch an Beſchimpfungen des Andenkens an 
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den alten Kaiſer Wilhelm fehlte es nicht. Die Enträftung 
buͤrgerlicher Kreiſe daruͤber war ſo ſtark, daß es ſozial⸗ 
demokratiſche Abgeordnete gemaͤßigter Richtung, wie 
der ſuͤddeutſche Abgeordnete Auer, fuͤr gut hielten, den 
Vorwurf der Reichsfeindſchaft und antinationaler Ge⸗ 
ſinnung abzuwehren und die doch recht ſchwache Be; 
hauptung aufzuſtellen, die Sedanfeier ſei keine natio⸗ 
nale, ſondern eine Parteifeier. 

Kaiſer und Arbeitervolk ſprachen nicht mehr dieſelbe 
Sprache. Waͤhrend in den Reden des Kaiſers die Be⸗ 
griffe Staat und Geſellſchaft, Obrigkeit und Untertan, 
die ein Nebeneinander und Miteinander bedeuteten, 
noch ihren fruͤheren Sinn hatten, waren ſie in der Sprache 
der Demokratie feindliche Gegenſaͤtze. Manche große 
Geſte war gewiß nicht ſo boͤs gemeint, als ſie aus⸗ 
ſah und wirkte. Von beiden Seiten. Aber auf die Wir⸗ 
kung kommt es an. An den Klagen uͤber perſoͤnliches 
Regiment war das Buͤrgertum faſt ebenſo beteiligt, 
wie die Arbeiterſchaft. Wie viele Kaiſerreden riefen 
Irrungen und Wirrungen in der breiten Öffentlich, 
keit hervor! Der Glaube, daß der Kaiſer abſolutiſtiſche 
Ziele verfolge, drang in immer weitere Kreiſe. Manche 
ſcharfe Wendung entſprang dem Antrieb einer jugend⸗ 
lich ſtarken Natur und dem Bewußtſein eines edelen 
Willens. In einer Periode heftiger innerer Kaͤmpfe 
und gefaͤhrdeter ſtaatlicher Ordnung wollte feuriger 
Pflichteifer den Herrſcher ſelbſt als den glanzvollen 
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Mittelpunkt erſcheinen laſſen, von dem die allgemeine 
Wohlfahrt Licht und Kraft erhalte. Haͤufige Berührung 
mit Maͤnnern verſchiedener Staͤnde auf Reiſen, bei 
Feſten und Empfaͤngen beſtaͤrkte in der Vorſtellung, 
daß das Herrſcherauge beim Anblick der Noͤte des Volkes 
und im Erkennen ihrer vielfach verſchlungenen Urſachen 
keiner Taͤuſchung unterliegen werde. Bei ſolcher Über; 
ſpannung von hoͤchſter Pflicht und hoͤchſtem Recht war 
der ſtetige Gang der Regierungsmaſchine inneren Stoͤ⸗ 
rungen ausgeſetzt und konnten Enttaͤuſchungen und 
Mißverſtaͤndniſſe im Volke nicht ausbleiben. Von ge⸗ 
legentlichen Ratgebern und unter dem dauernden Ein⸗ 
fluß der naͤchſten, dem Volksleben weit entruͤckten Um⸗ 
gebung neben Wahrem auch Falſches und Irriges zu 
hoͤren und zu glauben, iſt Herrſcherſchickſal. Wer aber 
weiß, welche Ratſchlaͤge dem Kaiſer von einzelnen Ver⸗ 
trauten und von hohen Stellen muͤndlich und in Denk⸗ 
ſchriften zur Bannung der Revolution von unten ges 
geben wurden, der muß es als Zeichen weiſer Selbſt⸗ 
beherrſchung und klugen Maßhaltens anſehen, daß er 
ihnen nicht gefolgt und allmaͤhlich zu ſeiner urſpruͤng⸗ 
lichen Auffaſſung der ſozialen Frage zuruͤckgekehrt iſt. — 

Ein beſſeres gegenſeitiges Verſtehen kam mit dem 
Weltkrieg. Erſt heute koͤnnen wir es ganz begreifen, wie 
verbitternd und aufreizend der Vorwurf der Vater⸗ 
landsloſigkeit auf die Fuͤhrer des Arbeitervolks und auf 
dieſes ſelbſt wirken mußte. Erſt heute koͤnnen wir auch 
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die Dankesſchuld ermeſſen, die allen Gegnern des Staats⸗ 
ſtreichs unter den Staatsmaͤnnern und Politikern aus 
der Zeit der großen inneren Reichskriſts gebührt. Zu 
dieſen Gegnern gehoͤrte vor allem der dritte Kanzler, 
der greiſe Fuͤrſt Hohenlohe. In der Behandlung der 
Umſturzgefahr ließ er ſich nicht aus den Bahnen des 
neuen Kurſes draͤngen. Eine Aufzeichnung von ihm 
aus dem Herbſt 1895 (Denkwuͤrdigkeiten II, S. 523) 
lautet: „Ich weiß, daß eine Anzahl Politiker und hoher 
Streber darauf ausgehen, mich bei Seiner Majeftät zu 
diskreditieren. Sie wollen einen anderen Reichskanzler 
und geben vor, daß es einer energiſchen Aktion beduͤrfe. 
Was koͤnnen ſie damit erreichen? Konflikt mit dem 
Reichstage fuͤhrt zu Aufloͤſung und zu Neuwahlen, die 
zu einer Niederlage der Regierung. Abermalige Auf⸗ 
loͤſung und Staatsſtreich fuͤhrt zum Konflikt mit den 
verbuͤndeten Regierungen, zu Buͤrgerkrieg, zu Aufloͤſung 
des Deutſchen Reiches. Denn das Ausland wird nicht 
ruhig bleiben und ſich einmiſchen, wenigſtens Frank⸗ 
reich. Meine Politik iſt die, mit dem Reichstag auszu⸗ 
kommen zu ſuchen ... Ich ſelbſt gehe jeden Augenblick, 
wenn Seine Majeſtaͤt jene Wege beſchreiten will.“ Faſt 
genau ſo wie Graf Caprivi! f 
Wer den dritten Kanzler nur nach den ungluͤcklichen 
Eindruͤcken beurteilen wollte, die ſein voͤlliger Mangel 
an redneriſcher Begabung im Reichstag machte, wuͤrde 
feiner ſtaatsmaͤnniſchen Perſoͤnlichkeit nicht gerecht. Sein 


229 


Alter und feine politiſche Vergangenheit ſchuͤtzten ihn 
vor Übereilung. Manches im laufenden Geſchaͤft, das 
die Aufmerkſamkeit des Kanzlers verdiente, ließ er un⸗ 
taͤtig hingehen, aber in der ſchriftlichen Abwehr von 
Entſchließungen, die gefaͤhrlich waren, konnte er recht 
tapfer ſein. Auch im Verkehr mit dem Kaiſer hielt er 
auf ſeine Kanzlerwuͤrde. Die Stuͤtzen, auf die er ſich am 
meiſten verließ, waren die Staatsſekretaͤre und Miniſter 
Freiherr von Marſchall und von Boͤtticher. Als dieſe 
ſich von ihm trennten, dachte er ernſtlich an ſeinen 
Ruͤcktritt, und es bedurfte deutlicher kaiſerlicher Ver⸗ 
trauensbeweiſe, um eine Kanzlerkriſis zu vermeiden. 
Freiherr von Marſchall erkrankte Anfang Mai 1897. 
Die Vorwuͤrfe, die er wegen der Erfuͤllung einer Pflicht 
der Selbſtachtung und der oͤffentlichen Moral im Pro⸗ 
zeß Luͤtzow von den Huͤtern einer mißverſtandenen preu⸗ 
ßiſchen Tradition zu hoͤren bekam, gingen ihm ſehr nahe. 
Ein Leberleiden zehrte an ſeinen Kraͤften. Das war der 
Hauptgrund, warum er Anfang Juni in einer Audienz 
beim Kaiſer den Wunſch ausſprach, von der Leitung des 
Auswaͤrtigen Amtes entbunden zu werden. Sein wei⸗ 
terer Wunſch war, ſich durch diplomatiſche Erfahrungen 
im Auslande einen feſten Platz in der hohen Politik zu 
erringen, nachdem er ſich auf ſeinem bisherigen Poſten 
die laͤngſte Zeit mit dem Studium der wirtſchaftlichen 
Angelegenheiten und der Vertretung der Handelsver⸗ 
traͤge im Reichstage hatte beſchaͤftigen muͤſſen. Er ſah 
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ein, daß er mit feiner handelspolitiſchen Vergangenheit 
ein Hindernis fuͤr die beginnende Vorbereitung eines 
neuen Zolltarifs ſein wuͤrde. Gleichzeitig hatte ſich der 
Miniſter und Staatsſekretaͤr von Boͤtticher die kaiſer⸗ 
liche Ungnade zugezogen, weil er im Reichstage am 
18. Mai auf eine Rede des Abgeordneten Richter gegen 
das perſoͤnliche Regiment die Antwort ſchuldig geblieben 
war. Die Beratung galt einem Antrag Rickert und Ge⸗ 
noſſen auf Aufhebung des Verbindungsverbotes fuͤr 
politiſche Vereine. Der Antrag war ein Proteſt gegen 
den Verſuch, durch eine Novelle in Preußen die Ver⸗ 
eins; und Verſammlungsfreiheit zu beſchraͤnken. Der 
Abgeordnete Rickert und der Zentrumsfuͤhrer Lieber 
nannten das preußiſche Vorgehen eine Kriegserklaͤrung 
gegen die Geſetzgebung des Reichs. Der Abgeordnete 
von Kardorff ließ in ſeine Verteidigung des preußiſchen 
Vorgehens die Bemerkung einfließen, der Fonds mon⸗ 
archiſcher Geſinnung ſei ſtark in Abnahme. Dieſe Be⸗ 
merkung griff der Abgeordnete Richter auf und fuͤgte 
in ſcharf zugeſpitzter Rede hinzu, daß nicht durch die 
Agitationen der Sozialdemokratie, ſondern infolge von 
Vorgaͤngen, die ſich der parlamentariſchen Eroͤrterung 
entzoͤgen, ſo ſtark an dem monarchiſchen Kapital in weiten 
buͤrgerlichen Kreiſen gezehrt werde. Mit den Vorgaͤngen 
war u. a. die Anſprache an die Maͤrker vom 26. Fe⸗ 
bruar 1897 gemeint, in der die Ratgeber Kaiſer Wil⸗ 
helms I. als Werkzeuge feines erhabenen Wollens, nach 
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einer anderen Lesart als Handlanger, bezeichnet waren. 
Der Staatsſekretaͤr von Boͤtticher ſchwieg, weil er fuͤrch⸗ 
tete, mit einer Entgegnung den Widerhall der Richterſchen 
Rede zu verſtaͤrken und ſtuͤrmiſche Szenen im Reichstag 
hervorzurufen. Außerdem war er laͤngſt ſchon unter den 
fortgeſetzten Friedrichsruher Angriffen amtsmuͤde ge⸗ 
worden. 

Mit dem von der Rechten und allen ſtreitbaren An⸗ 
haͤngern des Fuͤrſten Bismarck laut begruͤßten Aus⸗ 
ſchiffen Marſchalls und Boͤttichers — der Reform⸗ 
miniſter Freiherr von Berlepſch hatte das Handels⸗ 
miniſterium ſchon im zweiten Jahre nach Caprivis Sturz 
abgegeben — waren die letzten alten Steuerleute des 
neuen Kurſes von 1890 beſeitigt und dieſer ſelbſt zu 
Ende. Mit den neuen Staatsſekretaͤren B. von Buͤlow 
fuͤr das Auswaͤrtige, Graf Poſadowsky fuͤr das Innere, 
Admiral Tirpitz fuͤr die Marine begann eine neue, fuͤr 
die Landwirtſchaft guͤnſtige und fuͤr die auswaͤrtige Politik 
ſchwierigere Periode. Aber das Schiff blieb vor dem 
Scheitern an der Klippe des Staatsſtreichs bewahrt. 

Waͤre in der ſozialen Frage die Wendung zu dem 
blutigen Kataklysmus eingetreten, den Fuͤrſt Bismarck 
bald nach ſeiner Verabſchiedung in naher Zukunft kom⸗ 
men ſah, ſo haͤtten uns die aͤußeren Feinde in Europa 
nicht einzukreiſen brauchen, um uns wieder klein und 
ſchwach zu machen. Wir waͤren es ſchon ſo geweſen. Das 
Schwert kann Menſchen töten, aber nicht das moraliſche 
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Gewiſſen. Ein ſolches hatten aber die Führer der ſozial⸗ 
demokratiſchen Maſſen und der gewerkſchaftlichen Organi⸗ 
ſationen, und der nationale und ſtaatliche Sinn war 
im Arbeitervolk noch nicht erſtorben. ) 

Unter den „Jungen“ der chriſtlich⸗ſozialen Partei 
war einer, der mit großer Beredſamkeit und warmem 
Verſtaͤndnis fuͤr das, was in den Gemuͤtern der Arbeiter 
vorging, den optimiſtiſchen Glauben an einen Ausgleich 
zwiſchen Kaiſertum und Demokratie vertrat, der Pfarrer 
Friedrich Naumann in Frankfurt a. M. Aus ihm gluͤhte, 
gemildert zwar, dieſelbe innere Flamme, die das Ge⸗ 
heimnis der Erfolge Stoͤckers als Volksredner war. 
Unter den Parlamentariern drang am tiefſten in die 
unterirdiſchen Gaͤnge der ſozialen Frage einer der 
wenigen noch aus der Zeit der Reichsgruͤndung uͤbrig⸗ 
gebliebenen Helfer des Fuͤrſten Bismarck ein: Rudolf von 
Bennigſen. Auf einer Feier der nationalliberalen Partei 
zur Erinnerung an den Verſailler Kaiſertag (1896) ſagte 
er uͤber den Gegenſatz zwiſchen buͤrgerlicher Geſellſchaft 
und revolutionaͤrer Sozialdemokratie: „Der Deutſche 
iſt nun einmal ſo geſchaffen, daß er alle dieſe großen 
Dinge, die den Menſchen bewegen, tiefer und innerlicher 
erfaßt, als die meiſten anderen Voͤlker. Das iſt ein Vor⸗ 
zug, aber unter Umſtaͤnden auch ein Ungluͤck, wenn es 
ihm nicht gelingt, dieſe tiefere Erfaſſung nun gluͤcklich 


) Vgl. Wolfgang Heine: Die Sozialdemokratie im neuen Deutſch⸗ 
land“, Suͤddeutſche Monatshefte, Mär; 1915. 
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su überwinden, in den Formen, die dafür gegeben find. 
So iſt es auch in Deutſchland gekommen. Aber wenn 
dies ſo iſt, fo liegt darin zugleich auch vielleicht die Loͤ⸗ 
fung. Ich habe ſchon lange die Überzeugung, daß es 
ſich gar nicht allein um wirtſchaftliche Fragen, ſondern 
darum handelt, daß dieſe Gegenſaͤtze unter den Men⸗ 
ſchen menſchlich überwunden werden ... Oft ſchon iſt 
an mich die Frage gekommen: Was bleiben Sie bei den 
unerfreulichen Erſcheinungen des allgemeinen Wahl⸗ 
rechts im jetzigen Reichstag uͤberhaupt noch in der Ver⸗ 
tretung der deutſchen Nation? Ich habe darauf er⸗ 
widert: Das iſt doch nur ein voruͤbergehender Nieder⸗ 
gang. Der Kern unſerer Nation wird auch das uͤber⸗ 
winden ... Der Kaiſer vertraut auf die geſunde Kraft, 
auf den unverbrauchten Untergrund unſeres Volkes, 
und da ſollten wir nicht dasſelbe tun? Wir am wenigſten, 
wir Alteren. Nie haben wir, die wir an der Begruͤndung 
und Befeſtigung des Reichs mitgewirkt haben, daran ge⸗ 
zweifelt, daß das deutſche Volk imſtande ſein wird, auch 
Schweres zu uͤberwinden, und nie daran, wenn einmal 
wieder große innere Gefahren oder aͤußere Anfeindungen 
an Deutſchland herantreten, daß ſich da die einige Kraft 
unſeres Volkes energiſch geltend machen wird.“ 

Die Gegenſaͤtze unter den Menſchen menſchlich uͤber⸗ 
winden — das war es, was in jener Zeit ganz fehlte. Fuͤr 
den Verkehr zwiſchen Regierungsvertretern und ſozial⸗ 
demokratiſchen Abgeordneten waren im Reichstag überall 
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Scheidewaͤnde gezogen. Ließ fih doch einmal eine per: 
ſoͤnliche Beruͤhrung in irgendeiner beſonderen Sache 
nicht umgehen, ſo vollzog ſie ſich moͤglichſt in einer ver⸗ 
ſchwiegenen Ecke. Ein Geſpraͤch uͤber die Haltung der 
Partei in großen politiſchen Fragen war ſo gut wie aus⸗ 
geſchloſſen. Die praktiſche Erfahrung und Tuͤchtigkeit 
von Arbeitervertretern blieb fuͤr die Regierung faſt un⸗ 
genutzt, und wie hat ſie ſich in gemeinſchaftlicher Arbeit 
mit der Regierung bewährt ſeit dem 4. Auguſt 1914! 

Von allen Lehren, die uns der Weltkrieg hinterlaͤßt, 
iſt dies die wichtigſte: Staͤrkung der geſamten Kraft des 
Volkes nach außen, keine Verhetzung von Volksteilen 
gegeneinander, ſondern Achtung jeder ehrlichen Ge⸗ 
ſinnung im inneren Meinungsſtreit. „Nachgiebigkeit 
bei großem Willen“ nennt's der Genius der Einigkeit in 
des Epimenides Erwachen. 

Keines der am Weltkrieg unmittelbar beteiligten Voͤlker 
hat tiefer als das deutſche erfahren, was es bedeutet, 
wenn alle Volksteile mit den ſtaatlichen Gewalten einig 
ſind in der Stunde vaterlaͤndiſcher Not, einig im Willen 
der Abwehr, einig im Ziele der Freiheit der Nation von 
aͤußerem Zwange. Wer mag da jetzt und ſpaͤter beim Auf⸗ 
bau alles deſſen, was der Krieg zerſtoͤrt hat, noch an 
Umſturz von oben denken? Oder ſollte wieder, wie 
nach den Befreiungskriegen vor hundert Jahren, eine 
Periode der Reaktion moͤglich ſein? Alle Vorausſetzungen 
fehlen. Damals hatte der Deutſche noch viele Vater⸗ 
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länder, eine politiſch geeinigte Nation gab es nicht. Die 
Geſchicke der europaͤiſchen Feſtlandsvoͤlker und ihre Ber 
ziehungen zueinander wurden ausſchließlich nach den Be⸗ 
duͤrfniſſen der Oynaſtien und ihrer Kabinette beſtimmt. 

Der Gegenſatz zwiſchen Monarchie und Demokratie 
hat ſeine Schroffheit verloren und wird ſich weiter ab⸗ 
ſchwaͤchen, wenn das Parlament durch einheitlicheres 
Auftreten der Parteien und durch ſtaͤrkere Entwicklung 
des politiſchen Gemeinſinns ein anderes Ausſehen und 
Anſehen erlangt, als die Reichstage ſeit einem Men⸗ 
ſchenalter beſaßen. Plutarch erzaͤhlt von einem Koͤnig 
von Sparta, dem ſeine Gemahlin nach Einſetzung der 
Ephoren als Waͤchter und Helfer fuͤr die ſtaatliche Ord⸗ 
nung vorwarf, er werde ihrem Sohne die Koͤnigliche 
Macht geringer hinterlaſſen, als er ſelbſt ſie uͤbernom⸗ 
men habe. „Im Gegenteil,“ erwiderte der Koͤnig, „ſie 
wird deſto groͤßer ſein, je dauerhafter ſie iſt.“ In der 
Tat, fuͤgt der Geſchichtſchreiber hinzu, verliert dadurch 
die koͤnigliche Macht nichts als das Übermaß und ent⸗ 
geht dem Neide und vielen anderen großen Gefahren. 
Die Lehre vom Übermaß gilt nicht allein fuͤr den Koͤnig, 
ſie gilt auch fuͤr die Ephoren. 

Sodann die Gefahr einer gewaltſamen Umwaͤlzung 
von unten. Mag nach den die weſtliche Welt beherrſchenden 
demokratiſchen Idealen und Gewohnheiten manches an 
den konſtitutionellen Einrichtungen des Deutſchen Rei⸗ 
ches ruͤckſtaͤndig erſcheinen, an Leiſtungen für die Wohl 
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fahrt der niederen Volksſchichten find fie nirgends erreicht 
oder gar uͤbertroffen worden. Die Prophezeiung Bebels 
vor fuͤnfundzwanzig Jahren, daß ſich nach Aufhoͤren des 
Menſchenmordens im unvermeidlichen Weltkriege gute 
Ausſichten fuͤr den Sozialismus bieten wuͤrden, iſt einge⸗ 
troffen, aber anders, als er ſich's dachte, und ſchon waͤh⸗ 
rend des Weltkrieges. Wird ſich die ſozialdemokratiſche 
Arbeiterpartei von der Herrſchaft allgemeiner Begriffe 
befreien und das geſchichtliche Denken ebenſo pflegen, 
wie vordem das logiſche Denken der Marxſchen Schule? 
Wird ſie der Phantaſie Grenzen ziehen, die am Ende des 
vorigen Jahrhunderts das Heil von einem gewaltſamen 
- Sprunge in ein von Grund aus neues Zukunftsgebilde 
unter der Diktatur des Proletariats erwartete, oder wird 
ſie trotz aller Erfahrungen mit den Geſinnungsgenoſſen 
der feindlichen Laͤnder dem internationalen Verbruͤde⸗ 
rungstraum das Opfer ihrer Heimatsliebe bringen? 
Auch fie verliert nichts als das Übermaß, wenn fie die 
Pflege internationaler Gedanken und Verbindungen 
dauernd den Beduͤrfniſſen nationaler Arbeiterpolitik 
unterſtellt und im Kampfe mit der beſtehenden Ordnung 
einen Verſtaͤndigungsfrieden ſchließt. 

So weben ſich aus Erinnerungen und gegenwaͤrtigem 
Erleben Gedanken in die Zukunft. Wieder heißt es, 
diesmal unter Anwendung des Bismarckſchen Greifen; 
wortes auf den inneren Wandel im deutſchen Volk: „Eine 
neue Zeit — eine neue Welt.“ 
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